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Die Marburger Juristenfakultät.
E in  F e s tg ru ß  zum  4 0 0 jä h r ig e n  Ju b ilä u m . 

V om  Geh. Justizrat, Professor D r. E r n s tH e y m a n n ,  B erlin .

Ende Juli d. J. w ird die Universität Marburg 
ih r 400jähriges Jubeltest begehen. Am  1. Juli 1527 
Weihte Landgraf Philipp der Großmütige die neu­
errichtete Universität ein. Es war die erste pro­
testantische Universität, Luther und Melanchthon 
hatten ihn beraten.1) Der Gedanke der Freiheit 
umschwebte die Gründung der Hochschule — Re­
naissance, Humanismus, Kixchenreformation erfüllten 
die Geister. Der konfessionelle Charakter ist längst ge­
schwunden, der Gedanke der Freiheit ist von Marburg 
treu bewahrt worden. E in Jurist, Ferrarius Montanus 
■— vom Berge, d. h. aus dem hochragenden Amöne- 
burg — war der erste Rektor. Ein gutes Omen für 
die Juristenfakultät, deren Name seither einen stolzen 
Klang hat.

Nach dem Freibriefe von 1529 sollten zum 
wenigsten 3 Juristen, „so in  theorica und practica 
berumptest zu bekommen“ , an der Universität lehren 
— die drei damals üblichen Professuren des Codex, 
der Digesten und der Institutionen; dagegen war 
das jus canonicum als päpstlich verbannt, erst im 
17- Jahrhundert erscheint notgedrungen eine kano- 
nistische Professur. Die klerikal-kanonistische Färbung 
der älteren Fakultäten war damit von vornherein 
zurückgedrängt, sie war auch sonst im  Verblassen; 
und zurückgedrängt war auch der Charakter der bloßen 
Lehranstalt. Die Forschung stand von Anfang an 
neben der Lehre. Freilich ist durch alles dies der 
schädliche Einfluß späterer theologischer Zänkereien 
auf die Universität nicht vermieden worden.
P *) Zur Geschichte der U niv.: K . W. J u s t i ,  Grundzüge einer 

eschichte der Univ. Marburg, 1827; H e e r , Marburger Studenten- 
ieben, 1927 (dazu E. H  e y  m a n n , DLZ. 1927, S. 449 f.); ferner G u n d 1 a c h , 
an l  ^US -̂ F0fessoruin Academiae Marburgensis, 1927, und bei beiden 
“ &e£ene Literatur. Im  allgemeinen: S t in tz in g -L a n d s b e rg ,  Ge­
juchte der deutschen Rechtswissenschaft; ADB. usw. Eine neue

Universitätsgeschichte is t geplant.

Die juristische Fakultät erhielt bei der Ausstattung 
der Universität m it säkularisiertem Klostergute das 
Klostergebäude der abgewanderten Dominikaner, die 
Stelle, wo heute das Hauptgebäude der Universität 
steht, als Arbeitsraum. Sie hatte das Beamtenpersonal 
des Landes auszubilden, ein Zweck der Universität, 
welcher, unabhängig von der Reformationsbewegung, 
auch sonst von den Landesherren damals stark 
betont wird. Die juristische Richtung entfernte 
sich von vornherein von der mittelalterlichen 
Scholastik. Schon Ferrarius Montanus, der zunächst 
nur Lizentiat, erst 1533 durch den Frankfurter Dr. 
Rudelius der erste Doctor juris Marburgensis wurde 
und später auch das Am t des Vizekanzlers übernahm, 
suchte, von humanistischen Gedanken erfüllt, sich von 
dem schwerfälligen mos italicus zu befreien. Noch ent­
schiedener aber geschah das durch Jo h a n n  O ld e n ­
d o rp , den größten Rechtslehrer der Universität im 
16. und 17. Jahrhundert. Hanseat, in  Hamburg ge­
boren, zuerst Professor in  Greifswald, dann Syndikus 
und Professor in  Rostock, hatte er kraftvoll für die 
Reformation gekämpft, war vertrieben worden und war 
dann neben dem kühnen Bürgermeister Jürgen 
Wullenweber Syndikus in  Lübeck gewesen, nach 
dessen Sturze nach Frankfurt a. O. und nach Köln 
gegangen und hatte 1540 die Codex-Professur in 
Marburg übernommen. Er lehrte 24 Jahre bis zu 
seinem Tode 1567 hier. In  Geschäften einer wilden 
Zeit alt geworden, kam er erst im  späteren Lebens­
alter zu größerer literarischer Tätigkeit, und er baute 
dabei auf den Erfahrungen seines Lebens auf. Er 
ist zugleich Rechtsphilosoph und damit einer der 
Begründer des damaligen Naturrechts, aber auch 
Praktiker und Rechtshistoriker, aufgeschlossen für 
eine freiere Lehrmethode. Er ist der Begründer 
des Ruhmes der Fakultät; sein Landgraf Philipp 
ehrte ihn hoch, — Stintzing bezeichnet ihn m it Recht 
als eine der bedeutendsten Erscheinungen unter den 
Juristen des 16. Jahrhunderts. Stärker als er gingen
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seine Nachfolger auf den Bahnen der französischen 
eleganten Jurisprudenz des Cujaz und Donellus; so 
Valentin Förster, der nach Heidelberg abwanderte, 
und Hermann Vultejus aus Wetter, der nach Reisen 
in  der Schweiz, in  Frankreich und in  Italien von 
1581— 1627 in  Marburg lehrte und auch für die 
Entwicklung des Staatsrechts Bedeutung hatte. 
Ueber diese humanistischen Bestrebungen hinaus aber 
ging eine Gruppe von Gelehrten, welche dem sog. 
Ramismus anhingen, der, einer Freirechtsmethode 
ähnlich, den festen Boden unter den Füllen zu ver­
lieren drohte: dahin gehört vor allem Vigelius ( f  1600) 
und der in  Marburg nur privatim einige Jahre (bis 
1594) lehrende Treutier, dessen Lehrbuch das be­
liebteste des 17. Jahrhunderts wurde.

In  diesem 17. Jahrhundert verfiel allmählich die 
Universität. Vielfache Pestepidemien, theologischer 
Streit, die Zwistigkeiten zwischen Hessen-Kassel und 
Hessen-Darmstadt, die zur Gründung der Konkurrenz­
universität in  Gießen führten, und vor allem die 
furchtbaren Leiden des Dreißigjährigen Krieges ver­
trieben die Musen. Erst seit 1650 ordnete man die 
Verhältnisse neu, und nach dreijähriger voller Unter­
brechung des Lehrbetriebs wurde 1653 die Universität 
feierlich wieder erneuert. Damit beginnt die zweite 
Periode auch der Juristenfakultät. Sie hatte sich 
an dem Neuaufbau der deutschen Rechtswissenschaft 
durch den Usus Modernus Pandectarum eines Carpzow, 
Mevius, Lauterbach und Samuel Stryck nicht beteiligen 
können, sie hatte ihm nur vorgearbeitet. Aber sie 
ging nun in  den Bahnen dieser Praktikerschule. Zu 
Anfang des 18. Jahrhunderts erläuterte und verteidigte 
Zaunschliffer (der bis 1729 lehrte) die Aufstellungen 
des Mevius. Aber bis in  die dreißiger Jahre des 
18. Jahrhunderts war der Zustand Marburgs nicht 
glänzend, die furchtbaren Schäden des Krieges wirkten 
in  dem schönen Lahntal nach, die Studentenschaft 
war dürftig und verroht, nur mühsam war die Ordnung 
aufrechtzuerhalten. Die große Wandlung trat durch 
einen einzelnen Mann ein: es war der Philosoph 
C h r is t ia n W o lf f ,  derl.723 ausHalle aufVeranlassung 
zelotischer Theologen gewaltsam vertrieben worden 
war und nach Marburg berufen wurde. Er lehrte in 
der philosophischen Fakultät bis 1740 und zog die 
Studierenden weither an sich, die Universität erglänzte 
aufs neue. W olff behandelte, als Schüler von Leibniz, 
neben der allgemein philosophischen Lehre auch das 
Naturrecht, für das er zugleich stark von Pufendorf 
beeinflußt war. Er stellte aprioristisch ein detailliertes 
Naturrechtssystem auf, pedantisch und unhistorisch, 
aber er suchte zu scharfen Rechtsbegriffen zu er­
ziehen, die er in  Kettenschlüssen entwickelte. Diese 
Lehren mußten auf die Juristen um so mehr wirken, 
als man von Oldendorps Zeiten her in  Marburg 
stets das Naturrecht gepflegt hatte. So wurde auch 
nach Wolffs Fortgange von den Juristen wie 
von den Philosophen in Anlehnung an ihn das 
Naturrecht eifrig gelehrt. Der wichtigste Vertreter 
dieser Richtung in  der Fakultät war Joh. U lr ic h  
C ra m e r, später Reichsfreiherr sowie Mitglied des 
Reichshofrates und des Reichskammergerichts, der 
1731— 1742 Professor inMarburg war und die Wölfische 
Denkweise auf den von ihm eifrig gesammelten 
positiven Rechtsstoff anzuwenden suchte; sein System 
des Prozesses und seine Wetzlarischen Nebenstunden 
verbreiteten sich weithin. In  jener Zeit hörte die alte 
scholastische F achabgrenzung der 4 Professuren, welche 
die Statuten von 1653 forderten, auf, und die Pro­

fessuren vermehrten sich auch gelegentlich. Neben 
dem Zivilrecht und Prozeß erscheint das aus dem Lehn­
recht erwachsende deutsche Recht, das Staatsrecht, das 
Strafrecht und in  engem Zusammenhänge m it dem 
Naturrecht das Völkerrecht. Das Strafrecht lehrte von 
1793— 1812 Anton Bauer, der dann nach Göttingen 
ging und durch seine Lehre von der Warnungsstrafe 
sowie seine späteren gesetzgeberischen Arbeiten be­
kannt geworden ist. Besondere Bedeutung gewannen 
unter dem Schutze der Aufklärung und des Natur­
rechts, das die unmittelbare praktische Geltung des 
römischen Rechts zurückdrängte, die historischen 
und besonders die deutsch-rechtlichen Studien. 
Jo h a n n  G e org  E s to r  aus Schweinsberg, vorher 
Professor in  Gießen und Jena, pflegte von 1742 
bis 1773 neben der römischen Rechtsgeschichte die 
deutschen Altertümer und unternahm es in  seiner 
„Bürgerlichen Rechtsgelehrsamkeit“ , zugleich das 
Polizeirecht wissenschaftlich zu behandeln. Estors 
Schüler aber war der große Staatsrechtslehrer Jo hann  
S tep ha n  P ü tte r ,  dessen Anfänge in  Marburg 
liegen und der hier von 1744— 1746 Privatdozent 
war, der dann jedoch auf Veranlassung des Freih. 
von Münchhausen nach Göttingen ging. Von dort 
aber kam sein bedeutender Schüler J. H. C h r is t ia n  
vo n  S e lc h o w , der seinen Göttinger Lehrstuhl 1782 
m it der Marburger Professur vertauschte, die er bis 
1795 innehatte. Selchow hat nicht nur eines der 
verbreitetsten Bücher über römische Rechtsgeschichte 
(Elementa ant.juris Rom. 1757 ff.) geschrieben, sondern 
auch den von Pütter vorgezeichneten Plan einer Dar­
stellung des deutschen Privatrechts in  einem vielfach 
aufgelegten Buche (Institutiones, später Elementa juris 
German. 1757 ff.) verw irklicht und daneben eine be­
sondere Darstellung des partikularen Privatrechts von 
Braunschweig-Lüneburg gegeben. Hingen diese 
Leistungen eng m it dem öffentlichen Recht zusammen 
und standen sie unter dem starken Einflüsse auch 
des Naturrechts, so arbeitete auf dem Gebiete strenger 
Erforschung der römischen Rechtsgeschichte in  Mar­
burg zu Ende des 18. Jahrhunderts der Darmstädter 
Philipp Friedrich Weis (1788— 1808).

So hatte sich in  Marburg, ähnlich wie in  Halle 
und in  Göttingen, neben der naturrechtlichen Richtung 
und m it ih r verbunden eine rechtshistorische Richtung 
durchgesetzt. Das aber ermöglichte das größte Ereignis, 
welches die Marburger Universitätsgeschichte aufweist: 
das Aufsteigen F r ie d r ic h  K a r l v o n  S a v ign ys . 
1795 bezog er die Universität als Student der Rechte 
und fand in  Philipp Friedrich Weis seinen Lehrer, der 
ihn nicht nur in  die K ritik  der römischen Rechts­
quellen, sondern auch in  die mittelalterlichen Juristen­
schriften einzuführen vermochte. 1800 habilitierte sich 
Savigny in  Marburg, 1803 wurde er ao. Professor, 
und in  demselben Jahre veröffentlichte er sein be­
rühmtes Buch über den Besitz, das der Grundstein 
für die juristische Rechtsschule und für die gesamte 
neuere Rechtswissenschaft geworden ist. Nach einer 
wissenschaftlichen Studienreise (1804— 1808) wendete 
er sich 1808 nach Landshut und 1810 nach Berlin. 
Savigny aber trägt das Gepräge Marburgs, denn er 
erschöpfte sich nicht in  rechtshistorischer Arbeit, 
sondern war auch ein scharfer Dogmatiker, und diese 
scharfe Begriffsbildung ist ein Erbe der Wölfischen 
Schule, wie es schon bei Cramer hervortrat, der die 
Gedankengänge des Philosophen juristisch ver­
wertet hatte.

Marburg aber schwenkt nun alsbald in die
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Richtung seines größten, über die juristische Heimat 
hinausgewachsenen Sohnes ein. Wie Jacob G rim m  
in Marburg sein Schüler gewesen war, und wie die 
Romantiker ihm folgten, so wurde im Zusammenhang 
mit der Zeitströmung auch die Fakultät an der Lahn 
von seiner Lehre ergriffen, und sie wurde eine der 
treuesten Trägerinnen der historischen Rechtsschule, 
freilich dabei keineswegs nur rechtshistorisch arbeitend, 
sondern aufs eifrigste das geltende Recht unter histori­
schen Gesichtspunkten pflegend. Es ist nicht mög­
lich, die Fülle der Juristen, welche in  der hessischen 
Zeit des 19. Jahrhunderts in  Marburg hervortraten, 
auch nur annähernd erschöpfend hier zu behandeln. 
Es mag genügen, einige bekannte Namen zu nennen. 
Unter den Romanisten erscheint neben Platner und 
Mackeldey besonders K. A . v. V a n g e ro w , der, in 
Marburg geboren, hier von 1830— 1840, seit 1837 
als Ordinarius, lehrte, um dann nach Heidelberg zu 
gehen; ferner G. v. P u ch ta , der 1835 als Münchener 
Ordinarius nach Marburg kam und hier zwei Jahre 
lehrte, um dann nach Leipzig und weiter nach Berlin 
sich zu wenden; weiterhin K o p p e n  (1857— 1864) und 
1864 A. B echm ann . Auf dem Gebiete des deutschen 
Rechts trat der aufrechte Herausgeber des Kleinen 
Kaiserrechts, E rn s tE n d e m a n n (1 8 1 9 — 1846)hervor, 
der Vater des späteren Bonner und der Großvater des 
jetzigen Heidelberger Professors, dann L. D u n c k e r  
(1841— 1843), P au l R o th  (1850— 1853) und vor 
allem W ilh e lm  A rn o ld ,  eine der wertvollsten 
Erscheinungen der ganzen Universitätsgeschichte; 
Hesse, Schüler Jacob Grimms, nachher Professor 
in Basel, 1863— 1883 in  Marburg lehrend; er brachte 
weitblickend die Rechtsentwicklung seit den ältesten 
Zeiten in  Zusammenhang m it der Gesamtkultur, 
und zeigte sich dabei, z. B. in  seinen Schriften 
über das Eigentum in  den deutschen Städten und in  
seiner Ortsnamenforschung zugleich als tiefeindringen­
der und bahnbrechender Erforscher der Einzelheiten. 
Für das Kirchenrecht ist besonders auf die Tätigkeit 
von A e m iliu s  L u d w ig  R ic h te r  (1838— 1846) h in­
zuweisen, der dann nach Berlin ging, für den Z iv il­
prozeß auch auf G eorg  W ilh e lm  W e tz e il,  den letz­
ten bedeutendenVertreter des gemeinen Zivilprozesses. 
Auf dem Gebiete des Staatsrechts aber fällt in  diese 
Periode S y lv e s te r  J o rd a n , der tapfere Tiroler, 
Vorkämpfer des Rechtsstaats und des Konstitutionalis- 
mus, der 1822 von Heidelberg nach Marburg kam, 
Eier bis 1839 lehrte, dann wegen seiner Politik 
auf dem Schlosse eingekerkert und nach sechs­
jähriger Haft erst 1848 in  seine Professur wieder 
eingesetzt wurde, der aber, Mitglied der National­
versammlung geworden, nicht mehr nach Marburg 
zurückkehrte ( f  1861). Immer höher erglühte damals 
in Marburg die Liebe zu Deutschtum und Freiheit.

Die Ereignisse des Jahres 1866 machten Marburg 
zu einer preußischen Universität, und damit beginnt 
eine große neue Blütezeit. Die Befreiung aus der 
Fnge des kleinen Territorialstaats und die Bereit­
w illigkeit der preußischen Kultusverwaltung, reichliche 
Mittel für die Entfaltung der Hochschule aufzuwenden, 
machte sich nicht nur bei denjenigen Fakultäten 
geltend, welche große, kostbare Institute erhielten, 
sondern auch bei der juristischen Fakultät. F r ie d r ic h  
A l t  h o ff ,  der bald die Leitung der preußischen 
Universitätsangelegenheiten übernahm, liebte Marburg 
besonders und förderte es nach Möglichkeit: das 
neue Universitätsgebäude entstand, die Stadt dehnte 
sich weit über ihren altertümlichen Kern am Berg­

abhang aus, die Zahl der Studierenden wuchs stark, 
im Jahr 1867 waren 296 (m it 17,2 %  Juristen) imma­
trikuliert, 1900 waren es 1184 (m it 31,5 °/o Juristen), 
und 1925 waren es 2156 (m it 32,5 %  Juristen); und 
diese Hörer rekrutierten sich immer mehr aus ganz 
Deutschland, während ehemals die Hessen und die 
Angehörigen der Nachbarländer überwogen. Die 
schlichte Schönheit des Lahntals, schon im Anfang 
des 19. Jahrhunderts von Jacob Grimm und den 
Romantikern gepriesen, wurde immer mehr erkannt. 
Aber mehr als das bedeutete für den Zuzug der 
jungen Juristen das innere Aufblühen der Fakultät.

Diese nahm vollen Ante il an der Entfaltung des 
deutschen Rechts nach der Gründung des Deutschen 
Reichs, alles Große und Erhebende der Zeit spiegelte 
sich in  ihrem Wirken. Noch in den letzten Jahren 
der hessischen Zeit war A u g u s t U b b e lo h d e , 
Hannoveraner, aus Göttingen als Ordinarius für 
das römische Recht berufen worden und hat von 
1865— 1898 m it großem Erfolge gelehrt, fest in 
den Traditionen der historischen Schule. M it ihm 
kamen aus der hessischen Zeit herüber; für Rechts­
geschichte, Staatsrecht und Kirchenrecht W ilh e lm  
A rn o ld ,  für Strafrecht und Prozeß K a r l  Fuchs 
(1851— 84), ferner für Kirchenrecht R ö s te ll (1847 
bis 1886). Kürzere Zeit lehrte dann der spätere 
Bonner Romanist P a u l K rü g e r  (1871— 72) und der 
spätere Heidelberger Staatsrechtslehrer G e o rgM e ye r 
(1872—75). Schon 1873 aber wurde L u d w ig  
E n n e cce ru s  aus Göttingen berufen und damit der 
Mann, welcher allmählich die Führung in  der Fakultät 
übernehmen sollte und ih r besonders seit 1900 stark 
das Gepräge gegeben hat. Früh durch seine roma­
nistischen Schriften weithin bekannt, leitete er die 
Zeiten des BGB. ein, an dem er zu Ende seiner 
16 Jahre dauernden parlamentarischen Tätigkeit auch 
gesetzgeberisch m itgewirkt hat, ein Mann erfüllt von 
den Gedankengängen der Bismarckschen Periode. 
Neben ihm und Ubbelohde standen als Romanisten 
O tto  L e n e l (1884— 85), R u d o lf  L e o n h a rd  (1885 
bis 1895) und als außerordentliche Professoren 
G ustav  P e sca to re , R u d o lf  S ta m m le r (1882—84), 
A le x a n d e r  L e is t ,  C a r l C rom e (1892—93), 
W ilh e lm  v. B lum e  (1896—98). Als Germanisten er­
schienen nach W. Arnolds Tode der gelehrte 
W. S ic k e l (1884— 86), der zugleich das Staatsrecht 
vertretende F r ie d r ic h  B ro c k h a u s  (1888— 89) und 
der lebendige Dogmatiker des deutschen und des 
Wechselrechts H. O. L e h m a n n  (1889— 1904), da­
neben als Privatdozenten der heutige Berliner Honorar­
professor und Privatdozent L u d w ig  Laß und der 
spätere Botschafter des Deutschen Reichs in  Madrid 
L a n g w e r th  v. S im m e rn . Für Staatsrecht wurde 
J u liu s B e rn h a rd W e s te rk a m p  1876berufen(fl912),
und neben ihm lehrten längere Zeit der spätere Kieler 
Professor A d o lf  F ra n tz  (1881—89) und C arl 
B e rg b o h m  (1893—95) das öffentliche Recht. Für 
das Strafrecht aber hatte die Universität das Glück, von 
1882— 89 F ra n z  vo n  L is z t  als Vertreter zu haben, 
der dort seine Schule begründete und dem aus ihr 
K a r l v. L i l ie n th a l  (1889—96) folgte, während 
Fr. W a c h e n fe ld  als Extraordinarius, H. B ennecke  
und R e in h a rd  F ra n k  (dieser bis 1890) als Privat­
dozenten lehrten. . _

M it Inkraftreten des BGB. tr itt dessen Lehre 
an Stelle der Pandekten in  den Vordergrund, und 
zugleich verschob sich noch einmal die Zusammen- 
Setzung der Fakultät völlig. Ubbelohde war kurz
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vorher gestorben, auch Lehmann starb schon 1904. 
Neben Enneccerus und Westerkamp lehrten jetzt für 
römisches und bürgerliches Recht F ra n z  L e o n h a rd  
(seit 1899) und F r ie d r ic h  A n d ré  (1899— 1927); 
als Privatdozent lehrte Werner W e dem eye r (1903 
bis 1908), z.Zt. in Kiel, und später S c h u lz -S c h ä ffe r , 
jetzt ao. Professor; für Strafrecht und Prozeß wirkte 
seit 1896 L u d w ig  T rä g e r, als ao. Professor vertrat 
das Strafrecht W a ld e m a r E n g e lm a n n , der 1920 
ord. Professor wurde, während P a u l M e rk e l, jetzt 
Greifswald, 1900—06 Privatdozent für Strafrecht war; 
vorübergehend (1900—02) auch F r ie d r ic h  O e tk e r, 
für Staatsrecht 1901—02 L eo  v. S a v ig n y  und dann 
von 1902— 1920 W a lte r  S c h ü c k in g  sowie seit 1909, 
zunächst als Privatdozent, dann als Professor Joh. 
V. B re d t; an Stelle von H. O. Lehmann trat ich in 
die Fakultät (1904— 1914); ferner lehrte seit 1897 
P au l H. M eye r (1907 ao., 1923 o.Prof.) das deutsche 
Recht; als Privatdozent für Handelsrecht war 1900— 02 
A rn o ld  L a n g e n , jetzt in  Greifswald, und für deut­
sches Recht und Handelsrecht 1913— 14 F r ie d r ic h  
K la u s in g , jetzt in  Frankfurt a. M., habilitiert. Die 
Fakultät hatte sich vor dem Kriege zu einer geradezu 
musterhaften Stätte der Rechtslehre entwickelt, das 
juristische Seminar war unter Leitung von Enneccerus 
vortrefflich aufgebaut, Uebungen und die gut be­
suchten Konversatorien wurden reichlich geboten, 
die Zusammensetzung der Fakultät aus Männern 
sehr verschiedener Anlage, Richtung und Wesensart, 
die aber harmonisch zusammenarbeiteten, belebte den 
Unterricht und zeitigte treffliche Ergebnisse, wie die 
Kasseler Prüfungen zeigten, die damals lange unter 
dem Vorsitz von E c c iu s , später unter v. H asse l, 
G re if t  und F r itz e  stattfanden. Es herrschte in  den 
sonnigen Jahren vor dem Kriege ein reiches geistiges 
Leben, die Studierenden und die Professoren pflegten 
den nationalen Gedanken, und ein reicher Kranz 
bedeutender Männer aus den anderen Fakultäten 
umgab die Juristenfakultät.

Dann brach der Krieg aus, und m it lohender 
Begeisterung zogen die Studierenden zusammen m it 
dem Jägerbataillon ins Feld, m it ihnen viele aka­
demische Lehrer, unter den Juristen Franz Leonhard, 
Fr. André, J. V. Bredt, Friedr. Klausing, Schulz- 
Schäffer; Leonhard und Bredt wurden schwer ver­
wundet. Der Zusammenbruch fand eine veränderte 
Juristenfakultät vor, und diese hat sich in  schnellem 
Wechsel seit jenen trüben Tagen noch einmal stark 
verschoben. An der Spitze steht immer noch 
E n n e c c e ru s , jetzt 84 Jahre alt, von der Lehrtätig­
keit erst vor kurzem zurückgezogen, aber frisch an 
seinem Lehrbuche arbeitend, das er zusammen m it 
K ip p  und W o lf f  herausgibt, und das den Ruf der 
Marburger Fakultät in  das Arbeitszimmer jedes 
deutschen Juristen trägt. L e o n h a rd  vertritt das 
römische und bürgerliche Recht nach wie vor, in  
immer lebendiger Lehrtätigkeit und als fruchtbarer, 
origineller Schriftsteller; A n d ré  ist vor einigen 
Wochen heimgegangen, und die Fakultät verliert in 
ihm einenpraktischenKopf und einen echten deutschen 
Mann, der das unbedingte Vertrauen der Studenten­
schaft besaß; seit 1921 ist der aus Straßburg ver­
triebene, künstlerisch schaffende Z ivilist E r ic h  Jung  
in die Fakultät eingetreten, und seit Anfang dieses 
Sommersemesters w irk t A l f r e d  M a n ig k  in  Marburg, 
juristischer Dogmatiker, Rechtsphilosoph und Rechts­
historiker zugleich, auf dessen Tatkraft die Fakultät 
m it Recht hohe Hoffnungen setzt. Für die Professur

für Germanistik und Handelsrecht gewann nach 
meinem Weggange noch vor dem Kriege die Fakultät 
einen ausgezeichneten Vertreter in  meinem jetzigen 
Berliner Kollegen M a r t in  W o lf f ,  dem 1918 der leider 
bald und allzufrüh vom Tode dahingeraffte M e ye r- 
H o m b e rg  folgte, dessen Nachfolger wieder der tief­
eindringende Rechtshistoriker R u d o lf  M e rk  wurde; 
neben ihm steht als Privatdozent der soeben nach 
Prag berufene W ilh e lm  L u d e w ig , während P au l 
M eye r vor einigen Wochen heimgegangen ist. Ganz 
unerwartet hat auch L u d w ig  T rä g e r  in  diesem 
Jahre der Tod ereilt, der m it seiner glücklichen 
Lehrgabe, der Liebe zu den Problemen seiner Wissen­
schaft und seiner nationalen Begeisterungsfähigkeit 
trotz seiner Emeritierung der Fakultät noch viel hätte 
sein können; das Strafrecht und denProzeß lehren jetzt 
E n g e lm a n n  und der fürTräger aus Tübingen berufene 
Krim inalist M ezger; das Staatsrecht aber wurde 
während und nach dem Kriege neben S c h ü c k in g  
von dem als Honorarprofessor tätigen, vor kurzer 
Zeit ebenfalls heimgegangenen früheren Königsberger 
Professor A d o lf  A rn d t  mitgelehrt und findet jetzt 
seine Vertretung durch Joh. V ic to r  B re d t, der, 
zugleich Reichstagsabgeordneter, in vielen gedanken­
reichen Büchern über Staats-, Kirchen-, Verwaltungs- 
recht, über volkswirtschaftliche und politische Fragen 
m it seltener Frische und Vielseitigkeit am Werke ist, 
sowie durch F e lix  G enzm er, der zugleich als Edda­
forscher einen angesehenen Namen besitzt. Als Privat­
dozent für öffentliches Recht und Rechtsphilosophie 
ist H. G e rb e r, für Verwaltungsrecht neuestens W a lz  
tätig. In  enger Verbindung m it der Fakultät stehen 
die bewährten Nationalökonomen W a lte r  T ro e lts c h  
(seit 1902) und H ans K o p p e  (seit 1905), während 
H e in r ic h  S ie v e k in g  (1903— 1907) jetzt in  Ham­
burg lehrt.

So hat die Fakultät sich aus Krieg und Zu­
sammenbruch zu neuer K raft erhoben, eine große 
cupida legum juventus aus ganz Deutschland ist 
wieder um sie versammelt, und m it froher Zuversicht 
kann sie in  das fünfte Jahrhundert schreiten. Sie 
hat die großen Gedanken O ld e n d o rp s , Christian 
W o lffs , P ü tte rs  und S a v ig n ys  treu bewahrt und 
weitergesponnen in  Fühlung m it dem neuen Leben, 
und als treuer Eckart steht L u d w ig  E n n e cce ru s  
in  ihrer Mitte. Neue Kräfte regen sich in  ih r und 
drängen zur Gestaltung, aber dem ernsten, allen W ill- 
kürlichkeiten abgeneigten Zug, den sie seit 400 Jahren 
trägt, ist sie treu geblieben. Umrauscht von den 
Wäldern ihrer schönen Berge, zwischen denen im 
lieblichen Wiesentale die Lahn dem Rhein zugleitet, 
unter dem Schutz des alten Schlosses und der ragen­
den Elisabethkirche, umgeben von Jugendfreude und 
Jugendmut, getragen von unerschütterlicher Liebe 
zum Vaterland, ein kostbares, segenspendendes 
Stück deutscher Vergangenheit, möge sie blühen, 
wachsen und gedeihen — in  aeternum!

Zum Tübinger Universitätsjubiläum.
V om  Geheimrat Professor D r. R e in h a r d  F r a n k , München.

Jubiläumsjahr! Den Auftakt machte die U n i­
versität München, als sie im November 1926 ihre 
Ueberführung von Landshut in  die Hauptstadt Bayerns 
feierte. Jetzt, in  den Frühlings- und Sommermonaten 
des Jahres 1927, folgen Graz, Innsbruck, Marburg 
und Tübingen. Der nach der alphabetischen Ordnung 
zuletzt genannten Universität gebührt dem Alter
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nach die erste Stelle. Aber da sie m it ihren vier­
hundert und fünfzig Jahren nach dem großen Jubiläum 
fo n  1877 jetzt (wie Innsbruck) nur eine Säkular- 
zw ischenfe ie r begeht, so ist auch der Gratulant zeit­
lich gebunden und darf seine Glückwünsche nur an 
das knüpfen, was Tübingen in  den letzten fünfzig 
Jahren erlebt oder durch hervorragende Gelehrte 
geleistet hat.

Von den Universitätsereignissen dieser Periode 
ist der Erlaß der neuen Verfassung v. 5. Okt. 1912 
besonders bemerkenswert. Sie ist an die Stelle der 
alten aus den Jahren 1829 und 1831 stammenden 
getreten, deren Entstehungszeit ihren Geist schon 
ahnen läßt. Aber die Verfassungsreform- berührt 
den eigentlichen Adressaten unserer Glückwünsche, 
die juristische Fakultät, nur als Glied des Ganzen; 
Ton unmittelbarer Bedeutung für sie ist die im  Jahre 
1915 vollzogene Vereinigung m it der staatswissen­
schaftlichen Fakultät, der die amtlichen Vertreter 
des öffentlichen Rechts neben den National Ökonomen 
und den Forstmännern angehörten. Welcher Grund 
für die Absonderung der Publizisten von den Z iv i­
listen und Kriminalisten maßgebend war, w ird sich 
nur an der Hand der Akten feststellen lassen. Ver­
mutlich waren es Rücksichten auf den Staatsdienst: 
die Regiminalisten, d. h. die zukünftigen Verwaltungs- 
heamten, und die Kameralisten, d. h. die zukünftigen 
Finanzbeamten, genossen eine gesonderte Ausbildung 
und mußten Prüfungen ablegen, die sich von denen 
der eigentlichen Juristen nach mehreren Richtungen 
hin unterschieden und von juristischen Disziplinen 
besonders das ö f fe n t l ic h e  Recht betrafen. Die 
Zweiteilung der Fakultäten stützte sich also zum 
großen Teil auf eine Dreiteilung der Studenten. Aber 
sie hat sich länger erhalten als diese; denn die 
Verschmelzung der Prüfungen zu einer einheitlichen 
juristischen ist schon ungefähr zehn Jahre früher ein­
getreten. Jetzt umfaßt die „rechts- und staats- 
Trissenschaftliche Fakultät“ in  Tübingen (wie auch 
mehrfach anderwärts) zwei Abteilungen: eine rechts- 
Tyissenschaftliche und eine wirtschaftswissenschaft­
liche. Die forstlichen Dozenten haben Tübingen 
Terlassen, nachdem durch Uebereinkommen m it 
Faden die Ausbildung der jungen Forstleute auch 
für Württemberg nach Freiburg verlegt worden ist. 
bu der rechtswissenschaftlichen Abteilung aber sind 
die sämtlichen Juristen vereinigt. Was das in  ver- 
Tvaltungstechnischer Beziehung bedeutet, vermag nur 
der unmittelbar Beteiligte zu beurteilen. Jedenfalls 
aber ist dadurch eine K lu ft überbrückt worden, die 
bei den engen Beziehungen zwischen öffentlichem 
'md privatem Recht und bei der wachsenden Be­
deutung des ersteren längst als unnatürlich erscheinen 
mußte. Mögen die durch die Vereinigung bedingten 
näheren persönlichen Berührungen sich auch in  
Wiss ens chaftlicher Beziehung fruchtbrin gend b e währ en!

Bei der Suche nach Tübinger Juristen ist es 
also in  Zukunft nicht mehr nötig, die Personal- 
Terzeichnisse zweier Fakultäten durchzusehen. Wer 
Slch aber diese Mühe, für die vergangene Zeit nicht 
Terdrießen läßt, w ird  sich belohnt fühlen durch die 
reiche Ernte, die er an großen oder doch bekannten 
Famen auf allen Rechtsgebieten findet. Unter 
strenger Beschränkung auf das zum Abschluß 
kommende halbe Jahrhundert nenne ich von 
ehemaligen Tübinger Juristen die Romanisten 
U e g e n k o lb  und W e n d t, die Germanisten F ra n k lin  
und R ie ts c h e l, die Kriminalisten H u g o  M eye r

und Seeger, die Publizisten T u d ic h u m  und 
v. M a r t itz ,  die Prozessualisten B ü lo w  und G a up p , 
endlich den Gesetzgeber M an d ry . Der letztere 
gehörte der Kommission für das BGB. an und wurde 
aus diesem Grunde wie als hervorragender Kenner 
des württembergischen Partikularrechts an die 
Spitze des Ausschusses berufen, aus dessen A r­
beiten der Entwurf des württembergischen Aus­
führungsgesetzes zum BGB. hervorgegangen ist. 
Schon vorher hatte Mandry zusammen m it dem 
jüngeren G e ib  den zivilrechtlichen Inhalt der Reichs­
gesetze in  einem über ganz Deutschland verbreiteten 
Werke dargestellt. Wenn ich Thudichum nicht —  
wie er selbst es vielleicht ammeistengewünschthätte — 
unter die Germanisten, sondern unter die Publizisten 
zähle, so tue ich es deshalb, weil er durch sein 
Jugendwerk über die Verfassung des Norddeutschen 
Bundes und des Deutschen Zollvereins anerkannter­
maßen m it den Grund gelegt hat zu einer wissen­
schaftlichen Erfassung des bundesstaatlichen Rechtes. 
Auch bildete er gewissermaßen eine Brücke zwischen 
den beiden Fakultäten. Denn er hat, obwohl der 
juristischen angehörig, wiederholt Vorlesungen über 
öffentliches Recht gehalten. Ausgesprochener, aber 
nichts weniger als einseitiger Germanist war da­
gegen R ie ts c h e l. Ihm schien als Forscher auf 
rechtsgeschichtlichem Gebiete ein hohes Lebensziel 
zu winken, aber zu früh für die Wissenschaft 
schnitten die Parzen seinen Lebensfaden ab.

Den nachhaltigsten praktischen Einfluß hat von 
den älteren Tübinger Juristen unserer Periode zweifel­
los der frühere Landgerichtsrat G aupp ausgeübt: er ist 
der erste Verfasser des Kommentars zur ZPO., der 
später unter S te in  zur Herrschaft gelangt und nach 
dessen Tode jetzt zu neuem Leben erstanden ist.

N icht alle Genannten hat Tübingen auf Lebens­
zeit halten können: B ü lo w , D e g e n k o lb  und 
v. M a r t itz  gingen ihm — der eine nach dieser, der 
andere nach jener Universität — verloren, und auch 
unter den lebenden Dozenten zahlreicher deutscher 
Fakultäten w ird man eine ansehnliche Zahl guter 
Namen finden, deren Träger längere oder kürzere 
Zeit in  Tübingen waren.

Von einer alle diese wissenschaftlichen Kräfte 
in  sich schließenden Tübinger Rechtsschule hat man 
seither nicht sprechen können, obwohl das von den 
zivilistischen Mitgliedern der Fakultät herausgegebene 
Archiv für die zivilistische Praxis stets in  eigenartiger 
Weise geleitet worden ist. Aber wer weiß, ob die 
Zeit nicht nahe bevorsteht, in  der die theoretische 
Begründung und das Vordringen der konstruktions­
feindlichen lnteressenjurisprudenz in  erster L inie auf 
Tübingen zurückgeführt wird? Jedenfalls sind die 
Meister dieser Richtung unter den gegenwärtigen 
Mitgliedern der Tübinger Fakultät zu suchen, und 
zum mindesten wahrscheinlich ist es, daß schon 
der berühmte A rt. 1 des schweizerischen Zivilgesetz­
buchs unter M itwirkung von Tübingen her zustande 
gekommen ist.

Am  unmittelbarsten zeigt sich der Einfluß seiner 
Fakultät in  den Früchten ihrer Lehrtätigkeit. Inner­
halb Württembergs beruht das darauf, daß von alters- 
her die Referendarprüfung vor der Fakultät abgeleg 
wird, in  ihren Ergebnissen meist über die Rauibahn 
der jungen Juristen entscheidet und nach genau 
abgemessenem Schema Kenntnisse fordert, die hinter 
denen eines Richters nicht weit zurückstehen. Aber 
auch über die schwarz-roten Grenzpfähle hinaus

2
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macht sich die unmittelbare Tübinger Lehre geltend. 
Denn die liebliche Lage der Neckarstadt und die 
Eigenart des Studentenlebens m it seinem alt­
romantischen Zauber üben gerade auf die Söhne 
des deutschen Nordens eine besondere Anziehungs­
kraft aus, die sie begeistert singen läßt:

Andre mögen andre preisen 
Als der Musenstädte Zier,
Alma mater Tubingensis,
Unser Lob erschallet dir.

Eigenart, durch jahrhundertlange Tradition ge­
nährt und gekräftigt, herrscht in  Tübingen auch 
sonst. Wer in  reiferen Jahren als Landfremder dort 
sein Quartier aufschlägt, hat nicht immer die Fähig­
keit, zuweilen auch nicht den ernsten Willen, sich 
ih r anzupassen. Aber trotzdem w ird er in  Dankbar­
keit und Anhänglichkeit den Männern verbunden 
bleiben, die sich fern vom Getriebe der großen Welt 
in  angestrengter Arbeit um die Förderung von Wissen­
schaft und Praxis bemühen. Möge es der rechts- 
und staatswissenschaftlichen Fakultät Tübingens be- 
schieden sein, in  fünfzig Jahren bei der Vollsäkular­
feier ihrer Universität alten wissenschaftlichen Glanz 
m it jugendlicher Schaffenskraft und m it der Freude 
über ein neugestärktes deutsches Vaterland zu ver­
binden !

Novellenpläne zur Gerichtsverfassung.
V om  Rat am Obersten Landesgericht W u n d e r e r ,  

München.

Die Frage, ob an der dermaligen Ordnung des 
GVG. Aenderungen vorzunehmen sind, w ird bald den 
Gesetzgeber wieder beschäftigen. Die Vorschläge, 
soweit sie greifbare Gestalt zeigen, gehen nach zwei 
Richtungen. Es soll hier der Standpunkt dargelegt 
werden, der sich gegenüber den beabsichtigten Neue­
rungen in  ihren Wirkungen für die Strafsenate (StrS.) 
der OLG. gewinnen läßt. Die auf gleicher Linie 
laufende umfassende Zuständigkeit des Bayer. Obersten 
Landesgerichts gibt Gelegenheit, praktische Erfahrun­
gen zu sammeln.

1. Dem mündlichenBericht des Rechtsausschusses 
des Reichstags v. 30. Nov. 1926, aus dem die jüngste 
Novelle zur StrPO. hervorgegangen ist, war eine 
Entschließung angefügt, wonach die Reichsregierung 
um Vorlage eines GesEntw. ersucht wurde, der die 
Zahl der Mitglieder der Senate der OLG. wieder auf 
5 und bei dem RG. auf 7 erhöht. Dieser Plan fand 
allgemeinen Beifall1). Eine mechanische Wieder­
herstellung des § 124 GVG. a. F. ist jedoch für die 
StrS. der OLG. nicht zu empfehlen.

F e is e n b e rg e r hat sich in der DJZ. 1924 S. 10 
bei Besprechung des S c h if fe r ’schen Entw. v. Nov. 
1923 geäußert: „D ie unbedingt nötige Vereinfachung 
der Rechtspflege erfordert die Herabsetzung der Be­
setzungszahl. Die Güte der Rechtsprechung braucht 
darunter nicht zu leiden.“ Diese Ansicht tr ifft noch 
heute zu. Daß durch Einrichtung der kleinen StrS. 
ernste Gefahren für die Rechtspflege heraufbeschworen 
wurden, daß die Rechtsprechung der OLG. seit derVO. 
v. 4. Jan. 1924 an Wert eingebüßt hätte, ist nicht 
zu erkennen, jedenfalls nicht nachzuweisen. Für alle 
Zeit behält der Satz der Motive zum alten GVG. 
(H a h n , Mat. I  S. 131) seine Richtigkeit, daß die 
Bedeutung der Rechtsprechung in  höherer Instanz *)

*) L o b e , DJZ. 1926 S. 1669, M a m r o t i ,  DJZ. 1927 S. 55, 
R o s e n b e rg , JW. 1926 S. 2717 und G ü n th e r  n. A r m s t r o f f  DRZ 
1926 S. 133, 145: ablehnend nur F r a n k e l,  DRZ. 1926 S. 120.

„nur zum Teil in  der reicheren Besetzung des er­
kennenden Gerichts, zum größeren Teil in  der prä­
sumtiv besseren Qualität der bei der Entsch. m it­
wirkenden Richter zu finden ist.“ Diese praesumtio 
gibt, wenn und je mehr sie zur Wahrheit entwickelt 
ist, Gewähr, daß die kleinen StrS. der Aufgabe ge­
wachsen sind.

Ueberblickt man den Geschäftsgang der OLG. 
als Beschwerdegerichte, so ergibt sich, daß über­
wiegend Tat- und Ermessensfragen zu entscheiden 
sind. Zahlenmäßig stehen an der Spitze Beschwerden 
in Verhaftungsfällen (§§ 304, 310 StrPO.) und im 
Wiederaufnahmeverfahren (§ 372 StrPO.) Da fast 
in  allen Sachen die Prüfung durch 3 Richter des LG. 
vorangegangen ist, kann eine Instanz von 3 Be­
schwerderichtern in  bezug auf Gründlichkeit der Sach- 
würdigung den Anforderungen stets genügen. Rechts­
fragen spielen im Beschwerdeverfahren eine geringe 
Rolle, solche grundsätzlicher Bedeutung sind selten. 
Jede Einrichtung ist der R ege l anzupassen, nicht der 
A usnahm e. W ill man zur Vorsorge für besondere 
Fälle das stärkere Aufgebot an Erfahrung und Wissen­
schaft, wie es im großen StrS. vereinigt ist, bereit­
stellen, so kann dem § 122 Abs. 1 GVG. hinzugefügt 
werden „ in  der R e g e l“ , während ein neuer Satz 
zu besagen hätte:

„D e r Senat entscheidet in  der Besetzung von  5 M it­
g liedern, wenn dies der Vorsitzende fü r angemessen hä lt 
und bestimmt. Dem  dahingehenden Vorschläge des Berich t­
erstatters so ll der Vorsitzende stattgeben.“

Zwischen der Tätigkeit der OLG. in  ihrer Eigen­
schaft als Beschwerde- und Revisionsgerichte besteht 
zwar bez. der rechtlichen Schwierigkeiten ein großer 
Unterschied. Dennoch gelten ähnliche Erwägungen. 
Ganz unnötig sind 5 Revisionsrichter für beschluß­
mäßige Vorbescheidung der Anträge nach § 346 Abs. 2 
StrPO., für Verwerfung unzulässiger oder offensichtl. 
unbegründeter Revisionen (§ 349 Abs. 1 StrPO.)1). Die 
tägliche Beobachtung lehrt aber auch, daß der große 
Apparat entbehrlich ist, wenn es sich darum handelt, an­
erkannte Rechtssätze auf den Einzelfall anzuwenden. 
Dieser überragenden Mehrheit von Revisionen steht 
nur eine kleine Minderheit gegenüber, die zur Lösung 
neuer wichtiger Rechtsfragen zwingt. Würde nur hierfür 
der große StrS. in  Bewegung gesetzt, mag er w ill­
kommen sein. Eine Vergeudung von Arbeitskräften 
aber wäre es, ihn für alle Geschäfte der Revisions­
instanz zurückzurufen. Ein solches Gesetz ist um 
so weniger zu rechtfertigen, als sich auf dem be­
schriebenen Wege die Möglichkeit eröffnet, ebenso 
wie Beschwerden auch einzelne rechtlich besonders, 
verwickelte Revisionen vor den gr. StrS. zu bringen.

Fürchtet man die Unbequemlichkeit der V or­
prüfung, so kann den kl. StrS. als Vorkämpfern des. 
Vereinfachungsgedankens in  festen Grenzen ein weites. 
Arbeitsfeld zugewiesen werden. DieUebertretungs-und 
Privatklag;esachen sind zahlreich und minder wichtig. 
Für sie ist der kl. Senat eine durchaus würdige. 
Rechtsinstanz. Vgl. § 77 Satz 2 GVG a. F. In  Ueber- 
tretungsfällen ist die Berufung fast immer ausge­
schlossen. Ein Sprung vom Einzelrichter in  die. 
Versammlung von 5 Revisionsrichtem, eine so über­
wältigende Majorität in  der nächsten Instanz geht 
über alles Maß.

Der Rechtsausschuß des RT. hat in  seiner Ent- 
schließung auch der „Mißstände“ gedacht, „die sich

J) Darüber, daß in solchen Fällen auch bei den OLG. wie beim 
RG. die Beschlußfassung ohne mündl. Verh. zuzulassen ist, vgl. LZ. 1924 
S. 789, 1926 S. 201; DJZ. 1927 S. 80 u. über den Abbau der mündL. 
Revisionsverh. überhaupt: LZ. 1920 S. 95 u. 793.
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aus der Doppelbesetzung der Senate ergeben haben“ , 
und scheint vornehmlich daraus die Notwendigkeit 
der verlangten Novelle zum GVG. abzuleiten. Die 
innere Geschlossenheit und Einheitlichkeit der Recht­
sprechung im  Senat als Gesamtkörper kann durch 
den beständigen Wechsel der Beisitzer allerdings 
leiden. Die Gefahr läßt sich aber bannen, und „M iß­
stände“ ernster A rt sind zu verhüten. Die größte 
Aufgabe fä llt dem Senatsvorsitzenden zu, indem er 
als Wächter der Senatsanschauungen die gleichmäßige 
-Rechtsanwendung fördert. Andere Behelfe sind: 
Aus sämtlichen Entsch. werden die etwaigen neuen 
oder wichtigsten Rechtssätze in  Kürze entnommen 
o^d den Senatsmitgliedem behändigt, so daß jeder­
mann auf dem Laufenden bleibt. Große Rechtsfragen, 
die der ersten Lösung harren, kann der Vorsitzende 
111 gemeinsamen Besprechungen aller Senatsmitglieder 
zur Beratung und formlosen Abstimmung bringen. 
Das Ergebnis ist zwar theoretisch unverbindlich, 
^ ird  aber in  der Praxis beachtet. Für Spezialgebiete 
smd möglichst die gleichen Richter als Berichterstatter 
zu 'wählen. Sog. „Zufallsmehrheiten“ werden da­
durch auch bei doppelter Besetzung hintangehalten, 
im  übrigen hat das GVG. von Anfang an die e in ­
fache Besetzung der Kollegien nicht vorgeschrieben; 
s\o war auch im  strengen Sinn des Wortes früher 
nicht durchgeführt und könnte bei der Rückkehr 
zum gr. StrS. nie erreicht werden, es sei denn, daß 
man — bei großen OLG. —  die Zahl der Senate 
mhöht. Ist doch die Geschäftslage der OLG. in  
Revisionssachen seit der VO. v. 4. Jan. 1924 außer­
ordentlich gestiegen. Betrachtet man die Doppel­
besetzung der Senate als ein Uebel, so überwiegt 
doch der m it einer Vermehrung der Senate ver­
bundene Nachteil. Innerhalb des gleichen Senates 
laßt sich, auch wenn die Beisitzer verschieden sind, 
leichter die Rechtseinheit wahren. Daß die Mehrheit 
selbständiger Senate gegenseitige Rechtskonflikte 
meidet, ist schwerer zu erreichen, zumal für die StrS. 
eines OLG. der § 136 GVG. nicht gilt. Jene vor- 
zeitige Novelle ist sohin keineswegs veranlaßt. Wenn 
über im  EinfGes. zum neuen StrGB. Reformen 
m das Strafverfahren und Schritte zur anderen Ein- 

n chtung der Senate unternommen werden, empfiehlt 
os sich jedenfalls, zwischen der Besetzung nach dem 
Bedarf der Regel und dem der Ausnahme zu unter­
scheiden. Damit erübrigt sich zugleich die gefürchtete 

ersonalvermehrung. Ob diese Ausführungen nicht 
^Ucb zum Teil Bedeutung haben für die Besetzung

StrS. des RG. und die Zivilsenate, bedarf der 
selbständigen Erwägung1).

2. Keine Vorschrift der VO. v. 4. Jan. 1924 hat 
so viele Anfeindungen erfahren, wie § 29 Abs. 2 
., sD. n. F. m it seiner wechselnden W irkung für die 

estimmung der Revisionsinstanz. Der Unterausschuß 
es Rechtsausschusses wollte Wandel schaffen und 

SJV  Aenderungen über Beiziehung des 2. AR. zum 
chöffengericht beschlossen. M it Recht wurden hier­

gegen Bedenken erhoben2). Es liegt überhaupt kein 
,; ru.n(l  vor, die jetzige Ordnung umzustoßen. Nach 
^m tuhrung der VO. wurde die Besorgnis geäußert,

Staat...1)  Vergleich m it der Verf. der höchsten Gerichte in  anderen 
sicht \ t̂ t wenig W ert. Immerhin soll auf die interessante Ueber- 
^e io-e fiw ^J2, S- 105 ff. hingewiesen und zu deren Ergänzung
besetzt •+WeT^en’ ^er Kassationshof in Ita lien stets m it 5 Richtern 
pflege t?!* den ^e r. Staaten von Nordamerika is t die Strafrechts- 
SacEe fl s. enen Ausnahmen von der ersten bis zur letzten Instanz 

iede v ! “ z, i n,en Staaten, in  der Schweiz Sache der Kantone, so 
J 2\ vrVf r^ eicbsmöglichkeit ausgeschlossen ist.

S. 27n V^ ‘ ^ ° ^ e > KJZ. 1926 S. 1669 und R o s e n b e rg , JW. 1922

daß die neuen Regeln das Ende der deutschen Rechts­
einheit auf dem Gebiete des Strafrechts bedeuten1). 
Diese Prophezeiung ist nicht eingetroffen. Von 
jeher hat das RG. durch die in  der amtl. Sammlung 
veröffentüchten Entsch. den Einfluß auf die Rechts­
entwicklung und die Praxis der Strafgerichte geübt, 
der dem höchsten Gerichte des Reichs zukommt. Ver­
gleicht man diese Veröffentlichungen aus den letzten 
Jahren m it denen aus früherer Zeit, so ist kein 
Unterschied zu bemerken. Sie sind sachlich durch 
Umfassung aller Rechtsgebiete wie zahlenmäßig auf 
gleicher Höhe geblieben. In  den Jahren 1911— 1913 
enthielt die amtl. Sammlung durchschnittlich 147 
Entsch. aus je einem Kalenderjahr, 1925 waren es 
149. M a m ro th  (DJZ. 1927 S. 53) spricht davon, 
daß in  der Praxis allgemein eine zweckentsprechende 
Handhabung der Zuständigkeitsbestimmungen nach 
§ 29 Abs. 2 GVG. herbeigeführt wurde. Diesem 
Urte il kann man sich nur anschließen. Schwierig­
keiten, die sich aus unsachlicher Unterlassung der 
staatsanwaltschaftl. Antragstellung ergeben können, 
sind zu überwinden. Es ist ein offenes Geheimnis, 
daß der praktische Vorsitzende des Schöffengerichts, 
wenn er die Beiziehung eines 2. AR. für geboten hält, 
eine entsprechende Ergänzung der Anklageschrift an­
regt und damit Erfolg zu haben pflegt. Die Einführung 
anderer mehr objektiver Grenzen für die Zulassung 
der Revision an das RG. oder OLG. läßt sich bei 
Verlassung des Antragssystems oder neben ihm nur 
so denken, daß die Revision in  allen Sachen an das 
RG. geht, in  denen Voruntersuchung stattgefunden 
hat, es sei denn, daß nur wegen Uebertretung oder 
leichter Vergehen (§ 25 Nr. 2 b GVG.) das Haupt­
verfahren eröffnet wird. Dadurch würde die große 
Krim inalität in  verwickelten Fällen, auch soweit sie 
nicht vor das Schwurgericht gehört, an das höchste 
Gericht des Reiches gelangen. Zur Voruntersuchung 
kann es auch unabhängig vom staatsanwaltschaftl. 
Anträge kommen (§ 202 Abs. 2, § 201 Abs. 2 Satz 2 
StrPO.). Die zur Voruntersuchung führende Ent­
schließung des StA. selbst beruht auf anderen Er­
wägungen, wie der ihm freigestellte Antrag nach 
§ 29 Abs. 2 GVG., bei dem, theoretisch betrachtet, 
die Zuständigkeitsfolgen eine Rolle spielen können. 
L o b e  hat a. a. O. formulierte Vorschläge über eine 
vollständige Neuregelung der Zuständigkeit der Re­
visionsgerichte gemacht. Danach soll allein der 
Oberreichsanwalt darüber befinden, ob eine Revision 
dem RG. zur Entsch. vorzulegen ist. Es w ird  damit 
der Grundgedanke des § 136 Ziff. 3 des Entw. des 
GVG. von 1919 wieder auf gegriffen. Die Ein­
wendungen von W ach , DJZ. 1920 S. 485, gegen 
das System einer „beweglichen Revisibilität“ nach 
Erlassung des Urteils sind jedoch bis heute nicht 
widerlegt. Selbst das größte Vertrauen kann die 
Vorschrift des Gesetzes nicht aus der Welt schaffen, 
daß auch die Reichsanwaltschaft eine „politische Be­
hörde“ is t2). Ein so überragender Einfluß der Reichs­
anwaltschaft auf die gerichtl. Zuständigkeit würde 
überdies dem Grundsätze des A rt. 103 RVerf. über 
die ordenü. Gerichtsbarkeit widersprechen, denn die 
Bestimmung der zuständigen Revisionsinstanz in  an­
hängigen Sachen ist Teil der Gerichtsbarkeit. Die 
jetzige Einrichtung nach §§ 29 Abs. 2, 121 Ziff. lb ,  
135 GVG. hat sich bewährt. Die etwaige Aenderung

*) L o b e , DJZ. 1924 S. 81; H e i lb e rg ,  JW. 1924 S. 449; L a n d s - 
b e rg , JW. 1926 Nr. 2 Anhang S. 7; M a t th ie s e n ,  JW. 1924 S. 957,
M i t t e ls t e in ,  Hans. RZ. 1924 S. 364.

2) § 146 Abs. 1 n. § 147 Abs. 1 GVG.; F e i s e n b e rg e r ,  StrPO. 
u. GVG. Anm. 2 zu § 141 GVG.

2
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aber ist keinesfalls so dringend, daß hierwegen eine 
Novelle angezeigt wäre.

3. Zum Schluß soll noch auf die von W u n d e r­
l ic h ,  DJZ. 1927 S.30 ff., unterbreitetenVorschläge ein­
gegangen werden, die auf Verreichlichung der ganzen 
Rechtspflege abzielen. Danach sollen die OLG. ver­
schwinden. Die Neugliederung würde bestehen in 
AG., LG. und RG. als einziger Rechtsinstanz, ähn­
lich wie nach dem Arbeitsgerichtsgesetz. Solche 
Wünsche, wie sie schon der S c h if fe r ’ sche Entwurf 
enthielt, sind auf dem weiten Gebiete der Strafrechts­
pflege m. E. von der Erfüllung ausgeschlossen. Erste 
Voraussetzung wäre, daß alles Landesstrafrecht ge­
strichen und durch Reichsrecht ersetzt wird. Es ist 
unmöglich, daß e in  höchster Gerichtshof im  Reich 
bei der dermaligen Gesetzesordnung als eine das 
ganze Feld beherrschende Rechtsinstanz zu wirken 
vermag. Wer aber könnte sich trotz A rt. 7 Ziff. 2 RVerf. 
eine so wesensfremde „Gleichmacherei“ für die sämt­
lichen Länder und eine solche Zerstörung ihrer m it 
anderem öffentlichen Rechte vielfach verknüpften 
Eigenart vorstellen? Daneben gibt es eine Armee 
von Polizeivorschriften der Kreise, Bezirke und Ge­
meinden. Soll das RG. etwa auch hierüber er­
kennen, soll es an Stelle von 27 OLG. über die 
zahllosen Revisionen in  Uebertretungsfallen und 
Privatklagesachen entscheiden? Beschwerdegericht 
(z. B. § 310 Abs. 1 StrPO.) könnte das RG. auf 
keinen Fall werden. Nach Wunderlich würde das 
höchste Gericht in  einMeervon unbedeutenden Rechts­
fällen gestürzt, aus dem es keine Rettung gäbe. 
E in  Kassationshof kann genügen in  Einheitsstaaten 
wie im  kleinen Oesterreich oder in  Frankreich und 
Italien, nie aber in  einem Reiche von der Größe 
Deutschlands, nach dessen Verf. Länder vorhanden 
sind, nicht Provinzen. Nur darin ist W u n d e r l ic h  
zuzustimmen, daß die vielfach noch bestehende E in­
richtung allzu kleiner Unter- und Obergerichte un­
haltbar ist. Diese historischen Zwerggestalten haben 
im  Zeitalter der v e re in fa c h te n  Rechtspflege ihre 
Existenzberechtigung verloren. Es ist kaum zu leug­
nen, daß der Reichsgesetzgeber, der das Verfahren 
zu regeln hat, ein starkes Interesse an der Beseiti- 
gung jener Zustände haben kann. Die Einmischung 
des Reichs scheitert gegenwärtig an A rt. 103 
RVerf. Es könnte jedoch verfassungsändemd ein 
Reichsgesetz beschlossen werden, das dem § 12 GVG. 
eine Vorschrift anreiht, wonach für die AG., LG. 
und OLG. Bezirke m it einer Mindestzahl von E in­
wohnern zu bilden sind, z. B. m it 40000 für AG., 
300000 für LG., 2 Millionen für OLG. Die insoweit 
nötige von einer festen unteren Grenze ausgehende 
Aenderung der Gerichtseinteilung wäre den Ländern 
für sich oder der gegenseitigen Vereinbarung unter sich 
vorzubehalten. Einzelne Proben von Angliederung der 
Gerichte kleinster Länder an Obergerichte anderer 
Länder sind längst gemacht. M ißlingt die Durch­
führung in  kleinen Ländern, so bliebe nur der Weg, 
einer Reichsinstanz die neue Gerichtseinteilung zu 
übertragen. A u f diese Weise würden die langen 
Erwägungen einzelner Länder über Zusammenlegung 
von Gerichten rasch beendigt. Die Justizhoheit, die 
wenigstens in  den großen Ländern nicht gefährdet wer­
den darf, braucht unter solchen Schritten der Reichs- 
gesetzgebungnicht zu leiden. W ird Altes umgestürzt, was 
Jahrhunderte überdauert hat, und Neues geschaffen, so 
entstehen zunächst schwere Opfer. Erst die Zukunft 
kann die Früchte für die deutsche Rechtspflege zur 
Reife bringen.

D as n e u e  S t r a f g e s e t z b u c h  
v o r  d e m  R e i c h s t a g e .

Die Strafrechtsreform ist in  ih r entscheidendes 
Stadium getreten: Was von manchen Seiten trotz 
aller Hoffnungen bis zur letzten Stunde noch bezweifelt 
wurde, hat sich verw irklicht: Nach 25jähriger Vor­
bereitung ist am 14. Mai 1927 der Entwurf eines 
Allgemeinen Deutschen Strafgesetzbuchs dem Reichs­
tage zugegangen. Diese erste, nunmehr tatsächlich 
erreichte Etappe bildet einen Markstein in  der Ge­
schichte des Strafrechts und der Gesetzgebung. Wie 
der 18. Jan. 1896 ein ruhmvoller Tag für Reich und 
V o lk  wurde, da der damalige Staatssekretär des 
Reichsjustizamts D r. N ie b e rd in g  den Entwurf des 
neuen Bürgerlichen Gesetzbuches auf den Geburtstags­
tisch des Deutschen Reiches zu dessen 25. Jahrestag 
legen konnte, so werden sich nun alle Augen auf 
den Reichstag richten, da ihm jetzt ein neues Straf­
gesetzbuch zur Beschlußfassung vorliegt.

Im  Laufe des vergangenen Vierteljahrhunderts 
hat die DJZ. über alle irgendwie maßgebenden Schritte 
zum Werdegange dieses großen Gesetzeswerkes be­
richten lassen können. Die Einführungsrede des 
Reichsjustizministers H e rg t in  der Sitzung des 
Reichstags v. 21. Juni 1927 darf — wie damals 
die seines Amtsvorgängers beim BGB. — als ein 
historisches Ereignis der Gesetzgebung bewertet 
werden. Die Rede des Altmeisters des Strafrechts, 
des um dieses so hochverdienten Geh. Rates, Pro­
fessors D. Dr. K a h l,  der als Erster aus den Reihen 
der Abgeordneten das W ort nehmen konnte, ist be­
sonders bedeutungsvoll hinsichtlich der technischen 
Seite und der Fragen, die den Brennpunkt in  der 
parlamentarischen Behandlung dieses größten Reform­
werkes unserer Zeit bilden werden. Die Tages­
presse hat sich leider vielfach nur vorübergehend 
m it beiden Reden befaßt, obwohl, wie m it Recht 
von beiden Rednern gesagt worden war, es sich hier 
nicht um eine juristische Angelegenheit, sondern 
um Fragen der ganzen Volksgemeinschaft handelt. 
Beide Reden beanspruchen aber einen so hohen Wert 
von bleibender Bedeutung, daß sie auch für die Folge­
zeit als Grundlage für die weitere parlamentarische und 
wissenschaftliche Behandlung dienen werden. Da 
überdies die Stenographischen Berichte des Reichs­
tages1) den meisten Lesern unbekannt sind, glaubte 
ich im Interesse der Sache zu handeln, wenn ich 
nachstehend diese beiden Reden nach ihrem wesent- 
lichstensachlichenlnhalte zum Abdruck bringen lasse2)- 
Insbes. die Ausführungen K a h ls  werden ihren nach­
haltigen Eindruck nicht verfehlen. Unter allgemeinem 
Beifall des ganzen Hauses zollte als nächster Redner 
der Abg. L a n d s b e rg  ihm „ aufrichtige Bewunderung“ * 
m it den Worten: „So vieles uns auch voneinander 
trennt, es gibt doch erfreulicherweise auch Dinge, 
in  denen w ir übereinstimmen, und dazu gehört die 
Verehrung des Verehrungswürdigen. . . .  Es war eine 
Rede, in  der sich die Weisheit des Alters m it dem 
schönen Eifer der Jugend gepaart hat, und die die 
Verhandlungen auf das Würdigste eingeleitet hat.“ 

Der Herausgeber der DJZ. Dr. L.
A u s  d e r  R e d e  des R e ic h s ju s t iz m in is te r s

H e r g t :
„ .  . . E in  erstes W o r t des Dankes allen, die in  ernster 

und  m ühevo lle r A rb e it m itgeho lfen  haben, dieses Bauwerk
9  324. Sitzung des Reichstages v. 21. Juni 1927, ausg. 24. Juni-
2) Eine unverkürzte Wiedergabe dieser Reden und der Abdruck 

der der anderen Abg., insbes. von B e l l ,  E m m in g e r ,  L a n d s b e rg -  
M ü l le r ,  B a r th ,  H aas usw. verbietet sich wegen des großen h jn- 
fanges. Umfassen doch allein die Reden von H e r g t  und K a h l  in 
den Stenogr. Berichten des Reichstages nicht weniger als 26 Seiten -

Ä
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I

zu vollenden. Es is t heute 25 Jahre her, seit die e rs te n  
V o r b e r e i t u n g e n  z u r  S t r a f r e c h t s r e fo r m  getroffen 
■wurden. Damals waren es Gelehrte, die in  siebenjähriger 
A rbe it das bände- und inhaltsreiche W e rk : „Vergleichende 
Darstellung des Deutschen und Ausländischen Strafrechts“ 
herstellten. Dann tra t die große Kom m ission fü r die 
Strafrechtsreform zusammen, die aus Rechtslehrern und 
Praktikern bestand, und die ih re  A rb e it jahrelang durch­
geführt hat, zuletzt unter der Aegide des Nestors der 
deutschen Rechtsgelehrten, unseres verehrten Ko llegen, des 
Geheimrats K a h l,  eine A rbe it, die ein Stück seiner eigenen 
Lebensarbeit bedeutet. V o r  5 Jahren kam dann der Rad- 
hruchsche E ntw ., der erste amtliche, der an dasReichskabinett 
gegangen ist. Seitdem is t w iederum  eine opferfreudige 
A rbe it geleistet worden, n ich t bürokratische A rbe it, die man 
auftragsgemäß erled ig t. H ie r  is t m it dem K o p f und dem 
Herzen gearbeitet w orden. H ie r  hat man aus dem tie f 
inneren D rang  heraus gehandelt, sich m it seiner U eber- 
zeugung durchzusetzen und der W ah rhe it zu dienen. . .

A ber diejenigen, denen w ir  den Dank aussprechen, 
wissen am besten, daß es n ich t etwa sie a lle in  gewesen 
sind, die etwas geschaffen haben, es sich n ich t um ein W e rk  
Von einzelnen Menschen, sondern um ein V o lksw erk  han­
delt. Denn dieses W e rk  is t aus der E n tw ick lung  der Ze it 
heraus geboren, e in Spiegelb ild  des Volkslebens und V o lks - 
empfindens, eine h istorische N otw endigkeit. Das e rg ib t 
sich aus der N atur des Strafrechts selbst. Das Strafgesetz 
ist ein W a ll, den w ir  zum Schutze der K u ltu r  aufrichten, 
das letzte und stärkste B o llw erk  zum Schutze des Staates, zum 
Schutze des einzelnen, seiner F re ihe it undEhre, seines Leibes, 
Lebens und Vermögens. Das Strafgesetz besonders muß 
dem Leben fo lgen. D ie  K u ltu rg ü te r wechseln; sie kommen, 
werden als schutzbedürftig anerkannt und verschwinden, 
das Bedürfn is zum strafrechtlichen Schutze steigt oder w ird  
geringer. D er Gesetzgeber muß sich dem anschließen . . . 
So is t jedes Strafgesetz n ich t fü r  die E w igke it bestimmt. 
Das g ilt  auch fü r  das StrGB. vo n  1871. Es war eine große 
Lat, daß damals, zum ersten Male seit den Zeiten der Ca­
ro lina , ein einheitliches deutsches Strafgesetz geschaffen 
Wurde. Dieses StrGB. hatte zwei Aufgaben zu e rfü llen : 
Zunächst eine politische Aufgabe. Es sollte  auf dem sinn­
fälligsten Gebiete des Rechts den Bürgern  des neuen Bundes 
die V o rte ile , den Segen und Schutz dieses Bundes v o r 
Augen führen. Es sollte das G efühl der Zusammen­
gehörigkeit stärken und so eine eiserne K lam m er fü r  diesen 
tteuen Bund schaffen. Diese politische Aufgabe hat das 
StrGB. von  1871 v o ll und ganz e rfü llt. Daneben hatte 
es die Aufgabe, an Stelle des W irrw a rrs  und der W illk ü r  
die E inhe itlichke it und G leichmäßigkeit in  der S trafver- 
i0 lgung und Rechtsprechung herbeizuführen. E ine außer­
ordentlich schwere Aufgabe, und sie konnte auch n icht 
e^ders als m it harten M itte ln  gelöst werden . . . Auch auf 
diesem Gebiete hat das StrGB. von  1871 seine Aufgabe 
ganz e rfü llt; es is t noch bis in  die letzte Z e it ein durchaus 
brauchbares Instrum ent geblieben.

A ber die Z e it g ing  vorw ärts  und die Auffassungen 
dber das Strafrecht mußten auch vorwärtsgehen. Seit 
dfesen 56 Jahren, w ie  hat sich n ich t unser Vaterland, w ie 
bat sich n ich t die W e lt geändert! Es kam eine vö llige  
Pnischichtung der Bevölkerung, a lle r W erte , und m it dem 
sozialen Z e ita lte r eine U m b ildung  des B egriffs  vom  M en­
schen und von dem, was man dem Menschen schuldig ist. 
' ’ Nach der R evo lu tionszeit haben w ir  v o r  sich über­
stürzenden Verhältn issen gestanden; es w ar k lar, daß in  
der allgemeinen A ufregung jener Z e it auch das Pendel in  

eu Strafrechtsreformbestrebungen zu w e it nach der linken  
ette ausschlagen würde, daß da zu fre irechtliche, zu humani- 

are Bestrebungen auftauchen würden. Es hat dann die 
erechtigte Reaktion dagegen e ingesetzt; es is t eine Lä u ­

terung eingetreten und der gesunde K e rn  übriggeblieben, 
en Sie in  vorliegendem  E n tw u rf finden.

W ir  haben V o rlä u fe r fü r  diesen neuen E n tw u r f: schon 
des K rieges in  der V O . über den R echtsirrtum  von

' > im  Straftilgungsgesetz von  1920, dem Jugendgerichts- 
g^setz von  1921 und in  der GeldstrafenVO . von  1924.

n d man darf eine andere Vorzugsmaßnahme n ich t ve r­
gessen: die U m ste llung  der P raxis selbst, die sich schon

längst auf die Gedanken des jetzigen Entw . e ingeste llt hat, 
der n u r das geeignete Instrum ent fehlte, um  sich nun  er­
neut an der Hand der Erfahrungen, die sie in  langen 
Jahren schon gemacht hatte, zu bewähren.

W ie  sieht dieser E n tw u rf aus? E r  bemüht sich, über 
dem S c h u l s t r e i t  zu stehen. E r w il l  n ich t einseitige 
D oktrinen  sich zu eigen machen, sich n ich t auf eine be­
stimmte R ichtung einschwören, sondern eklektisch von 
allem  das Beste wählen, auf goldener M ittelstraße gehen 
und das zum Gesetz erheben, was dem Volksem pfinden
und praktischen Bedürfn is am besten angepaßt is t..............
W ährend man b isher m ehr die Tat sah, is t nach dem 
L is z ts c h e n  W orte  nun m ehr die P e r s ö n l i c h k e i t  des 
T ä t e r s  anzusehen. D arum  is t eine Anzahl E inze lgrund­
sätze in  den Entw . aufgenommen: Bestrafung nu r be i 
Schuld und nu r nach dem Grade der Schuld, n ich t m ehr 
nach außerhalb der Schuld des Täters liegenden tatsächlichen 
Umständen, eine Höhe der Strafe nur, soweit es zur A u f­
rechterhaltung des Rechtsschutzes erfo rderlich  ist, eine 
Festlegung von Strafbemessungsgründen, die in  der Per­
sönlichkeit des Täters, in  seinen Lebensverhältnissen, 
seinem W erden, seiner geistigen Verfassung, seinem nach­
träg lichen Verha lten liegen, eine E rw e ite rung  des Rahmens 
fü r  die Auswahl unter den verschiedenen Strafarten w ie 
im  Strafmaß selbst, eine V erringe rung  der M indeststrafen, 
die im  alten StrGB. an den verschiedensten Stellen v o r­
gesehen waren, eine Zulassung von  m ildernden Umständen 
ganz allgemein, während sie im  StrGB. von  1871 n u r an 
bestimm ten Stellen vorgesehen war, außerdem eine Zu­
lassung von  S tra ffre ihe it in  besonders le ichten Fällen und 
dann ein bed ingter Straferlaß. Grundsätzlich neu is t das 
n ich t etwa alles, vieles davon is t b isher auch schon zur 
Anwendung gekommen. E in  einsichtsvoller, gerechter, ein 
den Verhältn issen des Lebens Rechnung tragender R ichter 
hat schon vieles von  dem sich selbst zu eigen gemacht 
und danach gehandelt, ohne daß ihm  diese R ich tlin ien  
gegeben waren. N u r w ar er b isher eingeengt. Das w irk lich  
Neue in  diesem Entw . ist, daß er jene Grundgedanken als 
le itenden Grundsatz ausspricht, und dem R ichter die 
größtmögliche Bewegungsfreiheit in  der D urchführung 
durch den w e it gespannten Rahmen gegeben hat. D ie  
Folge is t eine starke Ausdehnung des r i c h t e r l i c h e n  
E r m e s s e n s ,  n ich t als Selbstzweck —  der Entw . denkt 
n ich t daran, dem R ich te r diese Bewegungsfre iheit um  des 
R ichters selbst w ille n  zu geben — , sondern n u r um des 
Straf Schutzes und Verbrechers w illen .

M it dem Grundgedanken als solchem w ird  sich der 
Reichstag e inm ütig einverstanden erklären können; das ist 
schon seit Jahrzehnten Gemeingut in  der Auffassung des 
V o lkes geworden. U eber das Maß, in  dem man diese 
E rw e ite rung  der Bewegungsfreiheit g ib t, mögen die A n ­
sichten auseinandergehen. . . Heute hat eine Freiheitsstrafe 
längst n ich t m ehr die Bedeutung w ie  i.  J. 1871; sie w irk t 
nach unserer sozialen und gesellschaftlichen Gestaltung 
des Vo lkes v ie l schärfer als damals. Man w ird  be i einem 
V erg le ich , in  welchem Maß m ildernde Umstände bisher 
zulässig waren und in  welchem Maße jetzt, feststellen 
können, daß der U nterschied n ich t allzu groß ist. F ür 
manche erleichternde Maßnahme is t in  der Praxis schon 
ein V o rläu fe r dagewesen. Z . B . finde t die Befugnis des 
Gerichts, in  besonders le ichten Fällen von  Strafe ab­
zusehen, ein V o rb ild  in  § 153 StrPO-, der ein Absehen 
von  der S tra fverfo lgung oder eine E inste llung  des ein­
geleiteten Verfahrens unter gewissen Voraussetzungen vo r­
sieht; ein V o rlä u fe r fü r  den bedingten Straferlaß des 
StrGB. is t die Handhabung des Begnadigungsrechts der 
Länder, das auf die Gerichte in  weitestem Umfange 
delegiert worden ist, w o verwandte B egriffe  und M ög lich ­
keiten zu finden sind, w ie  sie im  Entw . vorliegen. Ihm  
lie g t n ichts fe rner als eine Verwässerung des Straischutzes, 
als Humanitätsduselei. D ie  Reichsregierung is t der Meinung, 
daß Staat und K u ltu r  unter allen Umständen w irksam  ge­
schützt werden müssen, und wenn w ir  auch ein Gesetz au 
Jahrzehnte hinaus machen, so dürfen w ir  doch n ich t an 
den heutigen Zeitverhältnissen vorübergehen. Bei der 
Unruhe und U ngeklärthe it unserer Zeit, bei der A u f- 
peitschung der Massen, bei den vie len Versuchungen, die
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an die Jugend herangebracht werden, bei der U n - und 
H albm ora l, die sich le ider in  unserem V o lke  findet, bedarf 
es gerade je tzt des verstärkten Schutzes unserer deutschen 
K u ltu r  und W irtschaft, die vornehm lich  fü r  den deutschen 
W iederaufbau veran tw ortlich  ist, diesen W iederaufbau dem 
deutschen V o lke  schuldet. Diese deutsche W irtschaft hat 
das größte Interesse daran, in  Ruhe, in  Sicherheit arbeiten 
zu können, in  O rdnung ihre  Aufgaben zu erfü llen, in  
Stadt und in  Land. Ich  erwähne gerade das platte Land, 
w o dieses Bedürfnis nach Ruhe, Sicherheit und O rdnung 
am stärksten ausgeprägt ist. Das is t der Grundgedanke, 
von  dem sich die Regierung hat le iten lassen. Im  übrigen 
b rin g t der E ntw . selbst an den verschiedensten anderen 
Stellen dieselben Gedanken zum Ausdruck. . . D e r Entw . 
kennt keinen B e g riff des Proletariers, nu r den B e g riff des 
Staatsbürgers und auf der anderen Seite den des V e r­
brechers, der sich außerhalb der Gemeinschaft der Staats­
bürger stellt.

Ausdrücklich is t hervorzuheben: es is t eine Anzahl 
neuer Straftatbestände in  dem Entw . vorgesehen, eine 
Anzahl S t r a f v e r s c h ä r f u n g e n .  A n  dem Strafrahmen is t 
bez. der oberen Grenze w enig  geändert worden. M it 
allem Nachdruck w ird  das gewerbsmäßige Verbrechen ve r­
fo lg t. Gewerbsmäßige D iebe , Betrüger, H eh le r und 
W ucherer werden m it Recht strenger bestraft als bisher.

Eine bedeutsame Neuerung finde t sich im  Entw . bez. 
des G e w o h n h e i t s v e r b r e c h e r s .  . . .  Es w ar un­
abweisbare N otw endigkeit, fü r  den Gewohnheitsverbrecher 
oder besser: den Berufsverbrecher an Stelle der gewöhn­
lichen Strafen besondere Strafverschärfungen einzuführen. 
F ü r die Berufsverbrecher, die auch n ich t die schwerste 
Strafe von  ih rem  B eru f abspenstig machen kann, Menschen, 
die nach der Statistik Unsummen von  Verbrechen begehen 
und zugleich die Lehrm eister des Verbrechens fü r  die 
Jugend sind, sind strengere Strafen vorgesehen. F ü r die 
Gewohnheitsverbrecher sieht der Entw . noch die Sicherungs­
verw ahrung vo r. Diese Schädlinge können aus der mensch­
lichen Gesellschaft ausgeschieden werden, solange sie eine 
Gefahr fü r  Staat und Gesellschaft sind. Das is t sicherlich 
ein tie fe r E in g r if f  in  die persönliche F re ihe it des einzelnen, 
und der E ntw . bestimm t auch, daß dieser E in g r if f  nu r 
unter besonderen Kautelen erfo lgen darf und die Sicherungs­
verw ahrung alle 3 Jahre der rich te rlichen  Nachprüfung 
unterlieg t. U n te r Berücksichtigung dieser Sicherungen 
möchte ich glauben, daß die Zulassung einer solchen 
In te rn ie rung , die ja  auch gegenüber dem Berufsverbrecher­
tum  selbst von  der größten vorbeugenden W irk u n g  sein 
muß, fü r  die R e in igung des Volkslebens n ich t hoch genug 
eingeschätzt werden kann und daher allgemein g e b illig t 
werden muß.

D e r Entw . sieht noch ein ganzes System von  Sicherungs­
maßnahmen der verschiedensten A r t vo r, z. B. h insich tlich  des 
k r i m i n e l l e n  G e i s t e s k r a n k e n .  Man muß ih n  heutewegen 
seinerUnzurechnungsfähigkeit laufen lassen, und nun stürzt 
sich dieser Mensch m it dem F re ib r ie f eines freisprechenden 
U rte ils  auf die ungeschützte Menschheit. Nach dem Entw . 
dagegen kann er auf Beschluß des Gerichts in  eine H e il-  
und Pflegeanstalt aufgenommen werden. Dasselbe g ilt  von 
den ve rm indert Zurechnungsfähigen. Fast e in D r it te l a ller 
Strafgefangenen setzt sich aus solchen verm indert Zu ­
rechnungsfähigen zusammen!

W e ite r sieht der Entw . eine Zwangsbehandlung von  
A l k o h o l i k e r n  zur Befre iung des Verbrechers von  der 
T runksuch t vo r, die ih n  entnervt und zu einer Gefahr fü r 
die menschliche Gesellschaft macht. . .

Ich  b in  der M einung, daß der Entw . n ich t bloß von  Ihnen 
durchgearbeitet werden soll, er sollte überhaupt eine A r t  
Strafrechtspostille  fü r  das deutsche V o lk  sein. Es steckt 
sehr v ie l in  dem E ntw ., was E inb lick  in  das Menschen­
leben gewährt. . . D ie  R egierung is t sich w o h l bewußt, daß 
es im  Ausschuß noch eingehender Verhandlungen m it den 
Sachverständigen des Parlaments bedarf und w ir  der 
H ilfe  von  W issenschaft, P rax is  und Presse n ich t entraten 
können. A b e r es is t n ich t gut, an die Spitze dieser 
monatelangen V erhandlungen gleich einen leidenschaft­
lichen T heorienstre it zu setzen. D e r Entw . w il l  
n ich t Gegensätze schaffen oder vertie fen, er w i l l  sie

überbrücken. W ir  sind überzeugt, daß h ie r nu r ein 
Kom prom iß  zu guter Le tzt das Ergebnis sein kann. Jeder, 
der an die Beratung dieses Entw . herangeht, muß sich 
darüber k la r sein, daß auf dem politischen und w e lt­
anschaulichen Gebiet ein Kom prom iß  die einzig mögliche 
Lösung is t und er auch zu ¡einem solchen entschlossen 
sein muß. . .

Zw ei Fragen möchte ich  noch behandeln: die Frage 
des S t r a f r i c h t e r t u m s  und die der strafrechtlichen 
Ergänzungsgesetze. Angesichts der E rw e ite rung  des 
rich terlichen Ermessens, angesichts der M achtvollkom m en­
heit, die in  die Hände des R ichters gelegt w ird , angesichts 
der gesteigerten Verantw ortung, die diesen S trafrichter 
tr if f t ,  h ö rt man o ft den E inw and: wo is t dieses R ichtertum , 
das das m eistern soll? Schafft doch erst m al O rdnung 
auf dem personellen Gebiet der Besetzung der G erich te ! 
Dann, wenn auf diese W eise das Funktion ie ren  der S traf­
rechtsmaschine gewährleistet is t, gebt diesem R ichtertum  
das neue Strafgesetz in  d ie  H and! Aehnliche Besorgnisse 
haben w ir  schon gehört, als w ir  das Jugendgerichtsgesetz 
beraten haben. Auch da eine M achtfü lle, die dem Jugend­
rich te r in  die Hand gelegt worden ist, auch da die B e­
denken: was w ird  der R ich te r damit machen! W ird  er, 
w ird  die Q ualität unserer R ich te r dem gewachsen sein? 
U nd  was war das Ergebnis? Ich  glaube, das ganze Haus 
w ird  m it m ir  darin  e in ig  sein, daß der Jugendrichter, dem 
w ir  damals diese M achtfü lle  in  die Hand gegeben haben, 
sich in  seine Aufgabe h ineingelebt, daß er sich bewährt, 
sich seinen Aufgaben ganz gewachsen gezeigt hat. W arum  
so ll das n ich t je tz t auch fü r  die größere Aufgabe gelten? 
D e r S tra frich ter is t heute n ich t m ehr der w eltfrem de 
Mensch, w ie man ihm  das frühe r vorgew orfen hat. Auch 
er hat gelernt, den Menschen zu bewerten. E r  is t in  die 
Aufgaben hineingewachsen. Je m ehr er sich m it der 
Persönlichkeit, dem Schicksal des Bestraften, m it der Z u ­
kun ft des Verbrechers nach der Entlassung beschäftigte, 
wuchs seine E rfahrung, sein G efühl des eigenen W ertes 
als S trafrichter, als Sozialrichter kat exochen. Auch das 
Zusammenarbeiten m it dem La ienrich te rtum  hat nach vie len 
R ichtungen h in  befruchtend gew irkt.

Diese E ntw ick lung  ist noch n ich t abgeschlossen. D ie  
R ich te r selber müssen sich noch w eiter durchbilden, auch 
manche V o ru rte ile  ablegen, die v ie lle ich t in  bezug auf die 
Zute ilung  der R ich te r zu den verschiedenen Abte ilungen 
noch bestehen. Selbstverständlich muß auch die Regie­
rung  fü r  die rich tige  V o r -  und D urchb ildung  des S traf­
rich tertum s sorgen, hat ihm  ausreichend E in b lick  in  den 
S tra fvo llzug und in  die Entlassenenfürsorge zu gewähren. 
E ine weitere P flich t der R egierung ist, den S tra frich te r vo r 
den Anfe indungen zu schützen, die er schon in  der Vergangen­
he it erlebt hat, und die sich v ie lle ich t in  Z ukun ft in  ve r­
stärkter K r i t ik  geltend machen werden. E ine P flich t der 
R egierung is t es, diesem Stra frich tertum  d ie  w irk liche  
U nabhängigkeit zu gewährleisten, das N iveau seiner L e i­
stungen zu heben, auch durch Standeshebung als solche, 
durch Sicherstellung angemessener Lebenshaltung. Das 
sind P flich ten  der Regierungen, die noch e rfü llt werden 
müssen, neben den P flich ten  der S tra frich ter, die sie 
selbst zu erfü llen  haben . . .

D ie  R e ihen fo lge : erst R ich te rvervo llkom m nung und 
dann StrGB. wäre ganz falsch. Beides muß g leichzeitig 
erfo lgen, eins n ich t ohne das andere. Gebt nu r dem 
S tra frich te r die neuen Aufgaben in  die Hand, ich  b in  über­
zeugt, daß er den rechten Gebrauch von  diesen neuen 
M öglichke iten machen w ird . Genau so verhä lt es sich 
m it dem W unsch, diesen E ntw . zurückzustellen, b is alle 
anderen strafrechtlichen Gesetze unter Dach und Fach 
gebracht seien. Gewiß hängt das Strafvollzugsgesetz am 
engsten m it dem Strafgesetzentwurf zusammen. D ie 
R egierung hat aber schon gezeigt, daß sie da ih re  P flich t 
e rfü llen  w ill.  D e r Strafvollzugsgesetzentw. w ird  demnächst 
an den Reichstag gelangen, und zwar früher, als der Aus­
schuß des Reichstags m it den Verhandlungen über den 
Strafgesetzentw. beginnen w ird . Auch das EinfGes. über 
strafprozessuale Verhältn isse w ird  noch rechtze itig  v o r­
gelegt. Es wäre aber ein schwerer Fehler, solche Fragen, 
etwa die Frage der Gerichtsorganisation, erst aufzurollen
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und den StrG BEntw . hintanzusetzen. D a rin  kann ich  nur 
den bewußten Versuch sehen, die ganze R eform  auf den 
N im merleinstag hinauszuschieben. U nd  wenn w ir  erst 
noch die StrPO. oder das G VG . vornehm en w o llten , w er 
g ib t uns denn die Gewähr dafür, ob n ich t dann gesagt 
w ird : „Ja, w ie is t das m öglich, ih r  w o llt  jetzt die StrPO. 
und das G VG. machen? Gebt uns erst das Strafgesetz!“ 
D ie Regierung läßt keinen Z w eife l darüber, daß sie sich 
solchen Verzögerungsversuchen gegenüber in  entschiedener 
Kam pfstellung befindet. . . .

D ie  Reformbestrebungen beschränken sich n ich t auf 
unser deutsches Vaterland. A ls  Zeichen der Z e it sind 
solche Entw ürfe in  fast allen K u ltu rländern  aufgetreten, ein 
in ternationaler Austausch der M einungen hat sich schon 
gebildet. Ich  darf m it Stolz feststellen, daß dabei die 
deutsche Rechtswissenschaft recht gut abgeschnitten hat 
und sie auf diesem Gebiete in  reichem Maße gebend ge­
wesen ist.

Was uns aber besonders interessiert, is t das, was 
drüben in  O e s t e r r e i c h ,  unserem Bruderlande, vo r sich 
geht. H ie r  is t n ich t bloß, w ie bei den anderen Ländern, 
eine P ara lle litä t der Bestrebungen zu verzeichnen: H ie r 
geht die G le ichartigke it v ie l w e iter, b is in  die letzten 
E inzelheiten der beiden Entw ürfe  hinein, sodaß eine fast 
vö llige  Uebereinstim m ung unseres und des demnächst dem 
N ationalrat Oesterreichs vorzulegenden Gesetzentw. besteht. 
D ie österreichische Regierung hat von  Anfang bis zu 
Ende an unserem Entw . m itgew irk t. A u f beiden Seiten 
haben O pfer gebracht werden müssen. A ber das Ergebnis 
ist geradezu überwältigend. W ie  die D inge heute liegen, 
w ird  der E ntw ., der in  Oesterreich zur V orlage  vorbere ite t 
ist, m it e iner einzigen, höchstens zwei Ausnahmen —  die 
Todesstrafe is t in  Oesterreich durch die V e rf. ausgeschlossen 
—  sich in  sämtlichen 413 Paragraphen w ö rtlich  m it unserem 
Entw . decken.

In  Friedensverträgen hat man Mauern aufgerichtet, 
um uns von  unseren deutschen B rüdern jenseits der Grenzen 
zu trennen. A ber w ir  sind doch eines Blutes und einer 
K u ltu r, und nichts h indert uns, auf dem ku ltu re llen  Gebiete 
jede m ögliche Uebereinstim m ung zwischen beiden Ländern 
herbeizuführen.

Es is t P flich t der Regierungen, h ie rfü r zu sorgen, 
und diese P flich t t r i f f t  sich in  der Sehnsucht und dem 
V il le n  beider V ö lke r. Ic h  begrüße diese Uebereinstim m ung 
zwischen dem österreichischen und dem deutschen E n t­
w u rf als Zeichen der untrennbaren Kulturgem einschaft 
beider Länder, als Sym bol fü r  weitere Gemeinschaftsmaß- 
Uahmen, die nachfolgen sollen. Heute gehen unsere Grüße 
nach W ien , begle itet von  dem Wunsche, daß auch w e ite r­
hin diese schöne, von E rfo lg  gekrönte Uebereinstim m ung 
bestehen und das Schicksal beider E n tw ürfe  h ie r w ie dort 
gleich e rfreu lich  sein möge. W enn  w ir  unsere A rbe iten  
zu einem guten Ende führen, werden w ir  a ll das, was 
jms verb indet, n u r um  so enger knüpfen, zum Segen eines 
jeden Landes fü r  sich alle in, zum Segen des Deutschtums 
uu ganzen. D ieser österreichische V organg  sollte auch 
ih r  Sie ein Beisp ie l sein. Man hat do rt den W ille n  
gezeigt, ein großes W e rk  gemeinsam durchzuführen; man 
hat dort O pfer gebracht. Es genügt n ich t, daß sie den 
Entw. in  den Ausschuß schicken und abwarten, ob sich 
dort die Juristen verständigen oder in  die Haare geraten, 
nnd was dann aus diesem E ntw . w ird . Be im  Ausschuß, 
aber auch be im  Reichstag im  ganzen muß ein ernster W ille  
dahinterstehen, dieses W e rk  zu Ende zu bringen. Nach 
dem ganzen W esen dieses E ntw . sollte, wenn die Gegen­
sätze, die sich v ie lle ich t be i den einzelnen Abschnitten 
herausgebildet hatten, überwunden sind, be i einem W erk, 
das das Vo lks leben selbst so unm itte lbar angeht, nu r eine 
einzige Uebereinstim m ung in  diesem H ohen Hause sein. 
Eine solche allgemeine Verständ igung würde der E inhe it 
.unseres deutschen Volkes dienen, w ie  der Entw . von 1871 
der E inhe it des neuen Bundes gedient hat . . .

Nach der A r t  der M aterie erhebt sie sich über die 
Eagesarbeit hinaus, möge sie noch so bedeutsam oder 
schw ierig sein. H ie r  is t das N iveau noch ein anderes. 
Radbruch hat gesagt, Tagesfragen dürfen n ich t m it einer

Jahrhundertfrage verqu ickt werden. Gewiß, es is t eine 
Jahrhundertfrage, die die w ichtigsten Güter des Menschen­
lebens b e trifft. Deshalb müßte man in  einem großen 
S til dieses W e rk  erledigen. W enn Sie n ich t bis zum 
Früh jahr nächsten Jahres das Gesetz unter Dach und Fach 
bringen  können, dann stehen w ir  vo r den W ahlen. Machen 
Sie sich klar, ob dann noch daran zu denken ist, das 
Gesetz etwa im  weiteren V erlau f des nächsten Jahres durch­
zubringen. Sollte es n ich t durchgebracht sein, so is t es 
v ie l schlimmer und schwieriger, dann w ieder von neuem 
anzufangen nach der Neubildung des Reichstags, be i der 
künftigen Regierung und beim  künftigen Reichsrat.

Im  Jahre 1870 hat bei Beratung des damaligen 
Gesetzes der preuß. Justizm inister L e o n h a r d t  m it dem 
A ppe ll an den Reichstag geschlossen, den ich  heute w ö rt­
lich  übernehmen kann. E r sagte :

„D ie  Stunde, welche fü r Sie be i der Abstim m ung 
über diesen Gesetzentwurf schlagen w ird , is t ernst und 
groß. Benutzen Sie die Stunde zur G ründung eines un­
vergänglichen Denkmals des deutschen Geistes und des 
nationalen Rechtslebens!“

A u s  d e r R e d e  de s G eh. R a t e s  P r o f .  D . D r. K a h l:
„D en beteilig ten Fraktionen und dem Reichstagspräsi­

denten b in  ich  dankbar, daß Sie m ir schon an dieser 
Stelle das W o rt gestatten. W enn ich  selbst den W unsch 
ausgesprochen habe, so w o llen  Sie darin  n ich t irgendw ie 
eine Unbescheidenheit von  m ir  erkennen, sondern es sich 
daraus erklären, daß ich, von  A nfang an m it dem Gang 
der S trafrechtsreform  verbunden, ein außergewöhnliches 
Interesse an der A r t  der E in füh rung  dieses Entw . h ie r im  
Hause gewonnen habe und sich m ir  der W unsch nahe­
legt, den Versuch zu machen, den Reichstag in  die 
inne rliche  Stimmung zur Sache zu versetzen, die v o r­
handen sein muß, wenn es gelingen soll, ein so großes 
W e rk  zu verabschieden.

Es wurde schon gesagt, daß das Unternehm en der 
S trafrechtsreform  in  diesem Jahre sein 25jähriges Jubiläum  
begehen kann. . . U nm itte lbar nach Verabschiedung des BGB. 
setzte die Reform bewegung ein, n ich t aus dem Hauptgründe, 
w e il das StrGB. von  1871 ein mangelhaftes gewesen wäre, 
sondern w e il es vera lte t war. Denn es w ar im  wesentlichen 
das Preußische StrGB. von 1851. U m  dem großen nationalen 
Bedürfn is nach Rechtseinheit genügen zu können, hat man 
zu diesem damals besten StrGB. gegriffen. A ber es war 
nun veraltet. . . E in  ö fterer W echsel des Strafrechts is t 
le ich t verständlich . . .  Es w ar gewiß n ich t zu fä llig , daß 
gleichzeitig die Versuche einer R efo rm  des Strafrechts und 
neuer Strafgesetzbücher auch in  anderen Staaten eingesetzt 
haben: in  der Schweiz, in  Oesterreich, in  den nordischen 
Staaten und anderwärts. Man mußte sich sagen, daß h ie r 
Anstöße von außerhalb a ller gesetzmäßigen Bestim m barkeit 
gelegenen Lebensbedingungen und Erscheinungsformen Vor­
lagen. Sie lagen im  Verbrechertum  selbst. V ie lfach  ge­
ändert hatte sich die A r t  des Verbrechertum s, damit auch 
die notwendige Methode seiner Bekämpfung. Das hatte 
a lle rle i Ursachen. D ie  in  schnellster E n tw ick lung  ge­
schehenen grundstürzenden w irtschaftlichen Veränderungen, 
die E n tw ick lung  des Großstadtwesens, die Fortschritte  der 
Techn ik, die ungeheure E n tw ick lung  des W eltverkehrs, 
alles hatte eine neue Lage geschaffen, die unm itte lbar 
reflektie rte  auf das Verbrechertum , als deren Folge nament­
lich  die ungeheure Zunahme des rückfä lligen  gewerbs­
mäßigen, w e ite rh in  die V erm ehrung des jugendlichen V e r­
brechertums sich ergab, nam entlich aber desjenigen, welches 
ich unter dem einen B e g riff des v irtuosen Verbrechertum s 
zusammenfassen möchte.

D ieser rapiden E n tw ick lung  w eniger Jahrzehnte hatte 
das auf einfachere Verhältnisse angelegte Strafrecht n ich t 
m ehr zu entsprechen verm ocht. Es war überho lt durch 
eine neue Ze it, übe rflüge lt durch das Verbrechertum  selbst, 
und n ich t in  Deutschland allein, sondern fast überall.

V o n  diesen Gesichtspunkten aus sind w ir  l.  J. 1902 
an die R efo rm  herangetreten. Es geschah zuerst auf dem 
B e rlin e r Juristentag von  1902. Damals wurden m ein  Ko llege 
v o n  L i s z t  und ich beauftragt, den P lan fü r die R eform  
eines neuen Strafrechts vorzulegen. Es war noch im  Jahre
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1902, als unter dem unvergeßlichen Staatssekretär N i  e b e r ­
d i n g  die W issenschaft zusammentrat und jenes große 
wissenschaftliche W e rk  in  A n g r iff  nahm ; die Verg le ichung 
des deutschen Strafrechts m it dem sämtlicher K u ltu rs tra f­
rechte der W e lt. Im  Jahre 1908 lag nach m ühevoller, 
begeisterter A rb e it unter Bete iligung  a lle r deutschen Straf­
rechtslehrer das W erk  in  16 Bänden vo r und b lieb  von 
da an die geschlossene Grundlage fü r  alle Gesetzentwürfe.

A u f der Grundlage dieses erschien als erster ein E n t­
w urf, der die größten Verdienste hat, von dem seligen 
M in is te ria ld irek to r L u c a s  ausgearbeitet, der V o r e n t w u r f ,  
an den sich eine K r it ik  von seltenem U m fang angeschlossen 
hatte. Es w ar kein K re is , keine Organisation deutschen 
Lebens, die n ich t teilgenommen hätten an diesem ersten 
gesetzgeberischen Versuch, so daß man sagen kann, daß 
die Strafrechtsreform  von Anfang an als eine Angelegenheit 
des ganzen deutschen Volkes, n ich t bloß des Juristenstandes 
ins Leben getreten ist. So so ll es bleiben.

1911 trat die S t r a f r e c h t s k o m m i s s i o n  zusammen, 
in  deren zweiter H ä lfte  ich  die Ehre hatte, den V ors itz  zu 
führen. In  282 Plenarsitzungen haben w ir  die Aufgabe 
vollendet. Daraus entstand der Kom m issionsentwurf 1913, 
der nunmehr die Grundlage a lle r späteren Entw ürfe  ge­
blieben ist. D e r Plan war, daß der Entw . i.  J. 1914 m it 
einem Einführungsgesetz verö ffen tlich t werden sollte. 
N i e b e r d i n g s  Nachfolger, Staatssekretär L i s c o ,  beab­
sichtigte, i.  J. 1917 diesen Entw . dem Reichstag vorzulegen. 
D e r Kriegsausbruch hat den Gang der schon so sicher 
scheinenden R eform  jäh unterbrochen. D e r E in fluß  des 
Krieges auf den Stand des deutschen Strafrechts w ar zu­
nächst verheerend. D ie  Gesetzgebung ruhte ganz. Nach 
dem Ermächtigungsgesetz v. 4. Aug. 1914 hatte der 
Bundesrat die Verordnungsgewalt. E r  hat sie in  ausge­
zeichneter W eise ausgeübt. Sie war ursprünglich beschränkt 
auf das w irtschaftliche G ebiet; aber die N otwendigkeiten 
der K riegsze it drängten über dieses Gebiet hinaus. D er 
Bundesrat hat auf G rund seiner Verordnungsgewalt auch 
allgemeine, große Grundsätze des Strafrechts geregelt, z. B. 
die V O . von 1917 über E in fluß  des Rechtsirrtum s auf die 
Strafbarkeit der Handlung. A ber trotzdem war der Zustand 
unerträglich. Es w ar eine V e rw irru n g  entstanden, in  der 
es fü r den einzelnen Staatsbürger kaum m ehr m öglich  war, 
irgendein Strafgesetz n ich t zu verletzen.

Um so dankenswerter war es, daß das Reichsjustizamt 
bereits im  F rüh jah r 1918, als w ir  noch glaubten, daß 
unseren W affen ein sieghafter E rfo lg  beschieden sein würde, 
die R eform  w ieder aufnahm. Damals haben v ie r h e rvo r­
ragende P raktike r den Entw . von  1913 umgearbeitet, auf 
die Kriegserfahrungen, nach der Staatsumwälzung auch auf 
die Rückw irkungen fü r  die strafrechtlichen Tatbestände 
abgestimmt. Daraus is t der d r i t t e  E n t w u r f  von  1919 
entstanden, der erst i. J. 1921 zusammen m it unserem K o m ­
m issionsentwurf vom  Jahre 1913 ve rö ffen tlich t wurde.

D ieser Entw . von  1919 wurde w ieder überho lt durch 
den M in is ter entw. R a d b r u c h  —  das ist  der v i e r t e  
E n t w u r f .  E r  wurde das O pfer e iner Regierungskrisis 
und konnte n ich t ve rö ffen tlich t werden. D ieser Entw . hat 
grundsätzliche Aenderungen v o r allem  im  Strafensystem 
herbeigeführt. A b e r selbst derjenige, der sachlich Gegner 
dieser Aenderungen war, muß anerkennen, daß er nach 
anderer R ich tung  die ganze Strafrechtsreform  gefördert hat. 
D urch  diesen Entw . wurde die Sprache vo lkstüm lich  ge­
staltet. Radbruch hat ihm  eine Prägung gegeben, die auch 
die späteren E ntw . übernommen haben.

D e r nächste Entw . war der erstm alig als „ A m t l i c h e r  
E n t w u r f  eines A llg . Deutschen S trG B .“ im  Jahre 1925 
bekanntgewordene. Auch er wurde Gegenstand der K r it ik  
von  allen Seiten, so daß die R eform  des Strafrechts sich 
bis heute unter der allgemeinen B ete iligung  des Vo lkes 
vollzog. In  der M ehrzahl haben sich alle dahin ausge­
sprochen, daß dieser Entw . als geeignete Grundlage der 
R eform  anzuerkennen sei.

U nd  nun der l e t z t e  E n t w . ,  der sechste, is t der, der 
Ihnen  vo rlieg t, der w iederum  nach den Beschlüssen des 
Reichsrats rev id ierte  Entw . von  1925. D ie  Reichsregierung 
hat die Beschlüsse des Reichsrats in  to to akzeptiert. Ob 
das aus innerstem  Herzensbedürfnis geschehen is t oder aus

irgendwelchen Gründen, untersuche ich nicht. Jedenfalls 
stim m t der Entw . von 1927, der uns als Regierungsentw. 
vo rlieg t, vo llkom m en m it den Beschlüssen des Reichsrats 
überein . . .

W as waren i. J. 1902 und in  den fo lgenden Jahren 
die Hauptziele der Reform ? . . .

Das erste w ar die schärfere psychologische D iffe ren ­
zierung des V e r b r e c h e r t u m s .  In  diesem Punkte versagt 
das Gesetz vom  A p r il 1871 nahezu vo llständig. Es ve r­
sagte schon in  seiner Behandlung der Zurechnungsfähigkeit, 
also der Grundlage der Schuldlehre, hatte die stark hervor­
getretene Gruppe der verm indert Zurechnungsfähigen noch 
n ich t berücksichtigt. Im  Zusammenhang damit stand die 
N otw endigkeit der endlich grundsätzlichen Behandlung des 
alkoholischen Verbrechertums. Hatte sich doch die Praxis 
dahin entw ickelt, T runkenheit einfach als m ildernden U m ­
stand zu bewerten, ohne daß auf die Frage der Schuld, 
Vorsatz oder Fahrlässigkeit in  Beziehung auf die T runken­
he it selbst und die in  ih r  begangene strafbare Handlung 
Rücksicht genommen wurde. Ferner die notwendige schärfere 
Erfassung des g e w e r b s m ä ß i g e n  u n d  g e w o h n h e i t s ­
m ä ß i g e n  V e r b r e c h e r t u m s .  Das geltende Recht bietet 
fast nichts, indem  es led ig lich  den gleichartigen Rückfa ll 
und auch diesen nu r in  Beziehung auf bestimmte D e lik ts ­
tatbestände berücksichtigt, während die Erfassung des un­
gleichartigen Rückfalls und damit eben des eigentlichen 
gewerbsmäßigen, berufsmäßigen Verbrechertum s keine 
Berücksichtigung gefunden hat. E in  besonderes Bedürfn is 
der psychologischen D iffe renzierung trat auch h insichtlich 
der J u g e n d  ein, deren K rim in a litä t eine Zeitlang in  
beängstigenderW eise gestiegen war. Dieses Spezialproblem 
wurde durch das Jugendgerichtsgesetz v. 16. Febr. 1923 
vorausgenommen. Es g ib t fre ilich  Stimmen, die heute 
bereits auch dieses Gesetz als refo rm bedürftig  bezeichnen. 
A lso das erste war die schärfere psychologische 
D iffe renzierung des Verbrechertum s.

Das zweite Hauptzie l der R eform  war von  Anfang  an 
die V e r b i n d u n g  d e r  S i c h e r u n g  m i t  d e r  S t r a f e .  
N ich t jeder Verbrecher kann u n ko n tro llie it nach Verbüßung 
seiner Strafe bald w ieder auf die Straße entlassen werden. 
Dem  Sicherungsgedanken lie g t zugrunde; der Verbrecher 
so ll v o r Rückfa ll, die Gesellschaft v o r dem Verbrecher 
geschützt werden. Dem  Zwecke nach unterschieden w ir  
schon damals mehrfache Sicherung durch H e ilung  in  P flege­
anstalten gegenüber zurechnungsunfähigen oder wegen 
geistiger M inde rw e rtigke it zu m ilde re r Strafe veru rte ilten  
Verbrechern oder gegenüber A lk o h o lik e rn ; Sicherung zum 
Zwecke der E rziehung und Besserung in  entsprechenden 
Anstalten oder durch Schutzaufsicht, endlich Sicherung gegen­
über dem berufsmäßigen, dem gewerbsmäßigen, dem rück­
fä lligen  Verbrechertum , w om öglich auf Lebenszeit. E rst 
im  Besitze solcher Maßregel kann das Strafrecht den D ienst 
leisten, den es der Gesellschaft le isten soll. W e r glaubt, 
diese Sicherung habe m it dem Strafrecht nichts zu tun, 
man solle sie in  irgendein  Sondergesetz verweisen, der tre ib t 
Theorie, scheidet sich aber vom  B ilde  des Lebens. Das 
aber w o llen  w ir  uns fü r die ganze Strafrechtsreform  m erken: 
die letzten Entscheidungen sind n ich t aus der Theorie, 
sondern übera ll aus den E rfahrungen des Lebens zu 
schöpfen!

Das d ritte  Hauptzie l w ar die E rw e ite rung  der F re ihe it 
des r i c h t e r l i c h e n  E r m e s s e n s .  Das geltende Recht 
g ib t dafür zu w enig, kann in  seiner Gebundenheit auf 
diesem Gebiete n ich t dem höchsten Gedanken des Straf­
rechts, der Ind iv idua lis ie rung , entsprechen. F ü r diesen 
Zweck w ar ein Zweifaches notwendig. E inm al, daß die 
schwerfällige K asu istik  der Tatbestände im  Bes. T e il des 
StrGB. vereinfacht wurde. Nach § 243, 4 des geltenden 
StrGB. begeht derjenige einen schweren D iebstahl —  m it 
Zuchthaus bis zu 10 Jahren zu bestrafen — , der auf einem 
Bahnhof eine zum Reisegepäck gehörige Sache durch A b ­
lösung der Verw ahrungsm itte l stiehlt. K om m t da ein 
Reisender in  einen W artesaal und sieht in  der Ecke ein 
verheißungsvolles Paket, aus dem die Silberspitze eines 
herrlichen Stockes hervorragt. U m  ih n  zu bekommen, 
lös t er den Verband und stieh lt sich den Stock. Strafbar 
wegen schweren Diebstahls. Hätte er sich die Sache ver-
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einfacht und das ganze Paket genommen, wäre er wegen 
einfachen Diebstahls m it Gefängnis zu bestrafen. Also 
'Vereinfachung der Tatbestände, Beseitigung von tö rich te r 
K asu istik ! Sodann größere richterliche F re ihe it in  der 
Strafbemessung: h insichtlich der S trafm ilderung w ie der 
Strafschärfung eine größere Beweglichkeit, um die Strafe 
im  einzelnen F a ll subjektiv der Schuld und ob jektiv  dem 
E rfo lg  in  gerechter W eise anzupassen. Man war sich schon 
damals in  der Kom m ission n ich t im  geringsten im  Zweife l, 
daß dies der schwierigste T e il der Strafrechtsreform  sei, und 
daß um die Frage der F re ihe it des rich terlichen Ermessens 
später der Hauptkam pf ausbrechen werde. Das waren die 
drei Hauptpunkte, unter deren Schwergewicht w ir  schon 
i. J. 1902 die A rb e it begonnen, unter deren Schwergewicht 
"wir sie i. J. 1913 und allen fo lgenden Jahren fortgesetzt 
haben. . . Im  V erg le ich  zum Entw . von  1925 is t eine 
gewisse Erschwerung der Gesamtlage eingetreten durch die 
erheblichen Veränderungen, welche der Reichsrat vorge­
nommen hat, z. B. Aenderungen des A llg . Te ils  bei der Lehre 
des Rechtsirrtum s,be iN otw ehr, Notstand, Versuch, Teilnahme, 
Voraussetzungen der Einschließung, bedingtem  Straferlaß, 
Nebenstrafen und Nebenfolgen, Zuständigkeiten in  Be­
ziehung auf die Verhängung von  Sicherungs- undBesserungs- 
maßregeln, Streichung des W irtshausverbots und der 
Schutzaufsicht als selbständiger Maßnahmen. Aus dem 
Bes. T e il kommen in  Betracht: Verrats-, W ah l-, Am ts-, 
Relig ionsde likte  und D elik te  gegen die Rechtspflege, Tötung, 
Körperverle tzung, auch Sittlichkeitsdelikte. E inen T e il 
dieser Veränderungen b illig e  ich von ganzem Herzen, bei 
anderen habe ich  die schwersten Bedenken. . . . G le ich­
w o h l trete ich  m it den stärksten H offnungen an die große 
Aufgabe heran. Ich  b in  von dem Vertrauen beseelt, daß 
dem Reichstage der große W u r f gelingen w ird , und ich 
wünschte nichts so sehr, als daß ich  einen T e il dieses 
Vertrauens auch auf die M itg liede r des Reichstags über­
tragen könnte. Täuschen w ir  uns n ich t: es kom m t nu r 
darauf an, ob man w ill.  D ie  Grundfrage, die jeder sich 
stellen muß, wenn er sich jetzt entscheidet, ob der Reichstag 
die Sache in  die Hand nehmen oder fa llen lassen soll, is t 
die, ob der W ille  vorhanden ist, das große W e rk  zustande 
zu bringen. W enn diese Frage bejaht werden muß, g ib t 
ns keine Schw ierigkeit, die n ich t überwunden werden 
könnte, wenn man über dem Einzelnen n ich t das Ganze 
wergißt. . . Ich  greife ein paar Hauptdifferenzen unter 
uns heraus, über deren T ragw e ite  w ir  uns gegenseitig 
ke iner Täuschung hingeben.

D ie  seit Ende des 18. Jahrhunderts, seit Beccaria, in  
tausend Schriften behandelte Frage der T o d e s s t r a f e  
w ird  uns na türlich  w ieder beschäftigen; w ir  werden uns 
darüber streiten. Sie is t zwar beschränkt auf M ord  und 
auch h ie r m it m ildernden Umständen zugelassen, es kann 
also Freiheitsstrafe an die Stelle treten. Das entspricht 
einem Anträge, den ich  in  W eim ar auf der Nationalver­
sammlung in  Gemeinschaft m it den sozialdemokratischen 
und demokratischen Parteien —  das w ar eine ganz gewagte 
K oa litio n  fü r  m ich damals —  gestellt habe. D er Gedanke 
ist in  diesem Entw . ve rw irk lich t worden. W enn w ir  uns 
jetzt w ieder über die Aufnahme oder Streichung der 
Todesstrafe streiten werden, so w ird  es m. E. n ich t nö tig  
3ein, den ungeheuren p rinz ip ie llen  Apparat, gegründet auf 
Recht, Philosophie, Theolog ie  und was sonst noch, w iederum  
hervorzuholen und die H underte von Beweisgründen fü r 
oder gegen zu rekapitu lieren. W ie  sich die D inge heute 
gestellt haben, handelt es sich bei dieser Frage um eine 
uilerdings höchste, aber doch im m erh in  n u r um eine höchst- 
Politische Zweckmäßigkeitsfrage. D ie  Frage w ird  sein: 
W äre es nach dem Stande der K r im in a litä t fü r den Staat 
zu raten oder zu verantworten, daß er fü r  äußerste Fälle 
bereits jetzt auf das äußerste S trafm itte l V erzicht leistet? 
So habe ich  das P rob lem  bereits auf dem W iene r Juristen­
tage 1912 gestellt. U eber diese höchstpolitische Zweck- 
ntäßigkei t sf rage können w ir  gänzlich leidenschaftslos m it­
einander verhandeln und uns vergleichen. D e r W iener 
Juristentag von  1912 hat m it 470 gegen 424 Stimmen die 
uTuge, ob es zweckmäßig sei, jetzt schon die Todesstrafe 
aufzuheben, verneint. Ich  glaube, daß die Gründe fü r 
niese V erne inung sich in  der Zwischenzeit noch verstärkt

haben. Anhänger und Gegner der Todesstrafe haben 
ziffernmäßig ungefähr gleich nebeneinander gestanden. V e r­
m utlich  w ird  es auch heute so sein. A ber möge die 
Entscheidung fa llen  so oder s o : niemals darf der Ausfa ll 
dieser Entscheidung über eine solche Einzelheit w ie über 
die Todesstrafe das Schicksal der ganzan Strafrechtsreform  
beeinflussen.

W ir  werden uns n ich t zu w enig streiten über die V o r -  
aussetzungen der E i n s c h l i e ß u n g ,  der custodia honesta. 
D ie  Frage hängt aufs engste zusammen m it den Ehren­
strafen überhaupt. M. E. kann der B e g riff der ehrlosen 
Gesinnung und der Maßstab des sittlichen W ertu rte ils  
niemals im  Strafrecht entbehrt werden. Man denke an 
gewisse Verratsdelikte, an wucherisches Handeln. Ich  denke 
noch an etwas anderes, näm lich an die V erleum dung; ich 
wünschte nichts so sehr, als daß im  künftigen StrGB. ein 
Satz stünde, nach welchem der ehrlose Verleum der m it 
V e rlus t der bürgerlichen Ehrenrechte bestraft würde. Ich  
möchte sie also meinerseits n ich t entbehren; denn die 
Ehrenhaftigke it als solche is t eine B ürgerpflich t, und die 
Stärkung des Bewußtseins von  dieser B ü rge rp flich t der 
Ehrenhaftigkeit gehört geradezu zu den K rä ften  eines 
W iederaufbaus des deutschen Staates und der deutschen 
Gesellschaft. A ber alle, selbst die Gegner der Strafe^ des 
Verlustes der bürgerlichen Ehrenrechte, sind darin e in ig, 
daß jedenfalls die H auptw irkungen, näm lich der V e rlus t der 
Am tsfäh igke it und des W a h l- und Stimmrechts bestehen 
bleiben sollen. D er H auptstre it w ird  sich also nach dem 
Entw . des Reichsrats nu r darauf zurückziehen, ob diese 
W irkungen  als Nebenstrafen oder als sichernde Maßnahmen 
aufzunehmen sind. Ich  b in  unbedingt fü r das erstere. Ich  
betrachte sie als Nebenstrafen, möchte aber auf das eine 
h inw e isen : F ü r den Betroffenen selbst is t die eine oder die 
andere Etikette, is t die Frage, ob Sie diese Folgen ve r­
hängen als sichernde Maßnahmen oder als Nebenstrafen, 
ungemein g le ichgültig, und wieso eine Verständigung auf 
diesem Gebiete n ich t m öglich  sein sollte, kann ich n ich t 
einsehen, sofern ich  n u r die großen zugrunde liegenden 
Gedanken in  den V orde rg rund  stelle.

Dasselbe nehme ich  an fü r das große und weite 
Gebiet des V e r h ä l t n i s s e s  v o n  S i c h e r u n g  u n d  
S t r a f e .  Theoretisch betrachtet sind sie beide grund­
sätzlich verschieden. D ie  Strafe hat es m it der V e r­
gangenheit zu tun, die S icherung m it der Zukunft. 
D ie  eine is t Repression, die andere Prävention. Nun 
is t es fre ilich  unerläßlich, daß die beiden in  ein 
richtiges und geordnetes Verhä ltn is zueinander gesetzt 
werden. D arüber läßt sich v ie l streiten, ob ineinander, 
nebeneinander, nacheinander. A be r a ll dieser organi­
satorische Streit, in  welches V erhä ltn is  Strafe und Sicherung 
zueinander zu setzen seien, is t absolut oder jedenfalls re la tiv  
g le ichgü ltig  gegenüber der Hauptsache selbst: daß die 
wegen Zurechnungsunfähigkeit oder verm inderte r Zu­
rechnungsfähigkeit oder R ückfä lligke it u. derg l. fre i­
gesprochenen oder veru rte ilten  Verbrecher n ich t m ehr 
unm itte lbar auf die Straße losgelassen werden, nachdem 
durch die E rfahrung bombensicher erwiesen ist, daß sie 
an der nächsten Straßenecke bereits w ieder m it dem 
StrGB. ko llid ie ren  werden. W enn  man sich überlegt, daß 
der Verbrecher v o r  sich selbst und die Gesellschaft v o r  
ihm  geschützt werden muß, dann w ird  man w iederum  die 
re in  organisatorische Frage, w ie  Strafe und Sicherung 
m iteinander verkoppelt werden können, gewiß n ich t als 
entscheidend in  den V orde rg rund  stellen müssen. *̂ e^ slk 
verständlich muß V orsorge  dafür getroffen werden, daß 
die Anwendung dieser sichernden Maßnahmen in  ke iner 
W eise zur Zerstörung der Rechtssicherheit des Bestraiten 
dienen kann. Es muß gegen jeden Mißbrauch un je e 
W illk ü r  V orsorge  getro ffen werden. H ie r  handelt es sic 
n ich t um D iffe renzen in  der A rt, sondern höchs ens im  
Maß. W ir  werden uns vo llkom m en verständigen können.

N u r noch ein Hauptbeispiel, unser Hauptzankapfel, 
die F re ih e it des r i c h t e r l i c h e n  E r m e s s e n s .  Es geht 
in  dem bevorstehenden Streit n ich t m ehr um den G rün 
satz der F re ihe it des rich terlichen Ermessens, sondern um  
A r t und Maß und Anwendung. Nach m einer U eber- 
zeugung g ing  der Entw . 1925 in  seinem höchst an -
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sprechenden Idealismus h ie rin  zu w eit, übrigens, w ie ich 
nach der linken  Seite h in  bemerken möchte, der v o r­
angegangene Entw . D r. Radbruch 1922 noch v ie l weiter. 
A ber ohne die F re ihe it des rich terlichen Ermessens über­
haupt kann der höchste Zweck des Strafrechts n ich t er­
reichbar sein. W e r w o llte  denn heute die freie Beweis­
theorie entbehren? B licken  Sie in  die L ite ra tu r v o r jetzt 
ungefähr 100 Jahren, so finden Sie aufs Haar genau die 
gleichen Gründe gegen die E in füh rung  der gesetzlichen 
Beweistheorie angeführt, die man heutzutage gegen die 
E rw e ite rung  der F re ihe it des rich te rlichen  Ermessens er­
hebt. F re ilich  verstärkt noch durch das M i ß t r a u e n  
g e g e n  d i e  R i c h t e r .

E in  offenes W o rt darüber! Das M ißtrauen muß bei 
dieser R eform  ausscheiden. Eine Strafrechtsreform, auf 
M ißtrauen gegründet, wäre sinnlos, wäre engherzig, wäre 
ein U nglück. Dann liebe r ganz die Hände davon ab! 
D e r S trafrichter w ird  und muß im  Geiste des neuen 
Strafrechts sich ausbilden, auswirken. Einzelne V e r­
stöße, w e il dieser oder jener S trafrichter in  seinem U rte il 
eine D um m heit gemacht hat, können unm öglich der Maß­
stab fü r  irgendeine weitere Behandlung der Strafrechts­
re fo rm  sein. Ich  stehe auf dem Standpunkt, wenn ich  das 
Große nehme und n ich t im m er das w illk ü r lic h  heraus­
gegriffene Einzelne, daß unser deutscher R ichterstand, auch 
Strafrichterstand, bei allen M ängeln ein auf der vo llen  Höhe 
seiner pflichtmäßigen Aufgaben stehender ist. A lles muß 
geschehen, um den Strafrichterstand auf die Höhe des U n ­
po litischen, a lle in  in  seiner Ueberzeugung v o r der Majestät 
des Rechtes sich beugend, zu führen, und insbes. w ir  
akademischen L eh re r können es uns n ich t tausendmal genug 
gesagt sein lassen, in  die jugendlichen Geister diese Ge­
danken der seelisch-politischen U nabhängigkeit namentlich 
des Strafrichters hineinzupflanzen. A be r w ir  müssen Z u­
trauen haben. Sonst können w ir  den W eg  in  die Zukunft 
n ich t beschreiten. Es muß erst das Gesetz gegeben sein, 
dann erst is t es m öglich, daß der künftige  Richterstand 
sich in  seinen Geist h ine in leben kann. F re ilich  kommen 
dazu auch gerichtsverfassungsmäßige Gesichtspunkte. Ich  
stehe auch heute noch auf dem Standpunkt, daß fü r  den 
S trafrichter der beste R ichter gerade gut genug ist. W ie  
das die Reichsjustizverwaltung erreicht, is t ih re  Sache. 
A ber fassen Sie dieses Zutrauen am A nfang  eines so 
großen W erkes, w ie es die Strafrechtsreform  ist! . .

Ich  b itte  auch, n ich t jetzt schon irgendwelche m öglichen 
Gefahren aus dem künftigen StrGB. an die W and zu malen 
oder Streitpunkte zu schaffen, die in  W ahrhe it gar n ich t 
bestehen, die geeignet sind, die R eform  zu gefährden, w e il 
sie Verdacht erregen. So wurde die Forderung aufgestellt: 
K e in  StrGB., wenn n ich t gesichert is t der Schutz der 
Arbeiterbewegung v o r Strafbestimmungen, die d e n K l a s  s e n -  
k a m p f  des P r o l e t a r i a t s  h indern  können! Ja, ich  möchte 
w irk lic h  fragen: Sagen Sie m ir  aus dem Entw . eine einzige 
Bestimmung, die darauf angelegt ist, den Klassenkampf 
des Proletariats, soweit er überhaupt im  allgemeinen Recht 
fund iert, begründet und zulässig ist, irgendw ie zu behindern? 
Oder wenn es heißt: V erstärkter Schutz der Arbeiterklasse 
gegen Ausbeutung! Dieses P roblem  is t so bedeutungsvoll, 
daß w ir  erwogen haben, ob w ir  es n ich t auf die Tages­
ordnung des nächsten Juristentages setzen sollten. A ber 
Sie wissen doch alle, daß diese Verstärkung des Schutzes 
der A rbe itsk ra ft n ich t bloß ih re  strafrechtliche, sondern 
ebenso ih re  z iv ilrechtliche und öffentlich-rechtliche Seite 
hat. A lso das kann n ich t als spezifisches Program m  fü r 
e in künftiges StrGB. aufgestellt werden. Ich  halte an 
meinem O ptim ism us fest, daß es be i ernstem W ille n  m öglich  
ist, selbst die schwersten D ifferenzen zu überw inden, wenn 
im m er die Hauptsache in  den V ordergrund  gestellt w ird .

F re ilich , so ll das W e rk  gelingen, so müssen einige 
Voraussetzungen e rfü llt sein. D ie  erste Voraussetzung is t 
die der Selbstbeschränkung. Das g ilt fü r jedes M itg lied  
des Hauses w ie  fü r  den m it der Sache zu beauftragenden 
Ausschuß und fü r  das Plenum . Es w o lle  n ich t jeder 
glauben, es sei nö tig  oder m öglich, daß seine Einzelwünsche 
h insich tlich  der R eform  des StrGB. be fried ig t werden. 
A lles is t tausendmal erwogen. Ich  möchte fast eine W ette  
machen dahin, daß neue Gesichtspunkte fü r  die Begründung

einer allg. Bestimmung oder eines einzelnen Tatbestandes 
n ich t m ehr geltend gemacht werden können. Man muß 
sich übera ll an das große Grundsätzliche halten und n icht 
übereilte Anträge stellen. D avor warne ich im  Strafrecht 
besonders. W e r sich n ich t näher m it der Materie beschäftigt 
hat, ahnt n icht, w ie  die Aenderung eines einzigen W ortes 
eine R ückw irkung  oder A usw irkung  auf das ganze Gebiet 
des Strafrechts haben kann. Das is t in  keinem anderen 
W issensgebiet so, auch n ich t im  Z iv ilrech t. A lso  E igen­
wünsche, Liebhabereien müssen zurücktreten. W ie  w ir  
uns im  Ausschuß dann an die Sache begeben w ollen, das 
w o llen  w ir  dort besprechen. A b e r auch das P lenum  müßte 
sich Beschränkungen auferlegen. Es kann n ich t verlangen, 
daß alle die schw ierigen begrifflichen  Probleme des A llg . 
Teils h ie r verhandelt werden, n ich t einmal alle Tatbestände 
des Besonderen Teils. Gewiß g ib t es gewisse Fragen, w ie  
die des Strafensystems oder der Strafbemessung, wo kein 
vernün ftiger Mensch daran denken w ird , eine Beschränkung 
eintreten zu lassen. Man kann auch an die Gruppe der 
politischen, der gemeingefährlichen D e lik te  oder an den 
Ehrenschutz und dergl. aus dem Besonderen T e il denken. 
Es werden sich Fragen herausschälen lassen. A ber ich  
sehe voraus, was kommen würde, wenn sich h ie r de r 
Reichstag schrankenlos eine Omnipotenz beilegen w o llte . 
D avor warne ich. W enn w ir  das W e rk  vollenden w o llen , 
müssen w ir  alle Selbstbeschränkung üben. D a rf ich  daran 
erinnern, daß das BGB. m it seinen 2385 Paragraphen und  
seinen 218 E in führungsartike ln  in  n ich t ganz 6 Monaten 
imAusschuß undP lenum  desReichstagserledigtw orden is t __

Bei unserer Gesetzgebungsarbeit um Gottes w ille n  
keine P rinz ip ienre ite re i und keinen Schulenstreit! Ich  sage 
n ich t: es droht, daß er w ieder in  die Gesetzgebung h ine in ­
getragen werde, aber die Versuchung lie g t nahe. Es is t 
dem Deutschen ja kaum etwas so sympathisch, als über 
große P rinz ip ien  zu streiten. Da darf ich eine persönliche 
E rinnerung  v ie lle ich t einflechten. Ich  habe bei Beg inn 
der Strafrechtsreform  i. J. 1902 m it L i s z t  eine öffentliche 
E rk lä rung  dahin erlassen, daß w ir  den Schulenstreit fü r 
die praktische Gesetzgebung vo llkom m en ausschalten w o llen1). 
W ir  waren wissenschaftlich scharfe Gegner, persönlich nahe 
Freunde. Es is t m ir  ein Bedürfnis, heute seiner zu ge­
denken. Heute is t sein Todestag —  v o r acht Jahren, ic h  
gedenke seiner m it V erehrung  und D ankbarkeit, trotz a lle r 
wissenschaftlichen Gegensätze, w e il ich  weiß, daß er, wenn 
er noch am Leben hätte ble iben können, heute einer der 
führenden Geister bei der S trafrechtsreform  sein würde und 
einer, der die Strafrechtsreform  der Zukunft genau so ve r­
tie fen und fö rde rn  würde, w ie er das m it dem Strafrechte 
der Vergangenheit getan hat.

N un, unser Bündnis hat sich bewährt. In  den 282 
Sitzungen unserer Strafrechtskommission, w iew oh l sie v o ll­
kommen gemischt w ar aus Anhängern der klassischen und 
modernen Strafrechtsschule, is t auch n ich t e in einziges M al 
vom  Schulenstreite die Rede gewesen; w ir  haben uns am 
B ilde  des Lebens praktisch über die Fragen verständigt. 
Auch der verstorbene große K rim in a lis t, m ein Freund 
W a c h ,  w a r genau unserer Auffassung.

V erge ltung, was die einen in  den V ordergrund , und 
Zweckmäßigkeit, was die anderen a lle in  in  den V orde rg rund  
stellen, schließen sich n ich t aus. D a is t m ir  im m er das 
große Zeugnis der geschichtlichen Vergangenheit vo r Augen, 
der A rt. 104 jenes berühm ten StrGB., durch den die 
Deutschen zum ersten Male ein gemeines Recht erhalten, 
haben, das große Gesetz K arls  V ., die C arolina von  1532.. 
Sie hat den w undervo llen A rt. 104, der uns heute noch 
führen kann: „G estra ft w ird  aus L ie b ’ der G erechtigkeit: 
und um gemeinen Nutzens w ille n .“ H ie r  finde t sich also 
die V erb indung  des Gedankens der G erechtigkeit und 
Zweckmäßigkeit, w ie im  Entw . insbes. der Gedanke der 
Sicherung. Das eine schließt das andere n ich t aus, und 
wenn jeder davon überzeugt ist, dann können w ir  auch 
von  jeder A r t  von  P rinz ip ien re ite re i und Schulenstreit über 
diese Fragen absehen.

W ir  müssen uns von  Anfang  an dessen bewußt sein, 
daß Wissenschaft und Gesetzgebung ih re  ganz verschiedenen. 
W ege gehen müssen. M it  dem Prob lem  der letzten Gründe ■;

J) In  der DJZ. 1902 S. 303. D ie Schriftleitung.
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des Strafrechts hat sich der Gesetzgeber n ich t zu belasten. 
Ueber Strafrechtstheorien könnten w ir  a lle in  ein paar Jahre 
hier sitzen und streiten. D ie  W issenschaft muß rücksichts­
los aus den als w ahr erkannten Prämissen die Fo lgerung 
ziehen. D e r Gesetzgeber kann das n ich t; er muß sich 
m it Erreichbarem  begnügen, m it dem Nützlichen. D ie  
W issenschaft kann nie ein m ittleres Maß von  W ahrhe it 
anerkennen. Das g ib t es fü r  sie n icht. Daher fü r  sie 
heinerlei Entgegenkommen, ke inerle i Ausgleich. D er 
Gesetzgeber muß sich auf Kom prom isse einlassen, wenn 
er  etwas Vernünftiges zustande bringen w ill.  D e r wissen­
schaftliche S tre it w ird  nie aufhören. Es is t unmöglich, 
daß der Gesetzgeber wartet, bis er zum Austrag gebracht 
worden wäre. E r muß auch den M ut haben, Forderungen 
eines Prinzips preiszugeben, wenn es das W o h l des 
Ganzen im  A ugenblick fo rde rt und die Rechtsentw icklung 
auf einen anderen W eg  hinweist. Ich  resümiere dieses 
Kapite l dahin: Steht fest —  und darin is t die klassische 
und die moderne Strafrechtsschule einer M einung — , 
daß jeder v o r dem S tra frich ter veran tw ortlich  ist, fa lls  
er  zurechnungsfähig ist, so is t es vom  Standpunkt des 
Gesetzgebers aus g le ichgültig, ob diese V e ran tw ortlich ­
keit v o r dem S tra frich ter auf metaphysischer W illens fre ihe it 
beruht oder auf Nützlichkeitserwägungen. H ä lt das jeder 
fest, daß damit diese Probleme ausscheiden aus der Z u ­
ständigkeit des Gesetzgebers, dann werden vie le  Hemmnisse 
unserer gegenseitigen Verständigung beseitigt sein.

E ine weitere Voraussetzung des Gelingens is t die 
E n t p o l i t i s i e r u n g  d e r  S t r a f r e c h t s r e f o r m .  D ie  
Forderung is t n ich t so gemeint, als ob der politische, der 
Parteipolitische Standpunkt ausscheiden könnte aus den 
M otiven, aus den Beweggründen fü r die Entscheidung der 
einen oder anderen strafrechtlichen Frage. Das is t selbst­
verständlich. Nam entlich soweit es sich etwa um T a t­
bestände und Probleme handelt, die eng m it W e lt­
anschauungen ve rknüp ft sind, läßt sich na türlich  auch der 
Parteipolitische Standpunkt n ich t ausscheiden. In  dieser 
Beziehung herrscht unter uns vo llkom m en U eberein- 
stimmung. W enn  ich  die Forderung  der E n tpo litis ie rung  
der S trafrechtsreform  stelle, so is t damit gemeint, daß 
n icht, w ie  es da oder do rt angekündigt war, das ganze 
Schicksal der R eform  abhängig gestellt wäre von  der 
E rfü llu n g  eines Parteiprogram m s. Das is t es: die Sache 
muß en tpo litis ie rt werden. Mag es im m erh in  so kommen 

und es w ird  so kommen, darüber täusche sich niemand — , 
daß m ancherlei Wünsche von  Parteien n ich t zur E rfü llu n g  
komm en: es komm t auf das Abmaß des Ganzen an be i 
der B eurte ilung  des Letzten. W enn es ge lingt, das ge­
plante neue Strafrecht w irk lic h  zum Abschluß zu bringen, 
vurd es auch fü r  denjenigen, der in  ein igen W ünschen 
uud Gedanken enttäuscht ist, doch im m er noch ein unge­
heures Plus bringen  von  Errungenschaften gegenüber dem 
gegenwärtigen Stand der D inge. Sehr zutreffend hat 
Radbruch das W o rt geprägt, daß man n ich t Tagesfragen 
m it e iner Jahrhundertfrage verwechseln so ll. Beim  StrGB. 
handelt es sich in  der T a t um  eine Jahrhundertfrage. 
Baher darf n ich t das Schicksal des Ganzen davon abhängig 
gemacht werden, daß gleich von  A nfang an eine politische 
"a rte i sagt: Das verlangen w ir :  entweder oder; wenn 
vicht, lassen w ir  die ganze R eform  fallen. So können 
vo r das n ich t machen. W ir  müssen in  dem hohen Geist 
her E n tpo litis ie rung , in  dem Gedanken, daß es sich um 
e*was v ie l Größeres handelt als um  Parteien, an dieses 
große W e rk  herantreten.

Man h ö rt zwar, es sei r ich tige r, die Verabschiedung 
eiues so großen W erks n ich t an das Ende einer Leg is la tu r­
periode zu setzen, sondern an den Anfang. Sie wissen 
j~T> haß dies gar n ich t m öglich  war, w e il die Vorbere itung  
hei unserem Reichstag vom  Jahre 1924 noch n ich t ab­
geschlossen sein konnte, w e il die erste Z e it des Reichstags 
m it schwierigen Problem en der auswärtigen P o lit ik  belastet 
mar. A ber das kann ich  Ihnen  sagen: wenn diese Reichs­
strafrechtsreform  n ich t je tz t zustande komm t, dann w ird  
j le in  absehbarer Z e it überhaupt n ich t zustande kommen. 
? einen i neuen Reichstag müßten nun  alle •—  und das 

abertausend —  Fäden w ieder neu angeknüpft 
i  erden. Das Scheitern je tz t wäre ein U nglück. Unerm eßlich

v ie l Ze it und A rb e it wäre vergeudet. Unermeßliche W erte  
der Bekäm pfung des Verbrechertum s wären in  Jahren 
verlorengegangen, und einer unseligen Gelegenheitsgesetz­
gebung fü r  die nächsten Jahre T üren  und Tore geöffnet; 
denn dies und jenes muß geregelt werden, und es entsteht 
nu r die Frage, machen w ir  es in  Gelegenheitsgesetzen 
oder im  e inhe itlichen Rahmen des Großen und Ganzen.

U nd  endlich, gelänge es n ich t: nationale Erwartungen, 
die uns alle ohne Unterschied der Partei am Herzen liegen, 
wären wahrscheinlich fü r  N ichtmehrwiedersehen zerstört. 
Diese V e ran tw ortlichke it möchte ich  dem Reichstag n ich t 
aufgebürdet wissen.

D ie  F ruch t is t zur E rnte re if, wenn w ir  m it M ut und 
Vertrauen an das W e rk  die Hand legen. Selbstverständ­
lich  müssen w ir  die K r i t ik  fre i w alten lassen an dem E n tw .; 
aber ich  b itte  Sie dringend, n ich t bloß die K r it ik  und die 
Negation vorauszustellen, sondern auch das positivistische 
Moment, das M om ent des W ollens, den Entschluß, das, 
was ich  am Anfang  als die verständnisvolle innerliche 
Stim m ung zu dem ganzen W e rk  bezeichnete. Jeder muß 
sich selbst Beschränkungen seiner F re ihe it auferlegen, und, 
■wenn er m itarbeiten w ill,  alles andere zurückstellen —  
alles -—, um seine H auptkra ft an dieses W e rk  setzen zu 
können. Dazu muß man Ze it haben, und wenn man sie 
n ich t hat, dann muß man sie sich nehmen, denn sonst is t 
es ganz unmöglich.

W ir  haben vo rh in  im  Aeltestenrat über die g e s c h ä f t ­
l i c h e  B e h a n d l u n g  Grundzüge aufgestellt, den Gedanken, 
daß der E ntw . einem besonderen Strafrechtsausschuß über­
wiesen werden soll, daß in  dieser Strafrechtskommission 
m öglichst eine ständige M itarbe it in  irgendeiner Form  
gesichert werden solle, und daß w ir  schon das O pfer unserer 
F re ihe it b ringen  müssen, von  M itte  Sept. an auf Ferien 
zu verzichten und fle iß ig  zu arbeiten; sonst wäre das W e rk  
n ich t zustande zu b rin g e n 1). Das deutsche V o lk  w artet d irek t 
darauf. F re ilic h : W enn  das V o lk  auch noch so dringend 
die Verabschiedung der R efo rm  erwartet, überschätzen 
dürfen w ir  und darf das V o lk  seine Bedeutung überhaupt 
n icht. V o n  einem noch so verbesserten Strafrecht kann 
unm öglich  a lle in  die sittliche und rechtliche Volksgesundung 
erwartet werden. Das Strafrecht is t ein w ertvo lles, ein 
notwendiges, aber n ich t das w ertvo lls te , geschweige denn 
einzige M itte l fü r  die Gesundung auf der einen und fü r 
den K am pf gegen das Verbrechertum  auf der anderen 
Seite. Das vie l w ich tigere  M itte l ist :  die Quellen des 
Verbrechertum s abzugraben und in  Bewegung zu halten, 
die persönlichen Quellen, die w irtschaftlichen, die sozialen, 
und w ie vie lfach sie sind. A lles  das, was da im  H in te r­
gründe ruh t, das können w ir  im  Reichstag, das kann der 
Strafgesetzgeber m it seiner M acht unm öglich erreichen. 
W e r also m eint, die Sache werde dadurch a lle in  gebessert, 
daß w ir  h ie r ein S trGB. machen, der würde in  Täuschung 
begriffen  sein. D ie  Gesellschaft träg t eine ungeheure M it­
verantw ortlichke it, wenn sie n ich t ih rerse its sich daran 
macht, die Bedingungen des Verbrechertum s zu bessern, 
zu beseitigen, n ich t daran geht, den sumpfigen U nterg rund  
zu re in igen, aus dem die Schlingpflanzen des Verbrecher­
tums hervorwachsen. W elche w eitverzw eigte Kette  dazu 
notw endig  ist, beginnend schon m it der Erziehung in  
Schule, Haus, W erksta tt usw. b is hinaufsteigend zu den 
großen Organisationen, das kann ich  h ie r n ich t ausführen. 
A ber ich  w i l l  dem V o lk , gerade wenn es ho ffnungsvo ll in  
diese R eform  he re in tr itt, doch von  vornhere in  zu Gewissen 
geführt haben, daß, wenn es dem Gesetzgeber gelingen 
sollte, ein gutes S trG B. zustande zu bringen, dann die 
Gesellschaft selbst das Bessere und noch das Beste hinzu­
fügen muß.

A lso n ich t überschätzen, aber endlich auch n ich t unter­
schätzen! Das Strafrecht is t die Grundlage eines rechts­
gesicherten Vo lkes und Gemeinschaftslebens, und ich meine 
doch, keine Z e it p red ig t so erschütternd die N otw endigkeit 
w ie  die Gegenwart. D e r Reichstag is t berufen, dieses 
starke Fundament der gesicherten V o lks fre ihe it, soweit dak

I) Inzwischen hat sich bereits die S trafe Atskommission gebildet 
Zum Vors, wählte der Ausschuß den Geh. JR., Prof. D. D f. K a h l , 
zum stellvertr. Vors. den Reichsjustizminister a. D, Dir. 13 e il. .  Der 
Ausschuß w ird  seine Tätigkeit am 21. Sept. beginnen.
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Strafrecht den D ienst le isten kann, zu bauen. Möge er 
auf der Höhe seiner Aufgaben stehen! Es komm t —  ich 
w iederhole das zum letztenmal und werde es v ie lle ich t 
noch zwanzigmal sagen —  led ig lich  auf den guten W ille n  
an. Is t der vorhanden, dann kann das W erk  gelingen, 
und ge lingt das W erk, dann hat sich a llerdings dieser 
Reichstag um V o lk , um Staat und um Vaterland w oh l 
verd ient gemacht.“ (Lebhaftes allseitiges Bravo.)

Besprechung der preußischen Oberlandes- 
geriehtspräsidenten bei dem preußischen 

Justizminister.
Am  18. Juni d. J. fand im preußischen Justiz­

ministerium unter Vorsitz des preuß. Justizministers 
Dr. S c h m id t die alljährliche Zusammenkunft der 
Oberlandesgerichtspräsidenten statt, bei der ein 
M e in u n g sa u s ta u sch  ü be r d ie  a k tu e lle n  F ra g e n  
in  d e r J u s tiz  erfolgte.

Im  Mittelpunkt der Beratung stand in  diesem 
Jahre das Thema: „J u s tiz  und  P resse “ . Von dem 
Referenten des Ministeriums wurde folgendes aus­
geführt:

Man müsse zweierlei unterscheiden: einmal die 
Zeitungslektüre zu dem Zweck, auf möglichst 
schnellem Wege zu erfahren, ob und welche strafbaren 
Handlungen vorgekommen sind, und sodann die 
Zeitungslektüre, um die K ritik , die die Presse an Maß­
nahmen von Justizbehörden übe, kennen zu lernen, 
geeignetenfalls dieser K ritik  entgegenzutreten oder 
bestehende Mängel abzustellen. Das erstere sei eine 
Angelegenheit der S t ra fv e r fo lg u n g .  Gewisse 
strafbare Handlungen könne die Staatsanwaltschaft 
nur durch die Presse kennen lernen; über viele straf­
bare Handlungen werde sie zuerst durch die Presse 
unterrichtet werden. Diese Zeitungslektüre sei ein 
Ausfluß des Legalitätsprinzips. Sie könne daher 
nur durch die Staatsanwaltschaft erfolgen. Dem­
gegenüber sei die Lektüre der Zeitungen zu dem 
Zweck, die K ritik  der Presse kennen zu lernen, um 
ih r gegebenenfalls entgegenzutreten oder Mängel 
abzustellen, eine reine J u s t iz v e r w a l tu n g s ­
a n g e le g e n h e i t .  So, wie sich die Presse entwickelt 
habe, sei sie das Sprachrohr der öffentlichen Meinung 
geworden. Sie spiegele die Auffassungen wider, 
die dieOeffenthchkeit oderTeile derselben von behörd­
lichen Maßnahmen und Handlungen einzelner Beamter 
haben. Diese Auffassungen kennen zu lernen, sei 
für jede Verwaltung heute ein unabweisliches Be­
dürfnis. Denn nur so sei es möglich, einer unbe­
rechtigten K ritik  schnell entgegenzutreten oder einer 
berechtigten K ritik  durch Abstellung der Mängel ab­
zuhelfen. Im  Preuß. Landtag sei wiederholt und m it 
besonderem Nachdruck bei den diesjährigen Haus­
haltsberatungen betont worden, daß die Justiz­
behörden die Presse in  erhöhtem Maße beachten und 
die von ih r geübte K ritik  daraufhin prüfen müssen, 
ob sie berechtigt oder ob ih r entgegenzutreten sei. 
Der von verschiedenen Seiten gemachte Vorschlag, 
sich darauf zu beschränken, die Regierungs- und 
Polizeipräsidenten zu bitten, daß sie den Justiz­
behörden die für diese in  Betracht kommenden 
Zeitungsausschnitte übersenden, biete keine sichere 
Gewähr dafür, daß alle Angriffe alsbald zur Kenntnis 
der Justizbehörde gelangen; es erscheine vielmehr 
eine eigene Zeitungslektüre durch die Justizbehörden 
geboten.

Diese Zeitungslektüre als Justizverwaltungssache 
müsse Aufgabe der Präsidenten sein. Bereits m it der

Rundverf. v. 5. Aug. 1921 (I 5721) sei der Weg be­
schritten worden, die Richtigstellungen in  der Presse 
in  ihre Hand zu legen; es sei nur eine Fortführung 
dieses Gedankens, die Zeitungslektüre als Justiz­
verwaltungsangelegenheit ihnen zu übertragen. Ob 
nun diese Aufgabe dem Oberlandesgerichtspräsidenten 
oder ob sie dem Landgerichtspräsidenten zuzufallen 
habe, werde von den besonderen Verhältnissen jeder 
einzelnen Provinz abhängen müssen. So sei für den 
Kammergerichtsbezirk eine Zentralisierung durch 
Errichtung einer P re sses te l le  in  B e r l i n  geboten 
gewesen. In anderen Provinzen, in  denen sich starke 
geistige und wirtschaftliche Zentren nicht am Sitz des 
OLG. befänden, werde man zu einer Dezentralisierung 
an einzelne Landgerichtspräsidenten schreiten müssen.

Die bereits errichtete Pressestelle für denKammer- 
gerichtsbezirk werde von einem LGR. geleitet, der 
früher journalistisch tätig gewesen sei. Er sei, um 
sich seiner Aufgabe voll widmen zu können, von 
seinen sonstigen Dienstgeschäften befreit und unter­
stehe unmittelbar der Dienstaufsicht des KGPräsi- 
denten. Er habe ein Büro' m it einem Beamten des 
mittleren Dienstes, einer Stenotypistin und einem 
Laufmädchen. Die Pressestelle lese fast alle Groß- 
Berliner, ferner die Potsdamer und einen Teil der 
Zeitungen der Provinz Brandenburg. Sie sei ferner 
bei einem Ausschneideinstitut abonniert, das ih r alle 
auf Angelegenheiten der Justiz bezüglichen Zeitungs­
artikel übersende. Der Leiter der Pressestelle habe 
bei A n tritt seines Dienstes persönliche Fühlung m it 
den Vertretern der Presse genommen, ferner m it 
den Presseausschüssen des Richtervereins und den 
Vertretern der Rechtsanwaltschaft, um auch deren 
Unterstützung zu gewinnen. Wenn Angriffe auf 
Justizbehörden kämen, setze er sich selbst m it der 
in  Betracht kommenden angegriffenen Stelle in  Ver­
bindung, um auf schnellstem Wege den Sachverhalt 
aufzuklären. Er sei bestrebt, in  ein Vertrauens­
verhältnis zur Presse zu kommen, damit diese sich 
an ihn wende, b e v o r  sie etwas veröffentliche. Die 
Tätigkeit der Pressestelle sei noch zu kurz, als daß 
man jetzt schon von Erfahrungen sprechen könne. 
Das aber werde man wohl schon heute sagen können, 
daß sie m it besonderer Schnelligkeit arbeite. Und 
Schnelligkeit sei ja für die Presse Lebenselement. 
Es liege auf der Hand, daß, wenn ein Beamter sich 
nur m it Pressesachen beschäftige, er intensiver und 
schneller arbeiten werde, als wenn die verschiedensten 
Stellen hierfür zuständig seien.

Es erscheine nun geboten, es bei diesem einen 
Versuch nicht bewenden zu lassen, sondern auch 
anderwärts Pressestellen zu errichten.

Neben diesen Pressestellen werde die Zeitungs­
lektüre durch die Land- und Amtsgerichte in  dem 
bisherigen beschränktenUmfange fortbestehen müssen. 
Denn es solle durch die Einrichtung der Presse­
stellen nur in  jeder Provinz eine oder mehrere 
Stellen geschaffen werden, die die ganze dortige 
Presse beobachten.

Außer der Zeitungslektüre als Strafverfolgungs­
und als Justizverwaltungsangelegenheit komme noch 
ein Drittes in  Frage: die Einrichtung von L e s e ­
z im m e rn  in  J u s t iz g e b ä u d e n , in  denen Blätter 
der v e rs c h ie d e n e n  Richtungen ausliegen. Diese 
Einrichtung verfolge den Zweck, den Richtern Ge­
legenheit zu geben, die Presse der verschiedenen 
Parteien kennen zu lernen und zu sehen, wie ihre 
Handlungen in  der Oeffentlichkeit beurteilt würden.

ä
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Es sei ohne Zweifel, daß diese Kenntnis belehrend 
und fördernd auf den einzelnen Richter wirken werde.

In  der sich anschließenden A u ssp ra ch e  wurde 
den Vorschlägen des Ministeriums zugestimmt, und 
es wurden verschiedene Anregungen gegeben. Es 
wurde als erwünscht bezeichnet, wenn die Justiz­
behörden von Angelegenheiten, die voraussichtlich 
zu Erörterungen in  der Presse führen würden, ihrer­
seits alsbald der Pressestelle Nachricht gäben, damit 
diese gewappnet sei. Besonders wertvoll für jede 
Pressestelle sei es, daß ihr Leiter persönliche Fühlung 
zu den in  Frage kommenden Redakteuren nehme. 
Von anderer Seite wurde als Hauptaufgabe der 
Pressestellen die vorbeugende Verhinderung unzu­
treffender Nachrichten bezeichnet.

A n  dieses Referat schloß sich eine kurze Aus­
sprache über die V e rw e is u n g  v o n  P resse ­
v e r t r e te rn  aus dem G e r ic h ts s a a l ,  insbes. in  
Fällen der Bildberichterstattung an. Es wurde als 
erwünscht bezeichnet, daß nur in  solchen Fällen, in  
denen der Gang der Verhandlung es w irk lich  er­
fordere, die Verweisung von Pressevertretern aus 
dem Gerichtssaal erfolge.

Weiterhin wurde die Frage der N e u g e s ta l tu n g  
des B ü ro -  und  K a n z le id ie n s te s  sowie die 
B e s c h ä f t ig u n g s v e rh ä l tn is s e  der  G e r ic h ts ­
assessoren behandelt. Vom Referenten des 
Ministeriums wurde hierzu folgendes ausgeführt:

Wenn auch nicht zu verkennen sei, daß der 
M a n g e l  an G e r ich tsa sse sso re n  seit einiger Zeit 
nicht mehr so stark wie zuvor sei, so sei dennoch 
der derzeitige Stand immer noch unbefriedigend. Es 
seien am 2. Juni 1927 trotz der Beschäftigung von 
41 Hilfsrichtern auf Grund des Hilfsrichtergesetzes 
iusges. noch 102 Fehlstellen vorhanden gewesen. Hinzu 
kämen die erheblichen Anforderungen, die durch das 
Arbeitsgerichtsgesetz gestellt würden. Der Landtags­
ausschuß habe unter diesen Umständen trotz mancher 
Bedenken der Verlängerung des Hilfsrichtergesetzes v. 
23. März 1926 (GS. S. 99) zugestimmt, jedoch zwei Be­
dingungen dabei gestellt: einmal sollten, sobald 
Assessoren verfügbar seien, die als Hilfsrichter tätigen 
Pensionierten alten Richter alsbald entlassen werden; 
hiernach sei übrigens auch schon bisher verfahren 
Worden. Sodann sei darauf zu halten, daß die alten 
Richter in  den Hilfsrichterstellen tunlichst nicht als 
Spruchrichter verwandt würden. Insbes. gelte dies 
von der Verwendung als Spruchrichter in  Strafsachen.

Auch bei B e u r la u b u n g e n  der  A sse sso re n  
solle größeres Entgegenkommen als bisher erzeigt 
Werden; namentlich gelte dies für die Abstandnahme 
yon der Einhaltung der zweimonatigen Sperrfrist 
bei Assessoren, die den Anwaltsberuf ergreifen wollen.

Bei der Rücksendung der Assessoren in  ihre 
Meimatbezirke sei maßvoll zu verfahren. Es müsse 
vermieden werden, die Assessoren einfach auf die 
Straße zu setzen, wenn wiederum einmal Ueberschuß 
an, richterlichen Kräften vorhanden sein sollte. Insbes. 
sei es nicht angängig, erprobte und erfolgreiche 
Assessoren aus fremden Bezirken deswegen zurück­
zuschicken, weil im  eigenen Bezirke plötzlich junge 
aber unerfahrene Assessoren verfügbar seien.

Erwünscht sei endlich, daß innerhalb Preußens 
e.ln  A u s ta u s c h  v o n  A s s e s s o re n  zwischen den 
einzelnen Bezirken stattfinde. Z. Zt. sei der Zustand 
oer, daß die Assessoren aus dem Westen zwar den 

.ten kennen lernten, n icht aber umgekehrt. Letzteres 
sei besonders notwendig, damit indenöstlichenLandes-

teilen, besonders in  Ostpreußen, nicht das Gefühl der 
Verlassenheit entstehe. Der Referent wies hierbei 
darauf hin, daß bei den Verwaltungsbehörden von 
jeher der Grundsatz befolgt worden sei, die jüngeren 
Beamten, namentlich vor ihrer Anstellung, möglichst 
verschiedene Landesteile kennen lernen zu lassen. Das 
Justizministerium werde dieser Frage noch nähertreten.

In  der anschließenden A u s s p ra c h e  fanden die 
Vorschläge des Ministeriums Zustimmung und wurden 
verschiedene Anregungen gegeben.

Im  weiteren Verlauf der Tagung wurde zur Sprache 
gebracht, daß zwar eine allgemeine Einrichtung 
dahin, daß die L a n d g e r ic h ts p rä s id e n te n  a l l ­
j ä h r l i c h  e ine D ie n s t re is e  nach  B e r l in  zwecks 
Rücksprache im Justizministerium unternähmen, nicht 
notwendig sei, daß aber nichts im  Wege stehe, wenn 
die LGPräs. zur Besprechung wichtiger Angelegenheiten 
einmal nach Berlin kämen, nachdem sie sich zuvor 
m it ihrem OLGPräs. ins Benehmen gesetzt hätten.

Zum nächsten Punkt derTagesordnung: „K la g e n  
ü be r  m a n g e lh a f te  R e c h ts p re c h u n g  in  Sachen  
des g e w e rb l ic h e n  R e c h ts s c h u tz e s “ wurde 
ausgeführt: In  letzer Zeit sei verschiedentlich, u. a. 
bei Besprechungen im Reichsjustizministerium und 
auf der Tagung des Vereins für gewerblichen Rechts­
schutz in  München, lebhaft über die Rechtsprechung 
der Gerichte i. S. des gewerblichen Rechtsschutzes 
geklagt worden. In  Verfolg dieser Klagen sei von 
den beteiligten Kreisen eine Reihe für die Rechts­
pflege sehr bedenklicher Anträge gestellt worden: 
Zusammenfassung der gesamten Rechtsprechung auf 
dem Gebiete des gewerblichen Rechtsschutzes in 
Berlin; Besetzung der Kammern m it technischen 
Beisitzern, welche die Mehrheit bilden sollten; Ver­
legung des ersten Rechtszuges ans Patentamt u. a. m. 
Es sei deshalb dringend erforderlich, daß die A u f­
sichtsbehörden der Hebung dieses Zweiges der 
Rechtsprechung besondere Aufmerksamkeit widmeten. 
Dies könne einmal im  Verwaltungswege dadurch 
erfolgen, daß, soweit es noch nicht geschehen sei, 
Spezialkammern gebildet und m it Richtern, die 
technischen Fragen besonderes Interesse entgegen­
brächten, besetzt würden, und daß ein möglichst 
geringer Wechsel in  der Besetzung dieser Kammern 
stattfände. Auch käme in  Frage, die Gerichte auf 
besonders hervorstechende Fehler und die M ittel zu 
ihrer Abhilfe hinzuweisen. Als solche M ittel seien 
zu nennen: genaue Fassung der Beweisbeschlüsse 
und ihre Beschränkung auf Tatfragen, Heranziehung 
der Akten des Reichspatentamts, schriftliche Begut­
achtung und mündliche Erläuterung des Gutachtens 
durch den Sachverständigen vor Gericht, Einnahme 
des Augenscheins, Versuche und Vorführungen des 
Sachverständigen vor Gericht u. a. m., wie es in» 
einzelnen bereits in  der Verfügung v. 11. Okt. 1907 
— I  1578 •— ausgeführt sei.

Nun sei allerdings nicht zu verkennen, daß die 
Bildung von Spezialkammern in  kleineren Bezirken, 
wo nur selten Patentstreitigkeiten vorkämen, kein 
ausreichendes H ilfsm ittel sei. Das Reichsjustiz­
ministerium beabsichtige infolgedessen, bei der be­
vorstehenden Aenderung des Patentgesetzes b e ­
sondere  L a n d g e r ic h te  fü r  P a te n ts t r e i t i g ­
k e i te n  vorzusehen, dergestalt, daß e in  Landgericht 
für die Patentstreitigkeiten aus den Bezirken mehrerer 
Landgerichte zuständig sei. Es sei zu hoffen, daß 
durch diese Neuregelung sich in  den einzelnen 
Landesteilen Mittelpunkte für die Rechtsprechung
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auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsschutzes 
bildeten, die wesentlich zu ihrer Hebung beitragen 
würden. Da die vorgesehene Gesetzesänderung 
möglichst schon im  nächsten Jahre in  Kraft treten 
solle, würde es sich empfehlen, daß die OLGPräsi- 
denten bereits jetzt ihre Aufmerksamkeit darauf 
richteten, an welchen Orten diese besonderen Land­
gerichte für Patentstreitigkeiten eingerichtet werden 
sollen. —

Schließlich wurden Fragen der A u s w a h l  und  
A u s b i ld u n g  v o n  R ic h te rn  und  S ta a ts a n w ä lte n  
fü r  den h ö h e re n  S t ra fv o l lz u g s d ie n s t  sowie der 
Ausbildung von Richtern und Bürobeamten zu neben­
amtlichen Gefängnisvorstehem oder -inspektoren er­
örtert. Der Referent des Ministeriums führte aus, 
daß darauf hingewirkt werden müsse, die höheren 
Justizbeamten im  allgemeinen, insbesondere Straf­
richter und Staatsanwälte, mehr als bisher für den 
Strafvollzug zu interessieren, und daß ein engerer 
Zusammenhang zwischen Richtern, Staatsanwälten 
und Strafvollzugsbeamten hergestellt werden müsse. 
Wünschenswert sei auch, daß den Referendaren im 
Vorbereitungsdienst mehr Gelegenheit als bisher 
gegeben werde, sich im Gefängniswesen umzusehen.

Die Anregungen des Ministeriums fanden all- 
seitige Zustimmung. Der Minister betonte, daß er 
persönlich der Pflege des Strafvollzugs seine ganz 
besondere Aufmerksamkeit widme.

Juristische Rundschau.
Das Gesetz ü b e r  den V e r g le ic h  zu r  A b ­

w e n d u n g  des K o n k u rs e s  ist nun aus dem Rechts­
pflegeausschuß an das Plenum gelangt. Dieses hat 
lange auf den Bericht der Kommission gewartet. 
Eine Aenderung w ird  es nicht mehr vornehmen. 
Um so mehr, da auch der Ausschuß an den Grund­
lagen des Regierungsentwurfs nicht gerüttelt hat. 
Das vom Reichswirtschaftsrat vorgeschlagene System 
der Selbstverwaltung und Selbstentscheidung der 
Gläubiger wurde nicht übernommen. Die „Gläubiger­
autonomie“ ist auch vom Ausschuß des Reichstages 
abgelehnt. Daher bleibt es dabei, daß der Schuldner 
mindestens 30%  bieten muß. Weniger dürfen die Gläu­
biger nicht nehmen. Freilich machte der Ausschuß eine 
kleine Abbiegung. Dieser Grundsatz g ilt nur, wenn 
der Vergleich auf einen ziffernmäßig bestimmten te il­
weisen Erlaß der Forderung lautet. Also nicht, wenn 
der Schuldner sein ganzes Vermögen den Gläubigern 
überläßt und diese ihn dafür aus der Schuld ent­
lassen. Der Liquidationsvergleich w ird  sich daher 
besonderer Beliebtheit erfreuen. Die Folge des Aus­
schlusses eines Vergleichs bei dem Angebot einer 
Abfindung unter 30%  und der Gefahr der Zurück­
weisung, wenn er unter 50%  ist, w ird eine Herbei­
führung des Konkurses sein. Der Zwangsvergleich 
kennt dort keine Mindestsumme. Man erwartet von 
dem Verlangen dieser beim Privatakkord ein früh­
zeitiges Aufdecken seiner Lage durch den Schuldner 
und daher eine bessere Quote für die Gläubiger. 
Das ist falsche Psychologie. Der Schuldner glaubt 
ja  immer noch, sich halten zu können. Erst wenn 
es zu spät ist, greift er zur Offenbarung seiner 
Ueberschuldung. Hat er keine 30%  zur Verfügung, 
so arrangiert er ohne die H ilfe des Gerichts. Nur 
werden die widerstrebenden Gläubiger nicht über­
stimmt, sondern ausgekauft. Ob das w irk lich  mehr 
im  Interesse der Gesamtwirtschaft liegt, mag man 
bezweifeln. Dasselbe g ilt von dem Verlangen der

Würdigkeit des Schuldners. Auch hier hat der Aus­
schuß den Entwurf verbessert. Er hat die zahllosen 
Fälle der Unwürdigkeit, als da sind: gewerbsmäßiges 
Glücksspiel, Wucher, Vereitelung der Zwangsvoll­
streckung usw. hinausgetan. Er hat die absolute U n­
würdigkeit auf die schlimmeren Fälle beschränkt. Auch 
hier w ird der Unwürdige sich des privaten Akkordes 
m it seinen Schleichwegen bedienen. Auch hier hätte 
man es den Gläubigern überlassen dürfen, zu ent­
scheiden, wen sie des Vergleiches für würdig oder 
unwürdig halten. Etwas anderes wollte auch der 
Reichswirtschaftsrat nicht. Der Unwürdige sollte 
nicht im  Wirtschaftsleben weiterbestehen. Sein 
Richter sollte aber nicht der Gesetzgeber, sondern 
seine Berufsgenossen sein.

Der R e ic h s ta g  hat in  drei Lesungen ohne 
Ausschußberatung eine Novelle zur R e c h ts a n w a l ts ­
o rd n u n g  angenommen. Es handelt sich nur um 
die Einführung der Möglichkeit, die Zahl der M it­
glieder des Kammervorstandes über die bisherige 
Maximalziffer zu erhöhen. Das wieder erklärt sich 
aus den Bedürfnissen der Großstädte. Streng ge­
nommen liegt eine lex Berolinensis vor. Bei der stets 
wachsenden Zahl der Rechtsanwälte Berlins können dort 
die Vorstandsmitglieder die Arbeit nicht bewältigen. 
Für die Kammerbezirke m ittlerer A r t und Güte 
kommt dies nicht in  Betracht. H ier fehlte es auch 
an den geeigneten Personen zur Besetzung der V or­
stände, falls man ihre Zahl bedeutend erweitern 
wollte. Man darf sich dadurch nicht verlocken lassen, 
daß man, im  Gegensatz zu der jetzigen Übung, an 
Stelle der sog. saturierten die kämpfenden Rechts­
anwälte in  den Vorstand berufen w ill. Man darf 
nie vergessen, daß zur Erfüllung der diesem ob­
liegenden Aufgaben Unabhängigkeit und Ausge­
glichenheit gehört. Das schließt sowohl den A n ­
fänger als den nicht beschäftigten Rechtsanwalt aus. 
Jenem fehlt die Erfahrung, diesem die Widerstands­
fähigkeit gegen die Versuchung. Irrig  ist aber die 
Meinung, daß nur die großen Büros in  den Vor­
ständen vertreten seien. Im Gegenteile, deren In ­
haber haben meist wenig Zeit und Interesse für die 
Standessorgen. Zum Glück ist es der immer noch 
vorhandene gesunde Mittelstand, der auch diese 
Arbeit auf seine Schulter nimmt. In  diesem Punkte 
ist eine neue Organisation der Rechtsanwälte nicht 
geboten. Trotzdem ist es bedauerlich, daß der 
Staatssekretär desReichsjustizministeriums die Reform 
der RAnwO. erst nach der Vollendung der neuen 
ZPO. in  Aussicht nimmt. Beides steht in  keinerlei 
Zusammenhang. Ich wünschte, die maßgebenden 
Herren des Ministeriums säßen einigemale im  Ehren­
gericht. Sie würden dann wohl bald der Meinung 
sein, daß die bessernde Hand nach bald 50 Jahren 
notwendig geworden ist.

Unter dem Vorsitz des Reichsgerichtspräsidenten 
behandelte der S ta a ts g e r ic h ts h o f  einen Rechts­
streit zwischen B aden  und W ü r t te m b e rg .  Die 
Differenzen bestehen schon seit längerer Zeit. In 
den beiden Ländern kennt man die sog. Donau­
versickerung. Wer das Tal der oberen Donau durch­
wandert, erfährt, daß diese plötzlich verschwindet. 
Die größere Menge ihres Wassers geht in  die Aach 
und durch diese in  den Bodensee. Die auf württem- 
bergischen Boden fließende Donau ist daher wasser­
arm. Das Bett liegt zur Sommerzeit trocken. Die 
Erklärung dieser Vorgänge geht nicht weiter als bis 
in  die siebenziger Jahre des neunzehnten Jahrhunderts 
zurück. Nun behauptet Württemberg, daß Baden



1013 32. Jahrg. D e u t s c h e  J u r i s t e n - Z e i t u n g .  1927 Heft 14. 1014

die Versickerung künstlich durch;Wasseranlagen be­
fördere. Baden als Widerkläger w irft Württemberg 
vor, daß Württemberg die Versickerungsstelle künst­
lich schließe. Der Staatsgerichtshof erklärte die 
Sache nicht für spruchreif. Er hält eine Beweis­
aufnahme für erforderlich. Einen Beschluß hierüber 
ta t  er nicht verkündet. W ohl aber gab er in  einer 
Zwischenentscheidung Richtlinien für eine Verständi­
gung. Darin legte er bereits das Rechtsprinzip klar. 
Keines der beiden Länder darf an dem natürlichen 
Vorgänge der Versickerung etwas ändern. Daher 
soll Baden deren Vermehrung wieder rückgängig 
machen. Württemberg hat die Verminderung der 
Versickerung wieder zu beseitigen. Die einzelnen 
Punkte sind angegeben. Soweit wäre die Rechts­
frage geklärt. Aber der Streit ist damit nicht zu 
Ende. Das kann man zwischen den Zeilen der 
Entschließung des Staatsgerichtshofs lesen. Den 
beiden Ländern w ird gezeigt, daß m it dem reinen 
juristischen U rte il nicht geholfen ist. H ier ist ein 
■wirtschaftlicher Interessenkonflikt zu lösen. Darüber 
sollen sich die beiden Parteien verständigen. Es 
Wäre auch unwirtschaftlich, einfach die bestehenden 
Wasseranlagen zu zerstören. Für das „fia t Justitia“ 
w ird man heute kein Verständnis finden. Daß 
Württemberg und Baden noch selbständige Länder 
innerhalb des Reiches sind, ändert nichts daran, daß 
sie sich als Glieder desselben auch bei der Regelung 
dieser Frage fühlen sollen.

Nach der b a d is c h e n  V e r fa s s u n g  (Art. 20 
Abs. 1) sollen die G e m e ind en  des L andes  vor 
einer gesetzlichen Regelung der sie berührenden 
Fragen gehört werden. Die Städte finden, daß dies 
nicht in  der der Verfassung entsprechenden Weise 
geschehe. Sie haben an den Landtag eine Eingabe 
m it dem Antrag gerichtet, einen Kommunalausschuß, 
dem dieses Beratungsrecht zustehen soll, zu schaffen. 
Parallel damit geht eine Petition der wirtschaftlichen 
Verbände des Landes. Sie erstrebt die Errichtung 
eines Landeswirtschaftsrats. Der Schwerpunkt bei 
diesem soll in  der Vertretung von Handel und In ­
dustrie liegen. In  beschränkter Weise kämen auch 
die Arbeitnehmer darin zu Worte. Hauptsächlich 
freilich die Antragsteller, die Unternehmerverbände. 
Eie Regierung hat bei der Ausschußberatung im 
Landtage zugesagt, den Gemeinden und den W irt­
schaftsverbänden die Entwürfe wichtiger Gesetze 
rechtzeitig vor der Einreichung zur Kenntnis zu 
bringen. Sie w ill sie aber gleichzeitig im  Staats­
anzeiger veröffentlichen. So vermeidet sie ein Priv i­
legium der Kommunen und bestimmter Verbände. 
Eine K ritik  ist jedermann gestattet. Durch Eingaben 
^  den Landtag sind Abänderungsvorschläge mög­
lich. Vermieden ist zugleich die Bildung neuer 
Organe, deren Zweckmäßigkeit zweifelhaft ist. Der 
Landeswirtschaftsrat unterschiede sich wohl nur 
durch die A r t seiner vorgeschlagenen Zusammen­
setzung yon den in  der Reichsverfassung vorge­
sehenen und nicht ins Leben getretenen Bezirks- 
Wirtschaftsrates. Wollte man in  einem einzigen 
Lande eine solche Einrichtung schaffen, so wäre die 
Paritätische Besetzung von Arbeitgebern und Arbeit­
nehmern nicht zu umgehen. Wer die Beratungen 
über den Bezirkswirtschaftsrat mitgemacht hat, weiß, 
wie wenig praktische Notwendigkeit für deren E in­
führung vorlag. Man sollte sich auch in  den Einzel­
staaten vor zwecklosem Organisieren hüten. Drum 
bat auch das Plenum des Landtags die Stellung-

nahme der Regierung gebilligt. Es w ird in  Baden 
auch ohne den Landeswirtschaftsrat wie im Reiche 
ohne den Bezirkswirtschaftsrat gehen.

Die Frage der S c h u tz f r is t  fü r  das U r h e b e r ­
re c h t  an S c h r i f tw e r k e n  und Kunstwerken be­
schäftigt die Tages- und Fachpresse unausgesetzt. 
Freunde und Gegner der Verlängerung stehen sich 
in geordneter Schlachtreihe gegenüber. Gründe lassen 
sich selbstverständlich für jeden dieser Standpunkte 
geltend machen. Schließlich erscheint auch hier 
ein Gefühlsmoment als das entscheidende. Haben die 
Erbendes Schriftstellers oder Künstlers einen Anspruch, 
über dreißig Jahre hinaus die Früchte der Arbeit 
ihrer Erblasser zu genießen? Je nachdem man sich 
diese Erben vorstellt, verneint oder bejaht man die 
Frage. Darüber läßt sich schließlich wie bei allen 
solchen Empfindungen nicht mehr streiten. Auch 
der Ausschuß des Reichswirtschaftsrates zur w irt­
schaftlichen Förderung der geistigen Arbeit hat 
Stellung genommen. Er stimmt der Verlängerung 
der Schutzfrist nur unter der Voraussetzung zu, 
„daß sie tatsächlich in  erster L inie den Erben der 
Urheber zugute kommt“ . Daher soll nach A b­
lauf der dreißig Jahre jedem Verleger gegen Zahlung 
einer Abgabe an die Erben die Herausgabe der bis 
dahin absolut geschützten Werke gestattet sein. Das 
besagt also, daß der Verlagsvertrag nach dreißig 
Jahren erlischt. Jeder darf das Werk verlegen. Er 
muß aber zwanzig Jahre lang eine Lizenz bezahlen. 
Man kann sich schwer vorstellen, wie dies praktisch 
durchgeführt werden soll. A u f einzelne Bedenken 
hat R o b e r t  V o ig t lä n d e r ,  der Kommentator des U r­
heberrechtsgesetzes in  einem Aufsatze im Buch­
händlerbörsenblatt hingewiesen. Er stellt besonders 
auf die internationalen Schwierigkeiten ab. Auch 
die Frage, ob der Lizenznehmer an dem Werk Aende- 
rungen vornehmen lassen darf und anderes w ird be­
sprochen. M ir scheint in  dem Beschluß des RWRates 
allzu stark eine Stellung gegen denVerleger hervorzu­
treten. Selbstverständlich müßte m it dem E in tritt jeder 
Zwangslizenz der vorhandene Verlagsvertrag erlöschen. 
Das ist auch bezweckt. Warum aber soll nach dreißig 
Jahren die Schutzfrist nur oder in  erster L inie den 
Erben zugute kommen? Welches Interesse hat die 
Allgemeinheit gerade dann an diesen? Im  günstig­
sten Falle sind es Abkömmlinge des Verfassers. 
Sehr oft Fremde, die im Wege letzter testamentarischer 
Verordnung das Urheberrecht erhielten. Vielleicht 
auch der Fiskus. Also auch hier die Frage: Wer 
sind die Erben, an die w ir denken und für die gegen 
die Verleger gekämpft werden soll?

Die P o s tg e b ü h re n  sollen in  Deutschland 
e rh ö h t  werden. Das geht jeden an. Jeder schreibt. 
Jeder bedient sich der Post. Wenn er für den Brief 
statt 10 Pfg. deren 15 bezahlen soll, so sträubt er 
sich naturgemäß dagegen. Und da auch bei allen 
Rechtsstreitigkeiten Postgebühren erwachsen, so wird 
man auch hier eine Verteuerung der Rechtspflege 
voraussehen. Bei ruhiger Ueberlegung sagt _ man 
sich aber, daß dies nicht der entscheidende Gesichts­
punkt sein darf. Sonst müßte man ja auch jede 
Erhöhung der Gebühren der Gerichtsvollzieher für 
die Zustellungen zurückweisen. Ja, es dürfte überhaupt 
keine Leistung der öffentlichen Organe höher als 
bisher abgegolten werden. Auch die politische Seite 
hat auszuscheiden. Die Reichspost ist ein selb­
ständiges Institut. Sie hat in  ihrem Verwaltungs­
rat ih r eigenes Parlament. Demgegenüber tr itt
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der Reichstag zurück. Er hat an den Reichspost­
minister das Verlangen gerichtet, die Vorlage auf 
Erhöhung der Postgebühren zurückzuziehen. Dies 
nur m it einer Stimme Mehrheit. Einen Weg, 
seine Ansicht durchzusetzen, hat er nicht. Er könnte 
nur dem Reichspostminister sein Mißtrauen aus­
sprechen. Das w ird er nicht tun. Dazu w ird die 
Mehrheit nicht zu erlangen sein. Bezeichnend ist, 
daß die Oppositionsparteien sich gegen die Erhöhung 
des Portos wenden. Der Reichstagsbeschluß w ird als 
politischer Sieg angesehen. Wären andere Parteien an 
der Regierung, hätte deren Postminister das gleiche 
Verlangen gestellt, so läge der Fall umgekehrt. Das 
ist das Bedauerliche bei dieser Sache. Eine nackte 
Wirtschaftsfrage w ird wieder parteipolitisch abge­
stempelt. Zweifellos ist ein billiges Porto für die 
Volkswirtschaft besser als ein teueres. Darüber 
diskutiert man nicht. Aber die Reichspost wurde 
ja gerade deshalb auf eigene Füße gestellt, damit 
sie nach wirtschaftlichen Grundsätzen geleitet wird. 
H ier liegt der Schwerpunkt. Kann sie ohne die Er­
höhung der Gebühren ohne Verluste durchkommen? 
Soll sie eine Anleihe zur Ueberwindung vorüber­
gehender Schwierigkeiten aufnehmen? Sind sie denn 
vorübergehend? Ist eine Anleihe möglich? Diese 
und mehr rein wirtschaftliche Fragen müßten bei 
den jetzt wiederbeginnenden Entschließungen den 
Ausschlag geben. Wo ist das Gutachten des Reichs­
wirtschaftsrats geblieben?

Wenn eine Behörde durch einen Angeklagten 
oder Verurteilten überlistet w ird, so sollte sich eigent­
lich das R e c h ts b e w u ß ts e in  de r  B e v ö lk e ru n g  
dagegen aufbäumen. Denn schlimmer noch als die 
Täuschung eines einzelnen ist ein solches Vergehen 
gegen den Staat. Es untergräbt das Vertrauen in  
seine Macht. Und trotzdem erlebt man bei solchen 
Vorfällen immer wieder, daß sich die Sympathien 
auf seiten des glücklichen Verbrechers stellen. 

.Namentlich dann, wenn der Anlaß auch zur Heiter­
keit diente. Unbewußt fühlt sich jedes Individuum 
als Gegensatz zum Staate. Die Schadenfreude ist 
auch hier die reinste Freude. So erklärt sich die 
Beurteilung der so n d e rb a re n  B e f r e iu n g  des 
f ra n z ö s is c h e n  R o y a l is te n fü h r e r s  D aude t.  Er 
war zu einer Freiheitsstrafe verurteilt. Sie anzutreten 
weigerte er sich. Nach einer Theaterszene der Ver­
teidigung gegen die Polizeimacht ergab er sich. 
Kaum in  den Mauern des Gefängnisses, wurde die 
D irektion desselben durch einen gefälschten Befehl 
des Justizministers zur Entlassung Daudets bestimmt. 
Nun sucht man verzweiflungsvoll nach dem Ent­
flohenen. Im  Grunde genommen liegt ein Verbrechen 
der Fälschung einer öffentlichen Urkunde und des 
Vergehens zum Zwecke der Gefangenenbefreiung vor. 
Also keineswegs eine heldenhafte Handlung. Und 
trotzdem schreibt und spricht man in  Paris nicht 
ohne ein gewisses Vergnügen von dem Gelingen 
dieses Streiches. W ir in  Deutschland haben weder 
Anlaß, uns für Herrn Daudet zu interessieren, 
noch das Mißgeschick der französischen Behörde 
zu belächeln. Die deutschen Zeitungen haben den 
Pariser Vorfall als Köpenickiade bezeichnet. Die E r­
innerung an weiland den Hauptmann von Köpenick 
dürfte eher geeignet sein, uns bescheiden zu stimmen.

D ie  S e nsa t io nsp ro zesse  w o l le n  n ic h t  a u f ­
hö ren . Bis in  die weitesten Kreise hinein wurde 
das Schicksal der Frau G ro s a v e s c u  und die Ver­
handlung vor dem Wiener Schwurgericht verfolgt.

Der Tatbestand war ein denkbar einfacher. Grosavescu 
war ein junger hoffnungsvoller Tenor der Wiener 
Staatsoper. Seine Frau hat ihn aus Eifersucht er­
schossen. Die Geschworenen haben sie nach langer 
Beratung freigesprochen. Sie bejahten zwar die Frage 
der Tötung, gleichzeitig aber auch, daß die Angeklagte 
im Momente der Tat sich in  einem Zustande der 
Unzurechnungsfähigkeit befunden habe. Man scheute 
sich offenbar davor, Frau Grosavescu ins Gefängnis 
zu schicken. Auch die Freiheitsstrafe wäre für sie 
zum Todesurteil geworden. Vielleicht spielte auch hier 
ein besonderes Empfinden der Geschworenen für das 
Weib m it hinein. V ier Wochen vor der Tat hatte 
die Angeklagte ein totes K ind zur Welt gebracht. 
Sie saß vor dem Gerichtshof. Ihre Nerven waren 
zerrüttet. So stellte sich vor den Geschworenen die 
schwache Frau als die bemitleidenswerte dar. Der 
Verteidiger hatte ihnen zugerufen: „W er w ill unter­
scheiden, wo die geistige Gesundheit aufhört und der 
Wahn beginnt?“ Damit hatte er den Kern der 
ganzen Frage getroffen. So fanden die Ge­
schworenen das Urteil, durch das sie ihre gefühls­
mäßige Einstellung rechtfertigen konnten. Man 
mag der Angeklagten den Freispruch gönnen und 
muß doch gestehen, daß hier die Geschworenenbank 
ein Recht der Begnadigung ausübte, das ih r nicht 
zusteht. Das deutsche Schwurgericht in  seiner jetzigen 
Verfassung wäre zu einem solchen Spruch nicht 
gelangt. Auch dann nicht, wenn sich Frauen als 
Geschworene darunterbefundenhätten. Ja, gerade dann 
erst recht nicht. Denn wenn man jetzt Gelegenheit 
hat, m it Frauen über den Fall Grosavescu zu sprechen, 
so erhält man von diesen eine schroffe Ablehnung 
des Freispruchs. Woraus wieder auf die Einstellung 
der männlichen Geschworenen zugunsten der weib­
lichen Angeklagten geschlossen werden muß.

Rechtsanwalt Dr. H a c h e n b u rg ,  Mannheim.

V e r m i s c h t e s .
Aus dem Preuß. Landtag. D er Justizm inister hat, 

einem Landtagsbeschluß entsprechend, eine N a c h w e i s u n g  
der an dem Stichtag (18. Dez. 1926) bei den Gerichten und 
Staatsanwaltschaften a ls  R e c h t s p f l e g e r  b e s c h ä f t i g t  
g e w e s e n e n  B e a m t e n  d e s  m i t t l e r e n  D i e n s t e s  v o r­
gelegt (D rucks. N r. 6651). Danach waren 3461 Beamte 
m it R echtspflegertätigkeit befaßt, davon 991 mindestens 
zur H ä lfte  ih re r A rbe itskra ft. W iev ie le  unter letzteren 
n u r  R echtspflegertätigkeit ausüben, is t le ider n ich t ersicht­
lich . Ebenso n icht, an w iev ie l Gerichten eine Rechts­
p flegertä tigke it noch n ich t ausgeübt w ird . Man kann aber 
davon ausgehen, daß nu r k le inere Gerichte, be i denen 
andernfalls die R ich te rkra ft n ich t v o ll ausgenutzt würde, 
in  Frage kommen. D ie  große Zahl beweist die Bedeutung 
der k l e i n e n  J u s t i z r e f o r m .  Sie hat an ih rem  T e il durch 
Freim achung rich te rliche r K rä fte  die schleunige E rled igung 
der AufwSachen erm öglicht. W enn sich ih r  E in fluß  n ich t 
in  stärkerer V erringe rung  der R ichterste llen ausgew irkt hat, 
so lie g t dies daran, daß die Geschäfte erheblich zugenommen 
haben und daß die Rechtspfleger frühe r bereits einen 
großen T e il ih re r jetzigen selbständigen A rb e it durch V o r ­
verfügen leisteten, die R ichterste llen also dieser Entlastung 
bereits angepaßt waren. Sicher kommen aber heute v ie le  AG -, 
die frühe r H ilfs r ich te r n ö tig  hatten, ohne solche aus, und 
manche zweistelligen AG . sind heute m it 1 R ich te r besetzt.

D ie  L a n d g e m e i n d e -  u n d  S t ä d t e o r d n u n g ,  keine 
Regierungsvorlagen, sondern Uranträge des Zentrums, die 
auf die A rbe iten  des vo rigen  Landtags gestützt sind, wurden 
n ich t m ehr v o r der Pause verabschiedet; daß sie im  H erbst 
in  ih re r  vom  Ausschuß vorgeschlagenen Fassung ve r­
abschiedet werden, is t nach der H och flu t der vorliegenden 
Abänderungsanträge nu r nach heftigen Käm pfen zu erwarten.
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Es erscheint nach w ie v o r unerwünscht, dieses Stück der 
notwendigen Verw altungsreform  vorab zu erledigen, bevor 
man weiß, w ie K re is - und P rovinzia lO . aussehen werden 
und von  welchen Gedanken die kommende große V e r­
w altungsreform  beherrscht sein w ird . Dem  Wunsche der 
Regierungsparteien, die selbst zahlreiche Abänderungen 
wünschten, nach ba ld iger Verabschiedung setzten die Rechts­
parteien deshalb den bestimmten W unsch entgegen, diese 
w ichtigen Gesetze auch in  der V o lls itzung  g ründ lich  zu 
beraten; die RegParteien gaben, nachdem sich mehrfach 
Beschlußunfähigkeit des Landtags herausgestellt hatte, dem 
Wunsche der O pposition nach Absetzung nach.

E in  ähnliches Schicksal schien zunächst auch das 
P o l i z e i b e a m t e n g e s e t z  zu bedrohen. Es war, stark 
bekämpft von  fast allen Parteien und der Beamtenschaft 
selbst, in  den Ausschuß gegangen. D o rt waren zahlreiche 
Verbesserungen gelungen. So: 1. nach mindestens 12jähr. 
D ienstzeit e rfo lg t lebenslängliche A nste llung (§ 13), 2. das 
grundsätzliche Eheverbot v o r V o llendung  des 7. D ienst­
jahres is t durch die Bestim mung ersetzt, daß P o lize i­
anwärter und Bereitschaftspolizei bis zu V o llendung  des
6. D ienstjahres der m in is terie llen  Genehm igung zur Ehe­
schließung bedürfen usw. N ich t gelungen w ar im  Ausschuß 
eine Abänderung der §§ 11 und 17 über K ünd igung  bis 
zum 10. D ienstjahr be i Schutzpolizeibeamten und V e r­
abschiedung von  Polize io ffiz ie ren nach dem gleichen Z e it­
raum. Beides sollte m öglich  sein, „w enn er die fü r  seine 
dienstliche Verw endung nötige E ignung n ich t m ehr besitzt“ . 
D em  Verlangen der Rechtsparteien, durch die Fassung 
stärkere Sicherungen gegen w illkü rlich e  Entlassungen, 
insbes. aus politischen Gründen, zu geben, hatte sich der 
Ausschuß verschlossen. D ie  M öglichke it, daß das Ges. in  
letzter Stunde wegen dieser Paragraphen scheitern könnte, 
veranlaßte die RegParteien zu einem Entgegenkommen in
2. bzw. 3. Lesung; die gewählten Fassungen, die das allg. 
W o rt „E ig n u n g “ vermeiden und bestimmte Anforderungen 
fü r  die Feststellung einer D ienstunbrauchbarkeit stellen, 
verhindern, soweit m öglich, w illkü rlich e  Entlassungen, so 
daß nunm ehr auch die Rechtsparteien, wenn auch m it dem 
Vorbehalte, daß n ich t alle Wünsche e rfü llt seien, dem nach 
A cer Ansich t doch eine Verbesserung bringenden Gesetz 
zustimmten. Daß das Gesetz so e inm ütig, abgesehen von 
den Kom m unisten , angenommen werden konnte , w ird  
hoffentlich  der Polizeibeamtenschaft, die fü r ih ren  schweren 
D ienst das besondere W o h lw o lle n  der Regierung be­
anspruchen kann, die nötige Ruhe und Zufriedenheit bringen. 
D ie Verabschiedung des Gesetzes is t auch aus außen­
politischen Gründen zu begrüßen.

Das H i l f s r i c h t e r g e s e t z  —  Verw endung von  ve r­
abschiedeten R ich te rn  und anderen Personen, die die Be­
fähigung zum R ichteram t erw orben haben, neben Referen­

d e n  und GerAssessoren als H ilfs r ich te r —  wurde bis 
P Okt. 1928 verlängert. Es w urde am 23. März 1926 
unter dem namentlich durch die A u fw A rbe iten  unerträglich 
gewordenen M angel an H ilfs r ic h te m  geschaffen und sollte 
ani f5 . Ju li außer K ra ft treten. D ie  R egierung konnte dar- 
egen, daß die damalige Rechtsnot n ich t nu r unverm indert 

sadauert, sondern unter den Anforderungen, die nun auch 
das A r b e i t s g e r i c h t s g e s e t z  s te llt —  nach vors ich tiger 
Schätzung etwa 150 R ichterkrä fte  — , sich erheblich zu 
s eigern droht. O bw oh l 160 solche H ilfs r ich te r e ingestellt 
'varen, b lieben zeitweise 210 A nforderungen notw endiger 
H ilfsste llen  unberücksichtigt. A m  2. Jun i feh lten 102 Stellen. 
Aeben der A u f w e r t u n g s a r b e i t ,  die zu 9 0 %  erledigt 
lst. in  dem Rest der schw ierigen Sachen aber eine be­
sondere Belastung darstellt, is t diese Rechtsnot vo r allem 

®janlaßt durch eine außerordentliche Steigerung der Ge- 
f c äfte (m onatlich  i.J. 1913: 123000 Grundbucheintragungen, 
4®uf® 260000, 1913 2300 Berufungen be i den L G ., heute 
k u0> 1913 165000 Mahnsachen, je tz t 234000 usw.). Dazu 

°m m t, A e  Justizverwaltung auf die D auer die A b -
di tJ 01 GerAssessoren an andere V erw altungen und an 
£.e W irtschaft n ich t mehr, w ie  bisher, einschränken kann.

oe stärkere Heranziehung der Referendare verb ie te t sich, 
k i f1 S*e A le  rich te rlichen  Geschäfte wahmehmen
j  ™ d  wegen ih re r  Ausb ildung. Bedenken wurden

Ausschuß in  2 R ichtungen geäußert. E inm al gegen

die Verwendung der n ich t unabhängigen H ilfs rich te r in  
der stre itigen Gerichtsbarkeit. D ies Bedenken wurde durch 
die Zusage der Regierung, den Präsidien nahezulegen, sie 
m öglichst nu r in  fre iw . Gerichtsbarkeit zu verwenden, nach 
Ansicht der M ehrheit bese itig t; eine zusagende E rk lä rung  der 
Chefpräsidenten lieg t bereits vo r. Sodann das Bedenken, es 
könnte nach U eberw indung der Schw ierigkeiten eine p lö tz­
liche Beschäftigungslosigkeit zahlreicher Assessoren ein- 
treten, die man an der rechtzeitigen E rg re ifung  eines an­
deren Berufes wegen der Notlage der Justizverwaltung 
gehindert habe; eine „S treckung“ der A rb e it im  Interesse 
dieser K rä fte  is t aber unm öglich ; die Regierung konnte 
nu r Zusagen, daß die Assessoren den H ilfs r ich te m  bei V e r­
te ilung  der Aufträge Vorgehen sollen. D ie  N otwendigkeit, 
das nach D urchführung  der A u fw ertung  v ö llig  unübersichtlich 
gewordene Grundbuch umzuschreiben, w ird  noch auf lange 
Z e it zahlreichen Assessoren Aufträge verschaffen. E in  
Antrag, die H ilfs r ich te r in  Strafsachen grundsätzlich n icht 
zu beschäftigen, wurde in  der V o lls itzung  abgelehnt. D ie 
M ehrheit des Landtages h ie lt gegenüber dem ersten Be­
denken die Zusicherung der R egierung fü r ausreichend.

Anträge der Kom m unisten, die sich m it dem „ F a l l  
J ü r g e n s “ und seiner Verw endung im  Justizdienst befaßten, 
w urden abgelehnt. Bemerkenswert is t h ie r n u r die Fest­
ste llung des Regierungsvertreters, daß sich bez. des von 
den A ntragste lle rn  erhobenen V o rw u rfs  der Rechtsbeugung 
gegen das erkennende Gericht, insbes. den V ors . L G D ir . 
B o m b e ,  auch n ich t der Schatten einesBeweises ergebenhabe.

Anträge des Zentrums und der W irtschaftspartei, die 
einen erweiterten Schutz des fre ien Gewerbes gegen den 
W ettbew erb der A r b e i t s b e t r i e b e  d e r  G e f a n g e n e n ­
a n s t a l t e n  verlangten, wurden in  der F orm  angenommen, 
daß die Regierung bei V orbe re itung  des Reichsstrafvollzugs­
gesetzes nach M ög lichke it auf eine gebührende Schonung 
des Handwerks h inw irken  soll.

E in  A n trag  der D V P . hatte verlangt, daß, bevor 
preuß. Gebietsteile einem a u ß e r p r e u ß i s c h e n  A r b e i t s ­
o d e r  L a n d e s a r b e i t s g e r i c h t  z u g e s c h l a g e n  werden, 
dem Landtag Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werde. 
D ieser hat angesichts der Tatsache, daß bei der D rin g lich ke it 
der E in rich tung  bereits solche Abm achungen fü r  1 Jahr 
b indend Vorlagen, nu r beschlossen, daß in  Jahresfrist vo r 
endgü ltige r E rled igung  fü r  längere Zeitdauer, noch einmal 
nachgeprüft werden soll, ob sich solche Zuschlagungen 
n ich t verm eiden lassen.

Landgerichtspräsident E i c h  h o f f ,  M. d .L ., Neuruppin.

Zur Errichtung des Reichsarbeitsgerichts. Das
Präsidium  des Reichsgerichts hat auf G rund der §§ 63, 64 
und 131 GVG . in  der Sitzung v . 30. Jun i d. J. beschlossen:

1. Gemäß §§ 40 bis 45 des Ärbeitsgerichtsgesetzes v. 
23. Dez. 1926 in  Verb, m it dem Gesetz, betr. den Nachtrag 
zum Haushaltsgesetz fü r  das Jahr 1927, is t das ReichsArbGer. 
eine selbständige, bei dem RG. errichtete Behörde, deren 
Senate zwar den Senatenk des RG . grundsätzlich g le ich­
gestellt sind, dabei aber besonderen Regeln unterliegen; 
insbes. kann der Feriensenat des RG. n ich t g le ichzeitig  als 
ReichsArbGer. fungieren, v ie lm ehr w ird  es während der 
Ferien, soweit es die Geschäftslage erfordert, seine Tätigke it 
fortzusetzen haben.

2. Das ReichsArbG er. w ird  dem I I I .  Z i v i l s e n a t  
angegliedert; als seine Geschäftsstelle is t die Gerichts­
schreiberei dieses Senats einzurichten.

3. Das ReichsArbG er. besteht nach dem Beschlüsse 
des Reichsjustiz- und Reichsarbeitsm inisters bis auf weiteres 
aus einem Senat. D ieser Senat und der I I I .  ZivSen. des 
RG. vertreten sich gegenseitig.

4. Das ReichsArbG er. erläßt seine Entsch. unter dieser 
Bezeichnung; es fü h rt seinen Geschäftsverkehr m it dem 
V o rd ruck  „R eichsarbe itsgerich t“ und bedient sich ent­
sprechender Siegel und Stempel.

5. W egen der V erö ffen tlichung  der Entsch. des Reichs­
A rbG er. hat dessen Vorsitzender Bestim m ung zu treffen.

D ie  Z u te ilung  der neuemannten Reichsgerichts­
m itg liede r wurde w ie fo lg t festgesetzt: RG R. D r. G ü n  g e r i  c h 
w ird  dem I I I .  StrSen., RGR. D r. K ö n i g s b e r g e r  dem 
V I .  Z ivSen., die RGRäte P i c k  und Dr .  E p p i n g  dem
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V . ZivSen., RG R . S c h r a d e r  dem V I .  ZivSen. und RGR. 
D r. S o n  ta g  dem IV .  Str.Sen. zugeteilt.

A ls  rich te rliche  M itg liede r des ReichsArbGer. werden 
bestim m t: A ls  V o rs . Senatspräsident O e g g ,  als s te llv .V o rs . 
RG R. D r. S t a f f e l ,  aus dem I I I .  Z ivSen. die RGRäte 
D r. C z o l b e ,  L i n z  und T e i c h m a n n ,  aus dem V . ZivSen. 
RG R . P i c k ,  aus dem V I .  Z ivSen. die RGRäte D r. K ö n i g s ­
b e r g e r  und S c h r a d e r .

D er Oesterrelchlsche R ichtertag  ln  W ien  fand v. 
26.— 29. Jun i statt. D ie  Oesterreichische R ichtervere in igung 
w urde v o r 20 Jahren gegründet, zu einer Zeit, in  der man 
in  dem R ich te r bloß einen mechanischen Gesetzesvollstrecker, 
einen Urteilsautom aten erblickte, in  der man den R ich te r 
im  D unke l der Amtsstube und zwischen den Aktenbündeln 
verküm m ern lassen w o llte . Es is t ein G lück, daß sich die 
Sachwalter der Justiz m it dieser unw ürd igen R o lle  n ich t 
zufrieden gaben, daß sie energisch nach Gehör verlangten 
und m it a lle r K ra ft ih r  Verständnis fü r  die W irk lich ke it, 
fü r  die sozialen Sorgen und Nöte, fü r die Aufgaben und 
P flich ten  des modernen Staates zu schärfen trachteten. 
Dank ih re r V ere in igung  sind die R ich te r in  Oesterreich 
a llm ählich aus dem Schatten ans L ic h t herausgetreten und 
haben sich n ich t b loß in  eigenem Interesse, sondern zum 
V o rte il der A llgem einhe it Geltung errungen.

D ie  fe ierliche E rö ffnung  des Richtertages erfo lgte am 
26. Jun i in  dem b is auf das letzte Plätzchen gefüllten 
Zeremoniensaal der W iene r H o fbu rg . Bei der Begrüßung 
gedachte der Vorsitzende Präsident H o fra t D r. G a n z  w o h l ,  
m it warmen W o rten  des Vereinsgründers E l s n e r ,  auf 
dessen Grab zur Stunde der Festversammlung ein Kranz 
n iedergelegt wurde. D ie  Festrede h ie lt Handelsgerichts­
präsident und M itg lie d  des Verfassungsgerichtshofs D r. 
E n g e l , der in  ge istvo lle r Weise den W andel in  der Stellung 
des R ichters zum V o lke  innerha lb  der letzten Jahrzehnte 
darlegte und ausführte, daß die österreichischen R ichter 
die Rücksicht auf die Vo lksgesam theit in  keinem Augen­
b lic k  vergessen hätten, stets eine feste Stütze des Staates 
gewesen und an P flichtbewußtsein und O pferfreud igke it 
h in te r niemandem zurückgeblieben seien.

V o n  den zahlreich erschienenen Festgästen aus dem 
In -  und Auslande überbrachte Bundesm inister D r. D i n g -  
h o f e r  der Tagung die herzlichsten Grüße namens der 
österreichischen Regierung. W eite re  Begrüßungsansprachen 
h ie lten  u. a. Geh. RegRat D r. K i e s o w  fü r  das Reichs­
justizm in isterium , O LG Präsident W i t t e  fü r  das preußische 
Justizm inisterium , Senatspräsident D r . S c h u l t z  fü r  das 
O LG . in  München, H o fra t D r. S t e h r  namens der D eu t­
schen R ichtergewerkschaft in  der Tschechoslowakei, H o fra t, 
Professor D r. S p e r l  fü r  die W iene r U n ive rs itä t und 
D r. E c k e l  fü r  die W ie n e r Rechtsanwaltschaft. Landge­
rich tsd irek to r D r. P r a c h t ,  B e rlin , 1. V o rs , des Preußischen 
R ichtervere ins, überm itte lte  die Grüße des Deutschen 
R ichterbundes und der R ichtervere ine der deutschen Länder. 
E r hob hervor, daß die gemeinsame A rb e it der deutschen 
und österreichischen R ich te r n ich t n u r im  beruflichen 
Interesse läge, n ich t bloß zum Nutzen einer unbeeinflußten 
guten Rechtsprechung und einer gesunden beiderseitigen 
R echtsentw icklung gereiche, sondern zugleich der Förderung 
eines höher gesteckten Z ie les: der A n n ä h e r u n g  O e s t e r ­
r e i c h s  u n d  D e u t s c h l a n d s  diene. Zusammen m it dem 
Reichsrechtsausschuß der Deutsch-Oesterreichischen A rbe its ­
gemeinschaft und seinem Vorsitzenden, R eichsm inister a. D . 
S c h i f f e r ,  erklärte der Redner, w o llten  die deutschen 
R ich te r den Annäherungsgedanken ve rw irk lichen  helfen auf 
dem W ege der Rechtsangleichung und der Rechtsver­
g le ichung und dam it das Rechtsfundament schaffen, auf 
dem die deutsche E in ig ke it dereinst beruhen solle.

Abends vereinte ein vo n  der R ichte rvere in igung im  
großen Konzerthause gegebenes F e s t b a n k e t t  Gäste und 
Veranstalter, auf dem F inanzm in is ter D r. K i e n b ö c k  der 
V e re in igung  zur E rre ichung  ih re r hehren Z iele G lück 
wünschte.

D ie  w i s s e n s c h a f t l i c h e n  B e r a t u n g e n  haben das 
B ild  ernster, sachlicher A rb e it geboten. Das 1. Referat 
erstattete H o fra t D r. H a n  d l  über „G egenw art und Zukun ft

des M ie trechts“ . „D ie  Aufgaben des Jugendstrafrechts“ 
behandelte in  einem ausgezeichneten V o rtra g  der W iener 
Professor und M in is teria lra t D r. K a d e c k a .  Professor D r. 
S w o b o d a ,  Graz, sprach ernst und e indrucksvoll über „D ie  
S te llung des R ichters gegenüber dem modernen Staate“ 
P ro f., H o fra t D r . G r ü n b e r g  referierte über „A rbe its rech t“ und 
ließ in  seinem V ortrage  die zahlreichen sozialen Gesetze des 
letzten Dezenniums Revue passieren. Ueber die „In s titu tio n  
der Schöffen- und Schwurgerichte“ referierte LG Präsident 
D r. S c h r e i b e r .  Senatspräs., H o fra t R a p p  e r t  sprach über 
„D ie  R eform  des Eherechts“ , P ro f. D r. L e n z  über „D ie  
krim ine lle  P ersön lichke it“ u n d O L G R . P r o c h a s k a  über „D ie  
tschechoslowakische Eherechtsgesetzgebung in  der P raxis“ .

Den Beratungen schloß sich eine H a u p t v e r s a m m ­
l u n g  d e r  R i c h t e r v e r e i n i g u n g  an, in  der LG R . 
D r. W i n k l e r  über „G ehalts- und Standesfragen“ referierte 
und O LG R . W a g n e r  die schlechte Lage der Landrich te r 
darlegte. In  fo lgender E n t s c h l i e ß u n g  wurde eine Reihe 
w ich tige r Forderungen zusammengefaßt.

1. D ie  A u s ü b u n g  d e r  S t r a f g e w a l t  g e g e n  
j u g e n d l i c h e  R e c h t s b r e c h e r  hat vom  Gedanken der 
Besserung durch Erziehung auszugehen. Das Verfahren 
hat die genaueste Erforschung der Person des Jugendlichen 
zu gewährleisten. D ie  M itte l zur E rm öglichung des F o r t­
kommens der Jugendlichen sind gesetzlich zu sichern. D ie 
Ausb ildung  des Erziehungspersonals und die Auswahl der 
Geeignetsten is t m it besonderer Sorgfalt vorzunehmen. D ie  
E in rich tung  der unbestimmten V e ru rte ilung  als Erziehungs­
strafe w ird  befürw ortet.

2. D ie  bestehende Zerrissenheit, U nübersichtlichke it 
und U nk la rhe it de s  A r b e i t e r r e c h t e s  gefährdet auf 
diesem w ich tigen  Gebiete des Sozialrechtes sowohl eine 
gute als eine rasche Rechtsprechung und die Rechtseinheit. 
D ie  durchgreifende V ere inhe itlichung  auf diesem Gebiete 
und die sorgfältigste gesetzestechnische D urcharbeitung is t 
ein dringendes Gebot des sozialen Friedens und einer 
ruh igen  P roduktion.

3. D ie  Erneuerung des ö s t e r r e i c h i s c h e n  E h e ­
r e c h t s  is t eine P flich t der Gesetzgebung aus R e ch ts -und  
K u ltu rg ründen. Diese Erneuerung is t auch ein Gebot der 
Rechtsangleichung an Deutschland. D e r bestehende Z w ie ­
spalt zwischen Verw a ltungs- und Gerichtsentscheidungen 
gefährdet das Rechtsempfinden der Bevölkerung, die Achtung 
v o r dem Gesetze und die Rechtssicherheit.

4. Es w ird  die E rrich tung  k r i m i n a l b i o l o g i s c h e r  
U n t e r s u c h u n g s a n s t a l t e n  be i Polizeibehörden, be i Ge­
rich ten  und Strafanstalten im  Interesse der vertie ften  E r ­
kenntn is der k rim ine llen  Persönlichkeit empfohlen.

5. E ine R e fo rm  der Gesetzgebung auf dem Gebiete 
des M i e t e n r e c h t s  u n d  d e r  L a i e n g e r i c h t s b a r k e i t  
i n  S t r a f s a c h e n  is t unerläßlich. Be im  heutigen Zustand 
der Gesetzgebung w ird  den R ich te rn  eine ersprießliche 
Ausübung der rich te rlichen  T ä tigke it unm öglich  gemacht.

6. D e r R ichtertag verlangt m it Nachdruck, daß bei 
e iner R e fo rm  auf diesen w ich tigen  Gebieten und be i der 
Ausarbeitung a lle r sonstigen w ich tigen  Justizgesetze die 
R ichterschaft zur M itarbe it herangezogen werde.

7. U m  die E rfü llu n g  der Aufgaben des Richteramtes 
im  Sinne der Dem okratie  zu sichern, muß die gegenwärtige 
unerträgliche N o t an Personal und Sachbedarf beseitigt, 
die Besonderheit des Richteramtes in  der Besoldungsordnung 
verankert und die w irtschaftliche Lage der R ich te r w irksam  
erle ichtert werden.

Im  Zuge des Richtertages fand ein E m p f a n g  b e i m  
B u n d e s p r ä s i d e n t e n  H a i n i s c h  und e i n  T e e  b e i m  
B u n d e s m i n i s t e r  D r .  D i n g h o f e r  statt.

Man kann w o h l sagen, daß die Tagung, auf der auch 
die Geselligkeit durch Führungen, Ausflüge, Besuche von 
Museen usw. gepflegt wurde, in  jeder H ins ich t gelungen 
ist, und daß ih re  A rbe iten  die D iskussion noch lange 
beschäftigen und praktische E rfo lge  zeitigen werden.

Landgerich tsd irekto r D r. P r a c h t ,  B e rlin .

E rste  Tagung der deutschen Rechtshistoriker.
In  H e i d e l b e r g  versammelten sich am 10. und 11. Juni 
zum ersten Male L e h re r der Rechtsgeschichte an den H och-
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schulen Deutschlands, Oesterreichs, der Schweiz und an der 
deutschen U n iv . Prag zu einer Tagung. D er V erlau f des 
Kongresses erregte allgemeine Zufriedenheit. Neben freund­
lichster Aufnahme durch die H eide lberger Fakultät und 
ihren Dekan, P ro f. D r. M i t t e i s ,  und der M ög lichke it, in  
persönliche Berührung m iteinander zu treten, fanden die 
Teilnehm er in  zahlreichen V orträgen , zur H ä lfte  von 
Romanisten, zur H ä lfte  von Germanisten gehalten, reiche 
Belehrung. F ü r den E rfo lg  der Tagung spricht es, daß 
Beschlossen wurde, sie alle zwei Jahre zu w iederholen. 
1929 so ll Göttingen Versam m lungsort sein.

D ie  Sitzungen fanden unter Vors itz  der P ro ff. W e n g e r ,  
W ien , B i n d e r ,  Göttingen, und M e y e r ,  Göttingen, statt. 
H ie  ersten V orträge  führten in  den alten O rient. S an  
N i c o l o ,  Prag, gab unter H ervorhebung der großen L in ie n  
der E n tw ick lung  eine D arste llung der Rechtsquellen, insbes. 
der Kod ifika tionen , Vorderasiens; bis in  die späte byzanti­
nische Z e it h ine in  hat sich do rt altes orientalisches Rechts- 
gut gegen den Hellenism us erhalten. E i s s e r ,  Gießen, 
Berichtete über demnächst erscheinende altassyrische Rechts- 
nrkunden aus Kappadokien aus der W ende des 3. und 2. Jahr­
tausends v. Chr., die manche neue E rkenntn is verm itte ln . 
B r u c k ,  Breslau, referierte über seine Forschungen zur 
Geschichte des Totente ils und des Seelgeräts; das christ­
liche Seelgerät hängt geschichtlich zusammen m it den 
hellenistischen Seelgerätsstiftungen, die sich aus den T o ten ­
kultgebräuchen, n ich t aus dem in  hellenistischer Z e it schon 
Bedeutungslos gewordenenTotenteilsrecht herle iten. S c h ö n -  
B a u e r ,  W ien , h ie lt einen V o rtra g  über Geschichte des 
Bergrechts; er kam zu dem Ergebnis, daß w irtschaftlich , 
s ich t aber ju ristisch eine L in ie  vom  röm ischen zum m itte l- 
ä lterlichen Bergbauwesen, das in  der A n tike  auf der G rund­
lage staatlicher Dom änenwirtschaft o rganis iert gewesen 
sei, gezogen werden könne. D ie  Frage der fraudatorischen 
Freilassung im  röm ischen Recht, insbes. des animus fraudandi, 
dessen Vorhandensein die K lassiker nach typischen objek­
tiven  M erkm alen bestimmten, behandelte S c h u l z ,  Bonn. 
S t a m p e ,  G reifswald, berichtete über die während des 
ganzen M itte la lte rs im m er w ieder erneuten Versuche nom i- 
nalistischer Beeinflussung des Geldwesens und die Stellung 
der juristischen Theorie  ihnen gegenüber, die sie erst seit 
etwa 1750 rechtfertigte. Es fo lg ten die Referate von  
S c h m i d ,  Graz, über Problem e der osteuropäischen Rechts­
geschichte, w obei der Vortragende den E in fluß  röm ischen und 
deutschen Rechts hervorhob, von  H o y e r ,  Prag, über das 
“ Prachenrecht des Sachsenspiegels, das eine schonende Be­
handlung der slawischen A r t  erkennen läßt, von  H a f f ,  H am ­
burg, über die N otw endigkeit, in  der rechtsgeschichtlichen 
Forschung die Ergebnisse der empirischen Soziologie zu 

erücksichtigen, von  v . D u n  g e r n ,  Graz, über die seit Ende 
des 12. Jahrhunderts auf der Grundlage eigener H oheits- 
Verwaltung der G rundherren durch von ihnen abhängige 
Gnfreie sich entwickelnde Landeshoheit. Noch einmal auf 
as romanistische Gebiet zurück führte  ein V o rtra g  von  
r e t s c h m a r ,  Innsbruck, der die Forschung auf die ve r­

nachlässigten Epochen der Vork lass iker und der Anpassung 
des röm ischen Rechts an modernere Verhältnisse im  M itte l-  
a lter durch die Kom m entatoren und die P raktike r in  Ita lien  
und Deutschland aufmerksam machte. P e t e r k a ,  Prag, 
entw ickelte das Gesetz der D iffe renzie rung  als eine rechts- 
°r ib ild e nd  w irkende K ra ft in  der deutschen Rechts- 

Seschichte. E ine philosophische R echtfertigung  der Rechts- 
Seschichte als der Grundlage der D ogm atik  des modernen 

echts und der Rechtssoziologie suchte S c h ö n f e l d ,  G reifs- 
V aU ,  zu geben. D ie  Reihe der V orträge  schloß v . K ü n s s -  

e Jg> H eide lberg , m it e iner D arste llung  der Geschichte 
nd O rganisation des W örterbuchs der deutschen Rechts- 

^Prache, w oran sich eine F ührung  durch das A rc h iv  des 
orterbuchs knüpfte. M it einem Diskussionsnachmittage, an 
®  11' a- über das P roblem  der In te rpo la tionen  in  den röm i- 
en Rechtsquellen gesprochen wurde, endete die Tagung.

Referendar Ju lius W o l f f ,  B erlin .

um Ei*6 ^>eu^sc*le Strafrechtliche Gesellschaft h ie lt 
Vn ■*' U‘ Jun* eine Tagung in  B a m b e r g  unter dem 
sta ttl'4! , ^ 68 Rates> P ro f. D r. O e t k e r  ab. Außer einer 

chen A nzahl von M itg liede rn  waren w iederum  die

V ertre te r der Reichsjustizverwaltung und der Justizver­
waltungen der Länder erschienen.

1. P ro f. D r. S c h o e t e n s a c k  h ie lt das Referat über 
die T ö t u n g s v e r b r e c h e n .  D ie  Aussprache schloß sich 
an die beiden bemerkenswertesten Thesen des Referenten 
an. D e r Referent hatte beantragt, daß statt der §§ 245, 
246 die §§ 282, 283 des Entw . 19 zu setzen seien, d. h. 
die Scheidung zwischen M ord  und Totschlag solle, w ie 
bisher, nach dem M erkm al der Ueberlegung stattfinden. 
Gegen diesen Vorschlag erhob sich lebhafter W iderspruch, 
der einmal darauf gegründet wurde, daß das in te llektuelle  
M om ent n ich t entscheidend sein könne, zum anderen daß 
es notw endig  sei, den M ordbeg riff auf die w irk lic h  todes­
w ürdigen Fälle zu beschränken. Es wurde auch der A ntrag 
angenommen, den M ord  folgendermaßen zu defin ieren:

„W e r einen Menschen tötet, w ird , wenn er die T ötung  
aus M ordlust, W o llus t, H abgier, R oheit oder Grausamkeit, 
in  ka ltb lü tiger Berechnung der Folgen oder unter Folterung 
des Opfers oder Schändung der Leiche begangen hat, 
wegen Mordes m it dem Tode bestraft.“

Des weiteren hatte der Ref. beantragt, den K indesm ord 
n u r bei der unehelichen M utte r zu priv ileg ieren . H iergegen 
wurde eingewandt, der Ehrennotstand sei heute bei der 
unehelichen M utte r n ich t m ehr in  dieser W eise anzunehmen. 
Es gelangte dann ein V erm ittlungsantrag zur Annahm e: 
„S ow oh l die eheliche als die uneheliche M utte r sind bei 
der K indestö tung des § 252 zu p riv ileg ieren , jedoch m it 
verschieden abgestuften S trafdrohungen“ .

Im  übrigen wurden die Thesen des Ref. angenommen.
I I .  Zw eite r Gegenstand der Tagesordnung war die 

A b t r e i b u n g ,  w orüber Geh. Rat, P ro f. D r. O e t k e r  
referie rte . Das Referat w ird  im  „G erichtssaal“ abgedruckt 
werden.-

Leitsatz 1 lautete:
„A n  der Straf barkeit der A b tre ibungund  des Abtre ibungs­

versuches ohne Rücksicht auf den Grad der F ruchtre ife  ist 
festzuhalten.“

D ieser Leitsatz wurde e instim m ig angenommen.
Zu Leitsatz 2 entspann sich eine lebhafte Aussprache. 

D e r Ref. hatte beantragt, den untauglichen Versuch bei 
der A b tre ib un g  als strafbar anzuerkennen. H iergegen er­
hoben sich Bedenken, da Beweispräsumptionen abzulehnen 
seien. D e r untaugliche Versuch der A b tre ibung  sei n ich t 
als Tötungsde lik t gegen den gar n ich t vorhandenen Fötus, 
sondern als Gefährdung der Gesundheit und Gebärfähigkeit 
der M utte r anzusehen.

Es wurde ein A n trag  des Sen.-Präs. D r. L o b e  an­
genommen :

„W e r M itte l, die an sich geeignet sind, die Gesundheit 
oder die Gebärfähigkeit der F rau  zu schädigen, anwendet 
um eine F ruch t abzutreiben, w ird  bestra ft.“

Leitsatz 3 lautete:
„Schwangerschaftsabbruch steht n u r einem approbierten 

A rz t zu und darf nu r geschehen, um die bestehende Gefahr 
des Todes oder erheblicher Gesundheitsbeschädigung der 
Schwangeren abzuwenden. D e r E in g r if f  is t vo rbehaltlich  
gesetzlich zu bestimmender Ausnahmen an die Zustim m ung 
der Schwangeren zu knüpfen.

Soziale und eugenische In d ika tion  sind n ich t anzu­
erkennen.“

D ieser Leitsatz wurde nach längerer Aussprache an­
genommen, ebenso fanden die übrigen  Leitsätze Annahme.

I I I .  Den Schluß der Tagesordnung b ildete das S t r a f ­
v o l l z u g s g e s e t z ,  w orüber P ro f. D r. N a g l e r  referierte. 
Auch dieses Referat w ird  im  „G erichtssaal“ erscheinen. 
D e r Ref. beschränkte sich im  wesentlichen auf den eigent­
lichen S trafvo llzug.

Es wurden nach längerer Aussprache u. a. folgende 
Beschlüsse gefaßt:

1- § 57 is t dahin zu fassen: Be i der Zufügung des 
Strafübels sollen die Gefangenen, soweit es e rfo rde rlich  
ist, an O rdnung und A rb e it gewöhnt und s ittlich  so gefestigt 
w erden, daß sie n ich t rück fä llig  werden.

2. D ie  D iffe renzie rung  zwischen Zuchthaus und Ge­
fängnis is t schärfer durchzuführen.

3. „D ie  Deutsche Strafrechtliche Gesellschaft finde t 
einen M angel des Strafvollzugsgesetzes darin , daß dieser 
E n tw u rf den „V o llz u g  von Maßregeln der Besserung und
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Sicherung“ im  dritten Buch als T e il eines Strafvo llzugs­
gesetzes behandelt. A n  die Stelle des heutigen Straf­
vollzugsgesetzes hätte zu treten neben einem Strafvo llzugs­
gesetz im  eigentlichen Sinne ein besonderes Gesetz über 
den V o llzug  von  Maßregeln der Besserung und Sicherung.

Mindestens wäre vo r dem § 254 eine neue Bestim mung 
folgenden Inhalts aufzunehmen:

„D e r V o llzu g  der im  nachfolgenden Abschnitt geregelten 
Maßregeln is t a u s s c h l i e ß l i c h  auf das Z ie l der Besserung 
und Sicherung abzustellen.“

Rechtsanwalt D r. H e l l m u t h  M a y e r  I ,  W ürzburg, 
S chriftführe r der Deutschen Strafrechtlichen Gesellschaft.

Augsburger Tagung des Vereins der Deutschen  
Strafanstaltsbeam ten, 1.— 4. Juni 1927 *). D ie  von dem
V ors, des Ausschusses, Strafanstaltsdirektor D r. W e i ß e n ­
r i e d e r ,  Ludw igsburg , vorzüg lich  vorbereitete, vom  baye­
rischen M in is te rium  (Justizm in ister G ü r t n e r )  und vom  
Augsburger Ortsausschuß (A G D ire k to r T r ö l t s c h )  m it 
größtem Entgegenkom m en aufgenommene Versammlung, 
in  der ich  den V o rs itz  zu führen hatte, w ar von  etwa 
150 M itg liede rn  besucht. Sie zeichnete sich durch große 
Sachkunde der Referenten und Redner und durch ein hohes 
Maß von Arbeitsenergie aus. Z u r Verhandlung standen 
3 Fragen:

1. D e r  S t r a f v o l l z u g  i n  S t u f e n  (Entw . d. Straf­
vollzugsgesetzes §§ 155-—170); R e f . : Strafanstaltsdirektor 
E l l g e r ,  H a lle  a. S .; K ö l b l i n ,  F re ibu rg  i. B r. Es wurde 
beschlossen:

I .  * 2) D ie  auf soziale W iedere in fügung und sittliche 
Festigung abzielende Erziehungsarbeit im  Strafvo llzug hat 
nu r dann Aussicht auf E rfo lg , wenn be i der Behandlung 
der Gefangenen in  allen Phasen des Vo llzugs die E igenart 
des einzelnen erzieherisch berücksichtig t werden kann. 
A lle  Erziehungsm itte l, welche auf E rha ltung  der Gesundheit 
und A rbe its fäh igke it, beru fliche F o rt-  und U m bildung , 
geistige Be lehrung und s ittliche V e rtie fung  abzielen, müssen 
ohne Rücksicht auf die Zugehörigke it zu einer Stufe in  
ind iv idua lis ie render W eise be i jedem Gefangenen zur A n ­
wendung gebracht werden können.

II. 1. D e r amtliche E n tw u rf eines Strafvollzugsgesetzes 
ste llt die geeignete gesetzliche Grundlage fü r  die gedeih­
liche Forten tw ick lung  des Strafvollzugs in  Stufen dar.

2. E ine wesentliche Verbesserung is t es, wenn der 
E n tw u rf statt der s ittlichen Hebung und inneren W and lung  
die B egriffe  der Erziehung zu gesetzmäßigem Leben (§ 156), 
sowie der Zugänglichke it fü r  erzieherische E in w irku n g  und 
des Erfolges solcher E in w irku n g  (§ 159) e inführt.

3. Nach dem E n tw u rf is t der V o llzug  in  Stufen n icht 
n u r ein M itte l der D isz ip lin , sondern ein wirksames E r­
ziehungsm itte l (§ 156).

4. D er S trafvo llzug in  Stufen kom m t deshalb nu r fü r 
die erziehbaren Gefangenen in  Betracht, die kurzzeitigen 
(§ 155) und die unerziehbaren Gefangenen (§ 161) sind 
auszuschließen.

5. D e r E n tw u rf kann und w il l  n u r die allgemeinen 
gesetzlichen Grundlagen bieten. W eitergehende E inhe itlich ­
ke it is t durch die Ausführungsbestimm ungen zu schaffen.

6. D ie  bedingte Strafaussetzung und vo rläu fige  E n t­
lassung is t in  organischen Zusammenhang m it dem Straf­
vo llzug  in  Stufen zu bringen. Sie so ll aber auch sonst 
in  Ausnahmefällen zulässig sein, wenn die Fortsetzung des 
Strafvollzugs sich als eine besondere m it dem Strafzwecke 
n ich t vereinbare H ärte  darstellen würde.

7. Gefangene, die ih re  Strafunterbrechung m ißbraucht 
haben (durch neue Straftaten oder N ich tan tritt der Strafe), 
sind der ersten Stufe zuzuteilen.

8. A ls  Ergänzungen durch die Ausführungsbestimmungen 
sind besonders erw ünscht:

a) e inheitliche Bestim mungen über die Ze it, in  der die 
Gefangenen in  der 1. und 2. Stufe zu verb le iben haben,

b ) größere E inhe itlichke it fü r  die äußeren Abzeichen,

1) Der Stenogr. Bericht über die Verhandlungen -wird als Sonder­
heft zu den Blättern f. Gefängniskunde erscheinen; er kann von Nicht- 
mitgliedem durch den Buchhandel bezogen werden.

2) D ie Beschlüsse Nr. II, I I I  sind sinngetreu, aber zwecks Raum­
ersparnis verkürzt wiedergegeben.

c) wenigstens R ich tlin ien  fü r  die Frage der E inzelhaft 
und Gemeinschaftshaft in  ih rem  V erhä ltn is  zum Stufen­
vollzug.

9. E ine r Nachprüfung bedarf die M ög lichke it e iner 
V erkürzung der F ris ten  bei besonders guter Führung.

111. 1. D ie  wegen der Kürze der Strafe dem Stufen­
vo llzug n ich t unterliegenden Gefangenen werden zweck­
mäßig nach den V orsch riften  der Eingangsstufe behandelt.

Kranke in  Krankenabteilungen scheiden aus dem Stufen­
vo llzug  aus, desgl. die geistig stark M inderw ertigen.

2. D ie  Behandlung der wegen Unerziehbarkeit vom  
Stufenvollzug Ausgeschlossenen e rfo lg t vorw iegend un ter 
dem Gesichtspunkt sicherer Verw ahrung und straffer A rb e it 
im  Interesse der Ansta lt. A ber auch in  den A bte ilungen 
fü r  Unerziehbare sollen bei F leiß und langandauerndem 
gutem Verha lten kleine Erle ichterungen den Gefangenen 
zugewendet werden können, te ils  im  Interesse der D isz ip lin  
und des Arbeitsbetriebs, te ils  aus re in  menschlichen Gründen. 
Bei Zuwendungen dieser Erle ichterungen sind die aus­
gesprochenen Berufsverbrecher besonders streng zu be­
handeln.

I I .  S t r a f v o l l z u g  an G e f a n g e n e n  u n t e r  25 J a h r e n  
(Entw . §§ 195— 209). R e f.: Strafanstaltsdirektor B l e i d t ,  
W itt l ic h ; O berpfarrer G u t f l e i s c h ,  Bruchsal. Es w urde 
beschlossen:

1. Es is t angezeigt, die allgemeinen V orsch riften  des 
1. Buches eines Strafvollzugsgesetzes dahin zu ergänzen, 
daß den Strafvollzugsbehörden die Befugnis eingeräumt 
w ird , k ra ft eigenen Rechtes eine Entscheidung des V o l l­
streckungsgerichts herbeizuführen.

II. 1. A lle  veru rte ilten  M inderjährigen  sind g rund­
sätzlich dem besonderen S tra fvo llzug fü r  M inderjährige  
zuzuführen. U eber Ausnahmen im  E inzelfa lle  entscheidet 
die Strafvollzugsbehörde.

2. E ine entsprechende Regelung hat fü r  die V e r­
u rte ilten  im  A lte r  von 21— 25 Jahren einzutreten.

3. M inderjährige sollen gleich den Jugendlichen schon 
bei Strafen von  1 M onat und m ehr dem Erziehungsstraf­
vo llzug  zugeführt werden.

4. Es is t anzustreben, daß dieser V o llzu g  in  besonderen 
Anstalten, n ich t n u r in  besonderen A bte ilungen erfo lg t.

I II.  1. B e i E in rich tung  besonderer Anstalten oder A b ­
teilungen fü r  m inderjährige Gefangene sind allzuviele U n te r­
abteilungen zu vermeiden.

2. Da die Gefangenen die Strafe vorw iegend in  Ge­
meinschaft zu verbüßen haben, w ird  der Versuch der E r­
ziehung durch die Gemeinschaft, die Gemeinschaftserziehung 
empfohlen. D ie  ind iv idue lle  Gefangenenbehandlung is t 
h ierbe i unentbehrlich, geradezu deren Grundlage.

3. W ünschenswert is t die Berücksichtigung der M e­
thoden der psychologischen E xp lo rie rung  der neu E in ­
getretenen und das F am ilien - resp. Tutorensystem.

IV . 1. F ü r die Sonderanstalten sind amtliche Fürso rge r 
zu bestellen.

2. Bei S t r a f u n t e r b r e c h u n g  m it Bewährungsfrist is t 
fü r  m inderjährige Gefangene a u s n a h m s l o s  Schutzaufsicht 
anzuordnen.

I I I .  D ie  e r b b i o l o g i s c h e  P e r s ö n l i c h k e i t s ­
f o r s c h u n g  und ihre  Bedeutung in  der K rim in a lb io log ie . 
Ref . :  P ro f. D r. H o f f m a n n ,  T üb ingen ; O berm edizinalrat 
D r. V i e r n s t e i n ,  S traubing; Oberregierungsrat L e y b o l d ,  
Landsberg a. L . D ie  Referenten wünschten E in füh rung  
dieser Untersuchungen an allen größeren Strafanstalten. 
D ie  Versam m lung beschloß einschränkend:

D ie  krim ina lb io log ischen Persönlichkeitsforschungen 
sollen durch psychiatrisch und erbbio logisch gut geschulte 
Aerzte in  besonderen Forschungsinstituten unter M itw irku n g  
der Anstaltsärzte einzelner großer Strafanstalten und U n te r­
suchungsgefängnisse in  A n g r if f  genommen werden. Es 
g ilt, m it a llen M itte ln  E rfahrungen zu sammeln, auf G rund 
deren w ir  zu praktisch verw ertbaren Ergebnissen gelangen 
können.

D ie  D iskussion w ar übera ll eine rege, die Beschlüsse 
w urden fast ausnahmslos m it großer M ehrhe it, zum erheb­
lichen T e il e instim m ig gefaßt.

Geh. JRat, Professor D r. v. H i p p e l ,  G öttingen.
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Der 6. S taats- und Rechtswissenschaftliche 
Portbildungskursus an der U n ivers itä t J  e n a fand in  der 
B fingstwoche statt. E tw a 240 Teilnehm er fo lg ten den 
täglich 8 Stunden fü llenden Vorlesungen m it großem 
E ife r —  ein ehrendes Zeugnis fü r  die glückliche Auswahl 
der Vortragsstoffe w ie der Vortragenden Persönlichkeiten.

Im  H in b lic k  auf die bevorstehende E in führung  der 
•Arbeitsgerichtsverfassung w ar dem A r b e i t s r e c h t  und 
der A r b  e i  ts g e r i  ch t s b  a r k e i  t  eine ganze Reihe von 
V orträgen und Uebungen gewidmet. In  den umfangreichen 
S to ff hatten sich die P ro ff. H u  e c k ,  Jena, N i p p e r d e y ,  
K ö ln , und die M in isteria lrä te  F l a t o w ,  B e rlin , und H a u -  
s c h i l d ,  W eim ar, geteilt. U eber die durch den Friedens­
vertrag eingesetzte i n t e r n a t i o n a l e  A r b e i t s o r g a n i ­
s a t i o n  berichtete D r. L ö n i n g ,  Jena.

E ine weitere Gruppe von  V orträgen befaßte sich m it 
der neuzeitlichen W i r t s c h a f t s e n t w i c k l u n g  und der 
rechtlichen und wissenschaftlichen E rörte rung  w irtschaft­
liche r Probleme.

In  einer Vortragsre ihe stellte P ro f. H e d e m a n n .  
Jena, die Beziehungen zwischen S t a a t  und W i r t s c h a f t  
bis in  ih re  letzten Ausw irkungen —  insbesondere das 
E indringen  des Staates in  die W irtscha ft als K onkurren t 
im  W ege der sog. kalten Sozialisierung —  dar.

W e c h s e l w i r k u n g e n  z w i s c h e n  P o l i t i k  u n d  
' W i r t s c h a f t  wies Reichskanzler a. D . D r. L u t h e r ,  B erlin , 
an der Hand eigener, in  schwerer K risenze it von  ih m  als 
W irtscha ftle r und Staatsmann gemachten Erfahrungen in  
einem V ortrage  nach, der das Interesse weitester Kreise 
fesselte. U eber W i r t s c h a f t  u n d  Z i v i l i s a t i o n  in  den 
V e r. Staaten entwarf P ro f. R ö p k e ,  Jena, aus den E in ­
drücken einer längeren Studienreise ein anschauliches 
B ild . E ine ausführliche Darste llung der i n t e r n a t i o n a l e n  
E i n a n z b e z i e h u n g e n ,  w ie sie durch die K riegs­
finanzierung, die in te ra lliie rten  Schulden und das Re­
parationsproblem  erwachsen sind, gab P rivD oz. J o s e p h y ,  
Jena. Das P rob lem  der W i r t s c h a f t s r a t i o n a l i s i e r u n g  
erörterte m it w irtschaftsw issenschaftlichem Rüstzeug Prof. 
B a p e ,  Jena, während V o lk s w irt B r e i t e r ,  B e rlin , m it 
H ilfe  von  Anschauungsmaterial über praktische Versuche 
der P rü fung  von  Betriebsorganisationen zu Rationalisierungs­
zwecken berichten konnte. Das K a r t e l l w e s e n  samt der 
einschlägigen Rechtsprechung beleuchtete R A . D r. F u c h s ,  
Leipzig.

W illkom m ene Darbietungen aus dem öffentlichen Recht 
der neuesten Z e it waren die V ortragsre ihen des P ro f, und 
L V G R . K o e l l r e u t t e r ,  Jena, über den D e u t s c h e n  
E t a a t  a l s  B u n d e s s t a a t  u n d  a l s  P a r t e i e n s t a a t ,  sowie 
des O VG R. K n a u t h ,  Jena, über die. O r g a n i s a t i o n  d e r  
^ e r w a l t u n g  m it H inw eisen auf die Neuordnung in  
Ih ü rin g e n . W ich tig e  Fälle der Anw endung des ö ffentl. 
Kechts in  der P r a x i s  d e s  R i c h t e r s  u n d  A n w a l t s  
besprach R A . Z i n n ,  Gotha. D e r E rö rte rung  w eiterer 
zeitgemäßer Fach-Themata dienten V orträge  von  Prof.

e r l a n d ,  Jena, über Fragen der kommenden R e f o r m  
d e s  S t r a f r e c h t s  an der Hand des E ntw urfs , des P ro f. 
J j r ü n h u t ,  Jena, über die n e u z e i t l i c h e n  F o r m e n  des 
S t r a f v o l l z u g s  und des P ro f. G i e s e ,  Jena, über die fü r 
dm Justiz so w ichtige neue Methode der B l u t g r u p p e n ­
b e s t i m m u n g .  Auch dem Bedürfn is nach A llgem ein - 

udung wurde Rechnung getragen. P ro f. D i b e l i u s ,  
"e r lin ,  sprach ü b e r  d e n  e n g l i s c h e n  V o l k s c h a r a k t e r ,  
p l o f - K o r f f ,  Le ipz ig , über das W esen der deutschen 

° m a n t i k ,  Staatsm inister L e u t h e u s s e r ,  W eim ar, über 
° e t h e  a l s  S t a a t s m a n n ,  P ro f. J e r u s a l e m ,  Jena, 
. r te  in  die Problem e der S o z i o l o g i e  ein. E rw ähnt 

*®len auch die Vorträge über modernes N a c h r i c h t e n -  
e s en  und H a n d e l s j o u r n a l i s t i k ,  

j  E>as Z e i ß w e r k ,  sein P l a n e t a r i u m  und das p h y -  
e . s e h e  (H acke l-) M u s e u m  wurden besichtigt.

L>en geselligen K on takt ve rm itte lten  ein durch A n - 
Prachen des O LGPräs. und des R ektors der U n iv . aus­

gezeichneter Empfangsabend und Ausflüge nach Löbstedt 
^  dem Fuchsturm

rührige  Geschäftsführer des Fortb ildungskursus
• H e d e m a n n  darf des Dankes und der Anerkennung

fü r die gediegene V orbere itung  und D urchführung  der 
Veranstaltung auch in  ih rem  geselligen Te ile  gewiß sein.

Landgerichtspräsident S c h r e c k ,  Rudolstadt.

Die neuerrichteten juristischen Seminare an 
der Univ. München wurden am 25. Juni eröffnet. Zu 
der Fe ie r waren die maßgebendsten M in is ter, V e rtre te r 
der Regierungen, des Landtags, der Gerichte, der W issen­
schaft und Handelswelt erschienen. D e r Dekan Prof. 
R o t h e n b ü c h e r  dankte der Staatsregierung fü r  die 
finanzielle Fundierung der m it Erlaß v . 9. A p r il 1927 ins 
Leben gerufenen dre i neuen Seminare und gab ein B ild  
von ih ren  Aufgaben fü r  V ö lkerrecht, fü r deutsche und 
bayerische Rechtsgeschichte und fü r Handels- und Industrie ­
recht. D e r Vorsitzende des neugegründeten Institu ts  fü r 
Vö lkerrech t, Geh. Rat, P ro f. D r. v o n  F r a n k  versprach im  
Interesse der H eranb ildung der Studenten zu w irken  und 
die deutsche P o lit ik  und die deutschen Interessen zu unter­
stützen. A ls  Vorstand des Seminars fü r deutsche und 
bayerische Rechtsgeschichte führte Geh. Rat B e y e r l e  aus, 
daß das K u ltu re rbe  des Rechts einer der köstlichsten V o r­
züge sei, die unsere V orfahren uns hinterlassen hätten. 
U n te r den geistigen W erten  des W iederaufbaus nehme 
das Recht und seine Geschichte einen besonderen Rang 
ein. P ro f. D r. M ü l l e r - E r z b a c h  a l s V  orstand des Seminars 
fü r Handels- und Industrie recht zeichnete die V erb indung 
des modernen Rechts m it der Technik. D e r Ku ltusm in is ter 
G o l d e n b e r g e r  richtete warm  empfundene W orte  an die 
Professoren und Studenten; er hoffe, daß er durch laufende 
G eldm itte l die neuerrichteten Seminare unterstützen könne.

Die Vereinigung fü r Jugendgerichte und Jugend­
gerichtshilfen veranstaltet v. 8.-—10. Sept. den 7. D e u t ­
s c h e n  J u g e n d g e r i c h t s t a g  in S t u t t g a r t .  Das Thema 
laute t: „ D i e  D u r c h f ü h r u n g  des J u g e n d g e r i c h t s ­
g e s e t z e s  a ls  P e r s o n e n f r a g e “ . Nach einem einleitenden 
V o rtra g  von  P ro f. D r. F i s c h e r ,  M ünchen: „D e r W e rt der 
Persönlichkeit in  der Jugendstrafrechtspflege“ fo lgen Referate 
von AG R . C l o s t e r m a n n ,  B onn: „D e r Jugendrichter“ ; 
P ro f. D r. M ü l l e r - H e ß , B onn : „D e r Jugendgerichtsarzt“ ; 
Staatsanwalt D r. M a y ,  D arm stadt: „D e r Jugendstaats­
anw alt“ ; Stadtrat F r i e d l ä n d e r ,  B e r lin : „D e r L e ite r der 
Jugendgerichtshilfe“ ; F r l.  Z i l k k e n ,  D ortm und : „D e r 
Jugendgerichtshelfer“ ; D ire k to r B l e i d t ,  W itt lic h : „D e r 
Strafvollzugsbeamte“ . Teilnehm ergebühr 4 M. Anm eldungen 
schon jetzt erbeten an F rl. Elsa v. L i s z t ,  Charlottenburg, 
Hardenbergstr. 19.

Ausbildung und Fortbildung der beruflich tätigen  
K räfte in der Jugendwohlfahrtspflege w ar das Thema 
einer vom  Deutschen A rch iv  f. Jugendwohlfahrt am 23. Jun i 
in  P o t s d a m  veranstalteten Konferenz, die der A usb ildung 
der sozialpflegerischen K rä fte  allgemein und der spezielleren 
A usb ildung fü r die A rb e it in  Anstalten gewidmet war. 
Besonders der Gedanke trat hervor, w ie sehr gerade der 
Jugendwohlfahrtsberuf in  ethischer R ichtung seine W urzeln  
habe; n ich t H äufung von  Kenntnissen, sondern eine zum 
Leben führende psychologische und pädagogische B ildung  
sei Vorbedingung. Auch die Frage der rich tigen  Auslese 
wurde behandelt. E in ig ke it herrschte besonders in  dem allg. 
R u f nach praktischer F o rtb ild u n g  der im  B eru f Stehenden.

Zur Rechtsannäherung zwischen Deutschland  
und Oesterreich. D e r Anschlußgedanke hat durch den 
Oesterreichischen R ichtertag, der in  W ien  v. 26.— 29. Juni 
getagt hatte, und w orüber w ir  S. 1019 berichten, neue, 
schöne F lüch te  getragen. D ie  „Oesterreichische R ichter­
zeitung“  hat zu jener Tagung eine F e s t s c h r i f t  heraus­
gegeben, auf die der Vorstand der V ere in igung der Oester­
reichischen R ich te r m it Stolz zurückblicken darf. In  A r t 
und Anlage der Festschriften unserer D JZ. und insbes. der 
dem K ö ln e r Deutschen Juristentag 1926 von ih r  gewidmeten, 
is t diese Festschrift bearbeitet und ausgestattet worden. 
N ich t w eniger als 19 reichsdeutsche und österreichische 
maßgebende Juristen haben sich dazu vere in ig t, um neuer­
dings Zeugnis von  der Gemeinsamkeit zwischen den beiden
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engverbrüderten Staaten abzulegen. In  einem kürzeren I 
A rt ik e l w ird  die Fortsetzung der Rechtsangleichung zwischen 
Deutschland und Oesterreich ebenfalls behandelt. Auch 
auf der Tagung selbst w ar der Anschlußgedanke Gegen­
stand der E rörte rung, wenn ihm  auch ein besonderer 
V o rtra g  n ich t gewidmet worden war. D ie  Tagung fie l 
ze itlich fast zusammen m it der Uebergabe des Entwurfes 
des StrGB.,- der als ein gemeinsames W e rk  der deutschen 
und österreichischen Gesetzgebung und als der erste V e r­
such hierzu begrüßt werden darf, an den Deutschen Reichstag. 
Auch diese Festschrift d ient daher zur V ertie fung  des 
Anschlußgedankens, auf dessen hohe Bedeutung erst jüngst 
w ieder der Vorkäm pfer fü r  die Rechtsannäherung, Reichs­
m in is ter a. D . S c h i f f e r ,  S. 837 unserer D JZ ., hingewiesen 
hat. D er Festschrift hat der österreichische Bundespräsident 
D r. H a i n i s c h  das stolze Begrüßungswort vorangeschickt: 
„D ie  R ichter sind die H ü te r des Rechts. N u r wenn die 
R ichter dieses unbe irrt bewahren, kann es gedeihen zum 
W ohle  des Staates.“

Neues Vorzugsangebot fü r die Abonnenten der 
Deutschen Juristen-Zeitung:

V o n  den bekannten W erken  des Staatssekretärs a. D ., 
W irk l.  Geh. Rates D r. O s k a r  M ü g e l :  „ D a s  g e s a m t e  
A u f w e r t u n g s r e c h t “ erscheint nunmehr, nachdem die 
N ove lle  zum Aufwertungsgesetze vom  Reichstag angenommen 
ist, eine f ü n f t e ,  g ä n z l i c h  n e u b e a r b e i t e t e  A u f l a g e  
seiner beiden in  zusammen 30 000 Exem plaren aufgelegten 
W erke in  e i n e m  B a n d e  unter dem T ite l:  „Kom m entar 
z. Aufwertungsgesetze v. 16. Ju li 1925, d e r  N o v e l l e  v o m  
9. J u l i  1927, der Durchführungsverordnungen und syste­
matische D arste llung des sonstigen Aufw ertungsrechts.“ 
W ir  verweisen auf die diesem Hefte beigegebene A nkün­
digung und machen darauf aufmerksam, daß ein V o r z u g s ­
p r e i s  f ü r  V o r a u s b e s t e l l u n g e n  b i s  10. A u g . 1927 
eingeräumt ist :  statt etwa 33 M . be i etwa 900 Seiten zu 
nu r etwa 28 M. Nähere M itte ilungen fo lgen im  nächsten 
Hefte. Es em pfiehlt sich aber umgehende V orbeste llung 
zu diesem Vorzugspreise durch den V e rlag  der D JZ . oder 
den Buchhandel.

Personalien. Zu Reichsgerichtsräten wurden ernannt: 
Reichswirtschaftsgerichtsrat D r. K ö n i g s b e r g e r ,  B e rlin , 
die Kammergerichtsräte P i c k  und Dr .  S o n t a g ,  B erlin , 
Oberlandesgerichtsrat D r. E p p i n g ,  Naumburg, und Land- 
gerich ts-D ir. S c h r ä d e r ,  D u isburg. —  V e r ä n d e r u n g e n  
i n  d e r  p r e u ß i s c h e n  J u s t i z :  Staatssekretär F r i t z e  
scheidet am 1. Okt. aus dem preuß. Justizm inisterium  aus, 
eine Nachricht, die allgemeines Bedauern hervorru fen  w ird . 
F ritze  w urde schon als Assessor im  Justizm inisterium  be­
schäftigt und b lieb  dort auch, nachdem er 1892 A R . in  
Kassel, dann L R . und LG R . in  B e rlin  geworden war. 
1898 w urde er zum vo rtr . Rat, 1902 zum Geh. OberJR., 
1913 zum W irk l.  Geh. OberJR. ernannt. M in is tD ir. wurde 
er 1913, Staatssekretär 1923. E r w ar seit 1919 auch V o r ­
sitzender des Gerichtshofes zur Entscheidung der Kom petenz­
kon flik te . F ritze  is t ein ungewöhnlich kenntn isre icher Juris t 
m it seltener Begabung auf den verschiedensten Rechts­
gebieten, m it e iner unverdrossenen und hartnäckigen A rbe its ­
kraft. V o n  jeher w ar sein Hauptgebiet die Justizverwaltung. 
E in  hervorragender K enner des Justizhaushalts, hat er auf 
diesem Gebiete auch die ausgezeichnete S ch rift: „Prozeß­
vertre tung  des Fiskus in  Preußen und im  R e ich“ ve rö ffen t­
lich t. Im  preuß. Landtage w ar er stets der geborene 
Regierungskomm issar fü r  alle Fragen der Justizverwaltung. 
Diese Aufgaben hat er be i der V ie lse itig ke it seiner K enn t­
nisse und seiner T ä tigke it und auf G rund seiner langjährigen 
Erfahrungen an der Zentralstelle stets in  ausgezeichneter 
W eise bew ältig t. Ih m  is t wesentlich die Aufgabe zuge­
fallen, die er m it bestem G elingen und E rfo lge  gelöst hat, 
während der letzten unruh igen Jahre die preußische Justiz­
verw altung zu vertreten und in  W irk lic h k e it zu verwalten.

D ie dornenvolle und o ft undankbare Aufgabe, während des 
Ansturm s der letzten Z e it die R ich te r und Staatsanwälte in  
Schutz zu nehmen gegen m eist gehässige, durch nichts 
begründete A ng riffe  in  einem großen T e il der Tagespresse 
und im  preuß. Landtage, hat er m it Ruhe und Sachkunde 
zu lösen versucht. D er deutsche Richterstand hatte in  ihm  
einen w ohlw o llenden, abgeklärten V ertre te r gefunden. 
W enn F ritze  demnächst nach lang jähriger W irksam ke it auf 
G rund des bedauerlichen Altersgrenzengesetzes ausscheidet, so 
fo lg t ihm  der Dank der preuß. Justiz in  den w ohlverd ienten 
Ruhestand nach, und die H o ffnung  darf damit verbunden 
werden, daß der m it so hingehender K ra ft allezeit tä tig  
gewesene maßgebende V ertre te r der preuß. Justizverwaltung 
lange glückliche Jahre im  Ruhestande finden m öge! —  
Sein Nachfolger als Staatssekretär im  preuß.Justizm inisterium, 
H ö l s c h e r ,  wurde 1919 zum Kammergerichtsrat, 1921 z. 
hauptamtlichen M itg lie d  der Justizprüfungskommission, 
1923 zum M in is teria lra t im  preuß. F inanzm inisterium  und 
1925 zum Vizepräsidenten des preuß. Juristischen Landes­
prüfungsamts ernannt. E r hat sich stets als ein he rvo r­
ragend tüchtiger Juris t bewährt. —  D er Präsident des 
Juristischen Landesprüfungsamtes S t e u b e r ,  B e rlin , tr itt, 
nachdem er am 1. Okt. die Altersgrenze erreicht, in  
den Ruhestand. E r gehörte dem preuß. Justizm inisterium  
seit 1904 als vo rtr. Rat an, seit 1905 der Justizprüfungs­
kommission, seit 1921 als deren Präsident. D e r Dank fü r 
seine langjährige W irksam ke it im  Interesse der preuß. 
Justiz und der heranwachsenden juristischen Jugend fo lg t 
ihm  in  den w ohlverd ienten Ruhestand nach. —  Zu seinem 
Nachfolger wurde ernannt: M inisteria lrat,Geh. JR. S c h w i s t e r ,  
und zum Vizepräsidenten des Landesprüfungsamtes: M in iste­
ria lra t, Geh. JR. D r. S a t t e l m a c h e r .  D er neue Präsident 
Schwister w ar frühe r O LG R . in  Düsseldorf, bis er i. J. 1920 
als vo rtr . Rat in  das Justizm inisterium  ein trat. E r  w ar lange 
M itg l. der Prüfungskom mission, deren Le itu ng  ihm  nun 
übertragen ist. Sein S te llvertreter Sattelmacher war seit 1919 
vo rtr. Rat im  Justizm inisterium . Auch er hat sich um die Fragen 
des juristischenNachwuchses und der Prüfungsangelegenheiten 
besondere Verdienste erworben. D ie  neuesten Ergebnisse 
aus lang jähriger E rfahrung hat er v o r kurzem in  seinem 
interessanten Aufsatz: „D ie  Ergebnisse der 1. juristischen 
P rü fung  i. J. 1926“ , S. 969 d. BL, fü r die weitesten K re ise 
niedergelegt. —  Ernannt wurden ferner im  preuß. Justiz­
m in is te rium : zu M in is teria lrä ten die Oberjustizräte H e r w i g  
und Dr .  W i r t h  und der H ilfsa rbe ite r im  Justizm inisterium  
K G R . S o e l l i n g ;  I .  S tAnw. D r. H e r r m a n n  u. L G R . D r. 
K r i e g e ,  B erlin , zu OberJustRäten u .L G R .R ie  tz  sc h ,  B e rlin , 
z. Ju s tR .; zum Präsidenten des O LG . K ie l:  M in is te ria lra t im  
Justizm inisterium  D r. K u h n t ;  zum Sen.-Präs. b. K G . K G R . 
T r o s t ,  hauptamtl. M itg l. d. Jur. Landesprüfungsamts, zum 
Generalstaatsanwalt b. O LG . N aum burg: Oberstaatsanwalt 
D r. B e c k e r ,  der V ors, der V ere in igung  Preuß. Staats­
anwälte, F ran k fu rt a. M ., zum Generalstaatsanwalt b. O LG . 
M arienw erder: Oberstaatsanwalt W i c h m a n n ,  Essen. —  
D er, insbes. durch den R uh r- und den Rouzierprozeß als 
deutscher Staatsvertreter verdiente O LG R . D r. F ü h r ,  F rank­
fu rt a. M ., b isher b. Reichsm inisterium  fü r  die besetzten 
Gebiete beschäftigt, und L G D ir . D r. S c h e t t e r ,  das be­
kannte Zentrum sm itg lied des Reichstages, K ö ln , wurden 
z. Senatspräsidenten b. O LG . Düsse ldorf ernannt. —'  
E ine der w ichtigsten Stellen in  der preußischen Justiz 
w ird  am 1. Okt. neu besetzt w e rden : Am tsgerichtspräsident 
D r. L i e b e r  von  B e rlin -M itte  tr it t,  ebenfalls auf G rund 
des Altersgrenzengesetzes, in  den Ruhestand. M it ihm  
scheidet e in ungew öhnlich begabter Juris t und Verw a ltungs­
beamter aus. Sein Nachfolger w ird  A m tsgerich tsd irekto r 
W i n t e r ,  Charlottenburg. Das A G . B e rlin -M itte  is t das 
größte deutsche Am tsgericht. N ich t w en iger als etwa 
V5 sämtlicher Rechtsangelegenheiten Preußens werden v o r  
diesem Gerichte verhandelt. In  ih m  sind fast 250 R ich te r 
beschäftigt m it einem Büropersonal von  über 2200 P er­
sonen. D er tägliche Brie fe ingang beträgt etwa 36 000 Post­
stücke, ein Beweis fü r  die erforderliche U m sicht und T a t­
kraft, der sich gewiß der neue AG R.-Präs, ebenso gewachsen 
zeigen w ird , w ie  dies seinem Am tsvorgänger nachgesagt 
werden kann. —  Ferner t r i t t  Staatssekretär im  preuß. 
M in is te rium  f. Handel u. Gewerbe D ö n h o f f  am 1. Okt.
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m  den Ruhestand. Sein N achfolger w ird  M in is teria ld irek to r, 
W irk l. Geh. OberRegRat D r. v o n  S e e f e l d .  —  Oberlandes­
gerichtspräsident i.  R . D r. B e s t ,  Darmstadt, beging am 
16. Juni sein goldenes D okto rjub iläum . W ir  verweisen 
auf die eingehende Schilderung seines Lebensganges S. 100, 
1916 d. B l. und auf die zahlreichen Verdienste, die sich 
Best durch seine wissenschaftlichen A rbe iten  erw orben hat. 
}V ir  begnügen uns heute, festzustellen, daß er, seitdem er 
!■ J. 1924 M itg lie d  des Reichstages wurde, eine der be­
kanntesten Persönlichkeiten im  Reichsparlament geworden 

I Ist» bes. durch seine unermüdliche W irksam ke it i.  S. der 
Aufwertungsfragen. —  Geh. JR., P ro f. D r. S t a m m l e r ,  
B erlin , fe ie rt am 26. Ju li sein goldenes D okto rjub iläum . 
Erst anläßlich seines 70. Geburtstages, am 19. Febr. 1926, 
haben w ir  ihm  aus der Feder seines Berufskollegen, des 
Geh. Rates, P ro f. D r. E rnst Heymann, 1926, S. 291 warme 
W orte  höchster Anerkennung und des Dankes w idm en 
lassen können. Heute w o llen  w ir  aus Anlaß des goldenen 
D oktorjub iläum s von Stammler nu r die schönen W orte  
erneuern, die Heym ann ihm  do rt gewidmet hat: „D ie  
Wuchtigen W erke  Stammlers haben epochemachend ge­
w irk t. W ir  wünschen ih rem  ge istvo llen, aus tiefstem 
P flich tgefüh l heraus arbeitenden Schöpfer noch recht lange, 
glückliche Schaffensjahre —  ihm , der B e rlin e r Juristen­
fakultät und der Rechtswissenschaft der W e lt ! “ —  Geh. 
JR. D r. W i l d h a g e n ,  Le ipz ig , w ird  am 19. Ju li 70 Jahre 
alt. In  W ildhagen verehrt der deutsche Juristenstand eine 
Persönlichkeit von besonderem Range. E r  gehört zu 
den angesehensten Rechtsanwälten am RG ., is t e iner der 
Besten Kenner des Rechtes, insbes. auf dem Gebiete des 
geistigen und gewerblichen Rechtsschutzes; die W issen­
schaft hat er durch vie le w ertvo lle  Schriften, V orträge  
and Abhandlungen bereichert und gefördert. E ine glänzende 
Beredsamkeit, die vo llste Beherrschung auch des schwie­
rigsten Rechtsstoffes, tie fg ründ ige  K enntn is  selbst der tech­
nischen Fragen auf dem Gebiete des Patentrechts zeichnen 
diesen tre fflichen  Juristen und Charakter aus. D e r Deutsche 
Juristentag schätzt ih n  seit langem als M itg lie d  der Ständigen 
Deputation, seit Jahrzehnten is t er eine der markantesten 
Erscheinungen auf diesen Tagungen. W ir  grüßen Geh. Rat D r. 
”  ildhagen zugleich als unseren M itherausgeber und wünschen 
rinn, daß ihm  seine unerschöpfliche A rbe itskra ft, seine 
Jugendfrische und seltene T a tkra ft noch lange Jahre er­
halten bleiben, n ich t nu r fü r  seine umfangreiche Tätigke it 
als Rechtsanwalt am höchsten Gerichtshof, als Gutachter 
l!nd Schiedsrichter, sondern auch im  Interesse der Rechts­
entw icklung und des deutschen Juristenstandes! —  Geh. 
JR- D r. O b  e r n e c k ,  B e rlin , beg ing am 26. Jun i die seltene 
. eie r seines 50jährigen D ienstjubiläum s. Obernecks Name 
lst untrennbar m it der Rechtspflege und Rechtswissenschaft 
Verbunden. E r hat sich in  seiner segensvollen Tätigke it 

le höchste Anerkennung der Rechtsuchenden w ie  seiner 
Berufsgenossen erworben. Auch im  Schrifttum  hat er sich 
durch seine tie fgründ igen W erke über Grundbuchrecht, 
fre iw illig e  Gerichtsbarkeit und Notariatsrecht, die eine 
uhrende S te llung erlangt haben, einen bleibenden Namen 

geschaffen und damit das Ansehen der gesamten A nw a lt­
schaft und des Notariatsstandes erhöht. D e r Deutsche 
'o ta rve re in  verehrt in  ihm  die führende K ra ft, die Z e it­
schrift dieses Vere ins ih ren  richtunggebenden Herausgeber, 
jld g e  es auch diesem hochverdienten Manne vergönnt sein, 

u  gleicher Schaffensfreudigkeit noch lange seiner Tätigke it 
“p1 walten und seine wissenschaftlichenArbeiten f  o rtzu führen ! — 

Ju li fe ierte JR. E d u a r d  G o l d m a n n ,  B e rlin , sein 
7° denes Am tsjubiläum . D er Jub ila r gehört zu den ve r- 

lentesten B erline r Rechtsanwälten; er war lange Z e it Vors. 
es B erline r Anw altvere ins und hat sich auch schrift­
ellerisch vielfache Verdienste erworben. Sein in  Verb.

. 1 JR. L ilie n th a l herausgegebenes „B G B ., systematisch 
^ g e s te l l t “ , seine M ita rbe it am „Form u la rbuch  fü r  die 
bek^ ' ® eidcBtsbarkeit“  und seine zahlreichen Aufsätze sind 

annt. N ich t m ehr ganz gegenwärtig aber w ird  v ie len 
lsten sein, daß Goldmann w ertvo lle  V orträge  zur E in - 
rung  des BG B. um die Jahrhundertwende gehalten hat, 

^  von zahlreichen Anwälten, R ichtern und hohen Be- 
ea Besucht waren und wesentlich zur schnellen E in - 
rung  des BGB. in  die Praxis gedient haben. —  Aus

Anlaß des 50 jährigen Bestehens des Reichspatentamtes 
wurden von der B e rline r U n iv . zum D r. rer. po l. h. c. 
ernannt: der Präsident des Patentamtes v o n  S p e c h t  und 
M in is teria ld irek to r i. Reichsjustizm inisterium  O e g g, B e rlin . —  
D er bekannte Romanist, P ro f. D r. W l a s s a k ,  W ien , M itg l. der 
Akademie der W issenschaften, beging sein 50 jäh rigesD okto r- 
jub iläum . D ie  W issenschaft verdankt dem hervorragenden 
Gelehrten eine große Reihe ausgezeichneter Schriften. —  
Aus Anlaß der 200-Jahrfeier der U n iv . Innsbruck wurden 
zum D r. ju r. h. c. ernannt: P ro f. D r. C a s s e l ,  Stockholm, 
Geh. RegR. P ro f. D r. H e r k n e r ,  B e rlin , H o fra t, P ro f. 
D r. R e d l i c h ,  W ien , Präsident der Akademie der W issen­
schaften; zum Ehrendoktor der Staatswissenschaften: Geh.JR., 
P ro f. D r. J u n g ,  M arburg, und Geh. RegR., P ro f. D r. S c h u l t e ,  
Bonn, M in is ter und Präsident des Bundesamtes fü r  Sta­
tis tik  a. D . P ro f. D r. M a t a j a ,  W ie n ; zum D r. ph il. h. c .: die 
Rechtshistoriker P ro f. D r. v o n V o l t e l i n i ,  W ien , und Prof, 
i. R . D r. v o n  Z a l l i n g e r ,  Salzburg. —  Geh. Rat, P ro f. 
D r. M e n d e l s s o h n  B a r t h o l d y ,  Ham burg, is t von  der 
H a rva rd -U n ive rs itä t* in  Cambridge, der ältesten U n ivers itä t 
der V e r. Staaten, zum Ehrendoktor ernannt w orden. —  D er
I .  Vorsitzende des Deutschen Vereins fü r  den Schutz des 
gewerblichen Eigentums, Patentanwalt M i n t z ,  beging am 
9. Ju li seinen 60. Geburtstag. D e r Jub ila r hat sich sowohl um 
diesen V ere in  w ie um die Fragen des gewerblichen Rechts­
schutzes und Urheberrechts vielfache Verdienste erworben.
—  D er um die juristische L ite ra tu r verdiente Inhaber von
J. Schweitzer Verlag, München, und H . W . M ü lle r V e rla g : 
A r t h u r  S e l l i e r ,  München, einer der ältesten juristischen 
V erleger Deutschlands, beging am 1. Ju li sein 50 jähriges 
Berufsjubiläum . —  D e r frühere Unterstaatssekretär im  Reichs­
w irtschaftsm in isterium , W irk l.  Geh. Rat D r. C a s p a r ,  is t im 
A lte r von  fast 78 Jahren gestorben. E r hatte hervorragenden 
A n te il am Aufbau der sozialen Gesetzgebung, besonders der 
A rb e ite r-u . Angestelltenversicherung. Sein Name w ird  m it der 
Sozialversicherungsgesetzgebung allezeit verbunden bleiben.
—  Im  A lte r  von  7 7 J  ahren verstarb Geh. JR. D r . K r o n e c k e r ,  
W am gau, der frühe r lange Jahre eines der befähigtsten und 
maßgebendsten M itg liede r des Strafsenats am K G . war. Seine 
A rbe iten  auf v ie len Gebieten des Strafrechts und zum neuen 
StrGB. haben stets gezeigt, daß er tiefgehende wissenschaft­
liche Kenntnisse m it reichen praktischen Erfahrungen zu ve r­
binden wußte. A lle  seine A rbe iten  zeichneten sich durch be­
sondere Gewissenhaftigkeit und G ründ lichke it aus. E r w ar e in  
e ifrige r M itarbe ite r an fast a llen krim inalistischen Fachblättem  
und lang jähriger Berichterstatter unserer DJZ. fü r die Entsch. 
des K G . D e r Verstorbene konnte noch seinen 75. Geburtstag 
und sein goldenes D okto rjub iläum  schaffensfreudig begehen 
und hatte sich auch noch im  vo rigen  Jahre an den beiden 
Kongressen in  Bonn ( IK V .)  und K ö ln  (Juristentag) mit. 
E ife r und Interesse be te ilig t. Seine W irksam ke it fü r  Praxis, 
und W issenschaft sichert dem gütigen Manne ein treues 
Gedenken w e it über das Grab hinaus. —  JR. G e o r g  M a n - 
k i e w i t z ,  B erlin , hervorragendes M itg lie d  des Vorstandes- 
des B erline r Anwaltvere ins, hochgeschätzt als A nw a lt un d  
Mensch, is t gestorben.

K rim inal-A rch iv .
Bearbeiter: R egierungsd irektor D r. H a g e m a n n ,  

Po lize ipräsid ium  B erlin .
U m  nach M ög lichke it dem Strafvollzüge einen er­

ziehlichen E in fluß  zu sichern, der n u r auf e iner Kenntnis- 
der Persönlichkeit sowie der Tat und der sie begleitenden 
Umstände beruhen kann, schreibt die A V . des pr. JustMin.. 
v. 31. M ai 1927 (JMB1. S. 181) vo r, den Gefangenenanstalten,, 
be i denen Freiheitsstrafen von m ehr als 6 Monaten verbüßt 
werden sollen, wenn irgend  m öglich  eine vollständige- 
U rte ilsabschrift zu übersenden.

D ie  Fälle unrechtm äßiger Inanspruchnahme der 
Erwerbslosenfürsorge häufen sich in  erschreckender 
W eise. D urch  B etrug und Urkundenfälschung w ird  vielfach 
versucht, e iner Unterstützung te ilha ftig  zu werden. Bei-, 
der großen sozialpolitischen Tragweite der Erwerbslosen­
fürsorge is t die Gefahr des Einreißens von  Mißbräuchen! 
besonders groß. D ie  A V . des pr. JustM in. v. 8. Jun i 1927/
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(JMB1. S. 185) weist daher die Strafvollstreckungsbehörden 
an, auf eine der Bedeutung der Tat entsprechende Be­
strafung h inzuw irken.

D ie  Zentralpolizeistelle zur Bekämpfung des in te r­
nationalen Mädchenhandels in  B e rlin  (Landeskrim ina l- 
polizeiam t) hat dem V ö lke rbund  jährlich  einen Berich t 
über alle den Mädchenhandel betreffenden Fragen zu er­
statten. Sämtliche preuß. Polizeibehörden sind nach Maßgabe 
eines Fragebogens zur Auskunftserte ilung an das L K P -A m t 
aufgefordert (R dE rl. p r. M . d. I .  v . 31. M ai 1927. MB1. 
i.  V . S. 587).

Be i der Ausführung des Runderlasses des pr. M in . d. I .  
v. 23. Juni 1925 (MB1. i. V . S. 721) über die Bekämpfung  
anstößiger Schriften im  Straßenhandel ergeben sich ve r­
schiedene Zweifelsfragen, zu denen ein U rte il des K G . v. 
30. Juni 1926 eingehend S tellung n im m t. Besonders zu 
erwähnen is t die einschränkende Auslegung des Begriffs  
„ fe ilb ie te n “ , nach dem positive, zum K au f anregende Hand­
lungen e rfo rdert werden. Dadurch w ird  die M ög lichke it 
eines Einschreitens der Strafverfo lgungsbehörden wesentlich 
eingeengt; können sie danach doch n ich t einschreiten, so­
lange n ich t der Straßenhändler „durch W b rte , verständliche 
Zeichen oder ein sonst die Aufm erksam keit des Publikum s 
absichtlich erregendes Benehmen zum K au f der D ruck­
schriften aufgef ordert ha t“ . Präventivmaßnahmen der 
Sicherheitspolizei werden m it Rücksicht auf die Preßfre iheit 
fü r  unzulässig erklärt. Ob diese ju ristisch sicherlich unan­
fechtbaren Ausführungen dem Sinn einer gesunden Be­
kämpfung von  Schund und Schmutz gerecht werden, ist 
zweifelhaft. Es scheint so, als ob die H erste lle r der in  allen 
Lagern  gleichmäßig veru rte ilten  Schmutzschriften die N utz­
nießer dieses Ergebnisses einer allzu begriffs ju ristischen 
Auslegung sein werden.

S p r e e h s a a l .
„Vom Leben getö te t.“ D e r Strafprozeß gegen Frau 

K o l o m a k  is t keineswegs von  der Bedeutung, w ie  die 
Zeitungen und, dadurch irrege führt, das b re ite  P ublikum  
ih n  ansahen. Kam  schon die Herausgabe des Buches dem 
Sensationsbedürfnis des Publikum s entgegen —  vg l. das 
„Tagebuch einer V e rlo renen “ — , so haben die Zeitungen 
m it spaltenlangen Berichten der Lust der Menge an solchen 
D ingen w ill ig  gefrönt. V ie lle ich t am bemerkenswertesten, 
w e il n ich t ohnepsychologischesInteresse.istd ieBeobachtung, 
daß h ie r die F rau eines Schusters von einer A r t  psychischen 
Zwangs zu schöpferischer schriftste llerischer T ä tigke it er­
g riffe n  worden ist, sodaß während des Schaffens ih r  Buch, 
aus D ich tung  und W ahrhe it gemischt, w ie  von  selbst wuchs, 
e in  Seelenzustand, der von  den D ich te m  häufig  be­
schrieben und von  S t r i n d b e r g  sehr charakteristisch m it 
den zwei W o rten : „Es schre ib t“ gekennzeichnet worden 
ist. D ie  Gestalten bekommen gleichsam selbst Leben. 
Aus dürftigen Anfängen eines Tagebuchs der verstorbenen 
T och te r schafft die M utte r, tie f e rg riffen  von  dem Schmerz 
um  den V erlus t, das B uch ; ob sie auch den äußerst 
geschickten T ite l ersonnen hat, is t m ir  n ich t bekannt. Solange 
das Tagebuch in  einigen Schreibmaschinen-Abschriften 
w enigen zugänglich w a i, erregte es durch diesen äußeren 
Zustand und seinen In h a lt Teilnahm e; die ersten Leser 
haben auch sicher n ich t bezweifelt, daß es von  der Tochter 
selbst verfaßt und die Schilderungen w ahr seien. F ü r den 
seelischen Zustand der Verfasserin in  jener Ze it is t auch 
ih r  damaliger U e b e rtr itt zum anderen (katholischen) Glauben 
kennzeichnend.

Aus dem D unke l des engen Leserkreises t r i t t  das 
Buch, von  M ater Igna tia  le ich t überarbeitet, im  Herderschen 
Verlage in  F re ib u rg  i.  B. an das L ic h t der O effen tlichke it 
und —  erweist sich in  dieser H elle  ohne weiteres als 
lite ra risch  und künstlerisch w ertlos. D ie  Verfasserin  war 
weder fäh ig, w irk lic h  künstlerisch zu gestalten, noch über­
haupt imstande und geschult, ih ren  Gedanken lite rarisch 
w ertvo lle  F orm  zu geben. Das Buch erhebt sich n ich t über 
eine sehr n iedrige Stufe schriftste llerischen Erzeugnisses 
und trägt deutlich die Zeichen der Nachahmung gering­
w e rtige r L ite ra tu r.

Ih re  Schriftste llere i w ird  der Verfasserin zum V e r­
hängnis. D ie  O ertlichkeit, aus dem Buche entfernt, w ird  
unschwer w iedergefunden, die schweren Anschuldigungen 
gegen bremische Behörden und Aerzte zwangen zur U nte r­
suchung, und diese erg ibt, w ie  festgestellt, die vö llige  
G rund losigke it der Beschuldigungen, fü h rt nun aber zur 
Anklage gegen die Verfasserin wegen Kuppele i. Dabei kom m t 
nach dem U rte il der 1. Instanz v o r allem  die F reund in  der 
Tochter, eine auf einer v ie l tieferen Stufe stehende D im e  
(„T ru d e “ ), in  Betracht, aber doch auch die Tochter selbst. 
H ie r  e rg ib t sich kein anderes B ild  als das le ider häufige, 
daß ein ursprüng lich  liebenswertes, hübsches Mädchen 
auf die schiefe Bahn gerät, n ich t genügend bewacht von 
einer auf die Toch te r e itlen und allzu nachsichtigen M utter, 
der die Zügel n ich t nu r schließlich v ö llig  entgleiten, sondern 
die endlich „aus E igennutz“  handelt, w obei fre ilich  wesent­
lich  die „T ru d e “ in  Frage komm t, jedoch auch die eigene 
Tochter. H ie r  bietet der F a ll weder ju ris tisch noch sonst 
Besonderheiten. Solche Fälle sind le ider a lltäglich.

Das Buch w ird  n ich t w e iter erscheinen. Ob es von 
dem Gesetz über die Schund- u. Schmutzschriften betroffen 
sein würde, mag also auf sich beruhen. D e r Schaden, den 
solche Bücher stiften, lie g t zutage. D ie  politische Presse, 
die in  den eingehendsten Berichten schwelgte, w ird  von  
dem Gesetz n ich t betroffen. Sie hat um so mehr die v o r­
nehme P flich t, in  solchen D ingen zurückhaltend zu sein 
und ih re  Leser m it besseren M itte ln  anzuziehen. H at doch 
auch sie zu einem sehr erheblichen Te ile  die Schuld an 
der sog. „V ertrauenskrise“ . Denn alles, was diese nährt, 
is t sensationell und der Menge w illkom m en. D er „F a ll 
K o lom ak“ is t ein Beispiel dafür, w ie  sich die Presse n icht 
verhalten sollte.

Senatspräsident D r. G r i s e b a c h ,  Ham burg.

Staatsanw altschaft und Krim inalpolizei in Baden.
A u f S. 519 d. B l. w ehrt sich Generalstaatsanwalt D r. H a f n e r , 
Karlsruhe, gegen die vom  R egierungsdirektor D r. H a g e ­
m a n n  in  seinem „N achw ort zur Polizeiausstellung“ S. 1629, 
1926 d. B l. an der badischen Organisation geübten K r it ik .  
D a das von  D r. Hagemann ausgesprochene U r te il von allen 
krim ina lpo lize ilichen  Fachleuten geteilt w ird , dürfen die 
D arlegungen des Generalstaatsanwalts D r. H a f n e r  n ich t 
unw idersprochen bleiben.

Es könnte fast genügen, auf meinen im  Auszug auf
S. 38 d. B l. gebrachten V o rtra g  beim  Internat. P o lize i­
kongreß in  B e r l in : „D ie  S tellung der K rim ina lpo lize i im  
S trafverfahren“  zu verweisen, in  dem auch die badischen 
Verhältnisse gestre ift werden. Gewiß hat das badische 
System m it seiner Ang liederung  von  K rim inalbeam ten an 
einzelne (be ile ibe n ich t an a lle) Staatsanwaltschaften seine 
großen Vorzüge —  gehabt, und ich  habe an anderer Stelle 
hervorgehoben, daß die badischen Oberstaatsanwälte sich 
in  w e it höherem Maße als anderswo m it krim ina lpo lize ilichen 
Spezialfragen, w ie Erkennungsdienst, K rim ina ltechn ik  usw. 
befaßt haben, und D r. H a f n e r  selbst is t ein glänzendes 
Beispie l dafür. A lle in  schon die Schaffung eines badischen 
Landespolizeiamts und die in  letzter Ze it erfo lgte E rrich tung  
von dessen Außenstellen deuten darauf h in, daß man auch 
in  Baden die Errungenschaften der modernen K rim in a l­
po lize i auf einem andern W eg  sich zu eigen machen mußte. 
Man hätte v ie lle ich t daran denken können, fü r  die „Gebiete, 
die nu r zentral bearbeitet werden können“ , dem General­
staatsanwalt ein Landeskrim inalam t anzugliedern; dies wäre 
aber aus organisatorischen und Zuständigkeitsgründen und 
w e il es sich auch vie lfach um präventive T ä tigke it handelt, 
a llerdings ein U n d in g  gewesen. Nachdem aber im  „Landes­
polize iam t der ganze erkennungsdienstliche und zentrale 
Fahndungsapparat zusammengefaßt is t, und die Beamten 
des Landespolizeiamts und seiner Außenstellen auch bei 
den E rm ittlungen in  E inzelfä llen m itw irken , w o besondere 
krim inaltechnische H ilfsm itte l und krim inaltechnisch ge" 
schulte Beamte erfo rderlich  s ind “ , nachdem fe rner die bei 
den Polize iäm tem  bestehende „Fahndungspolizei der (bei 
einem T e il der Staatsanwaltschaften bestehenden) K rim in a  
po lize i eine Menge A rb e it abgenommen hat und die hoc s 
erwünschte Vorschule fü r die künftigen K rim ina lpo lize i
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beamten b ild e t“ , und auch die staatsanwaltschaftliche 
K rim ina lpo lize i d ienstpolizeilich den Polizeiäm tern bzw. 
dem M in is terium  des In n e rn  unterste llt is t, verm ag ich 
Dicht einzusehen, welche V o rte ile  aus dieser Zersp litte rung 
der krim ina lpo lize ilichen Tätigke it erwachsen sollen. Jeden­
falls können bei solcher Organisation nicht le ich t Spezialisten 
ausgebildet und an der E rfahrung praktischer Fälle heran­
gezogen werden, die dem ganzen Lande zugute komm en; 
und es en tfä llt die M ög lichke it der Verwendung qua lifiz ie rte r 
m ittle re r Beamter, denen nach Anweisung des zuständigen 
Staatsanwalts, dessen Person vielfachem  Wechsel unterlieg t 
und dem o ft die krim ina lpo lize iliche fachliche E rfahrung 
mangelt, die E inze lerm ittlungen obliegen. Dazu kom m t 
die Beschränkung der Zuständigkeit der badischen K r im in a l­
polizei auf den Landgerichtsbezirk oder nu r auf eine einzelne 
Stadt, während man im  übrigen  nu r auf Landjägertä tigke it 
angewiesen ist. Ich  glaube, daß Baden, das m it Schaffung 
des Landespolizeiamts A  gesagt hat, über kurz oder lang 
auch B sagen muß, indem  es sich der allm ählich im  ganzen 
übrigen Deutschland getroffenen O rganisation der K r im in a l­
polizei anpaßt, w ie  es dies auch hätte tun  müssen, wenn 
das Reichskrim inalpolizeigesetz in  K ra ft getreten wäre. 
Inzwischen hat auch Baden die Deutsche K rim ina lpo lize iliche  
Kom mission, die die badische Organisation in  der Tat als 
eine Anom alie betrachtet, anerkannt und seinen führenden 
Rolizeifachmann in  diese abgeordnet.

Polizeipräsident K l a i b e r ,  Stuttgart.

Blutschande bei ehelichem Geschlechtsverkehr 
Zwischen Verschwägerten. U nte r dieser U eberschrift 
K t in  der Jur. W och. 1927, 1209 ein U r te il des 1. Straf­
te n . des RG. verö ffentlich t. D er Angeklagte und seine 
ebenfalls angeklagte Ehefrau (m it deren M utte r er früher 
verheiratet w ar) haben, da sie die zwischen ihnen standes­
amtlich geschlossene Ehe fü r  rechtsgültig  hie lten, in  Ge­
schlechtsgemeinschaft gelebt. D ie  Staatsanwaltschaft erhob 
Anklage aus § 173 Abs. 2 StrGB., wonach „de r Beischlaf 
zwischen Verschwägerten auf- und absteigender L in ie , 
sowie zwischen Geschwistern m it Gefängnis bis zu zwei 
Jahren bestraft w ird “ . Das Schöffengericht hat die A n ­
geklagten freigesprochen, w e il die Ehe tro tz  des Ehehinder- 
msses bis zu ih re r  N ich tigke itse rk lä rung  w irk lich  bestehe 
üjtd demgemäß der Geschlechtsverkehr m it der Stieftochter 
m cht strafbar sein könne. Dieses U r te il wurde in  der 
KV isionsinstanz aufgehoben: D ie  F reisprechung beruhe 

auf Rechtsirrtum . D e r § 173 Abs. 2 StrGB. setze n icht 
m e h r  voraus, als ein V erhä ltn is  der Schwägerschaft 
aaf- und absteigender L in ie : „Daß eine Ehe besteht, is t 
ohne Belang und macht die H andlung n ich t straflos.“ „D ie  

^geklagten haben die Tatsache, auf die es a lle in  ankam, 
Dämlich das Bestehen des Schwägerschaftsverhältnisses, 
gekannt. D am it is t der Vorsatz der Tat begründet. D er 
DDrtum strafrechtlicher A r t  macht die T a t n ich t s traflos.“ 
j-. Diesem U rte il is t n ich t zuzustimmen. D e r angeklagte 

bemann lebte m it seiner F rau in  behörd lich  sanktionierter 
ebensgemeinschaft, wurde also durch die Organe des 
ochtsstaates dazu angehalten, die durch das W esen der 
he gebotenen P flich ten  zu erfü llen. H in te rhe r schleppen 

“ hdere Organe desselben Rechtstaates diesen Ehemann 
p  st seiner „M ittä te r in “ auf die Opferbank des form alen 

aragraphen-Gerüstes, als „blutschänderische“ Brecher der 
echtsordnung! Im  erstinstanzlichen U rte il w ird  den Ehe- 

£ .  b  bescheinigt, ih r  Verha lten sei e inwandfre i gewesen. 
“ • is t die Auffassung des Juristen, der küh l auf seiner 
ia curulis saß, in  pflichtgemäßer A m tlich ke it den F a ll 

^ , u lenh, also ohne die v ie lfä ltigen , nach Sachlage geradezu 
j  erw DWgenden Verführungen, die den angeklagten Ehe-

den Schein der Rechtmäßigkeit ih res Tuns v o r-  
gaukelten.
jm  ^ er. Satz von  der Be lang los igke it des Strafrechts- 

ums is t ke in Selbstzweck, er darf n ich t zu S innw id rig - 
n J ?b lüh ren : W e r der M einung ist, daß man eher die —
.__C, blutsverwandte —  Stieftochter heiraten darf als die
dadi u*sverwandte •—  N ichte, und w er in  dieser M einung 
g e t Q . bestärkt w ird , daß der Standesbeamte die Geschlechts- 
haltp61118̂ ^  stab ihert, dem kann man schwerlich entgegen- 

b> er habe „den Vorsatz der T a t“ gehabt. Diese

Argum entation wäre nu r zutreffend, wenn von jedem V o lks ­
genossen ohne weiteres verlangt werden könnte, daß er 
„das Bestehen des Schwägerschaf tsverhältnisses“ in  die 
dem RG. r ich tig  erscheinende Beziehung dazu setzt, daß 
„d ie  Ehegatten einander zur Geschlechtsgemeinschaft ve r­
p flich te t s ind.“

D ie  außerordentliche Strenge, m it der das RG. den 
§ 173 Abs. 2 auslegt, w obei „be lang los“ sein soll, ob 
„eine Ehe besteht“ , is t um so weniger gerechtfertigt, als 
o h n e  die das Schwägerschaftsverhältnis begründende 
frühere Ehe eine Strafbarkeit der beiden Angeklagten gar 
n ich t in  Frage käme: W e r auß e rehe liche  Beziehungen 
zu der M utte r e iner Tochter gehabt hat und dann auch 
m it l e t z t e r e r  Beziehungen anknüpft, verstößt n ich t gegen 
§ 173 Abs. 2 StrGB. U nd  schließlich: Peccatur extra 
m uros et in tra  auf dem Betätigungsfelde außerehelichen 
Verkehrs in  einem n ich t gerade unerheblichen Umfange. 
D ie  beiden Angeklagten aber mußten angeblich wegen 
ihres e h e l i c h e n  Verkehrs m it K rim ina ls tra fe  belegt 
werden: ius titia  est fundamentum regnorum !

Zu der Feststellung des Schöffengerichts, daß „d ie  
Angeklagten ih re  Ehe fü r  rechtsgü ltig  gehalten haben“ , 
sagt der Senat: „G le ichgü ltig  ist, ob die T rauung durch 
eine Täuschung des Standesbeamten h insichtlich  des be­
stehenden Ehehindernisses e r s c h l i c h e n  worden ist, oder 
ob die Ehegatten in  dieser Beziehung g u t g l ä u b i g  w aren“ . 
Man w o lle  sich klarmachen, um was es h ie r geht: In  
Unkenntn is der gesetzlichen Vorschriften heiratet jemand 
standesamtlich und k irch lich  (w om ög lich  sogar katholisch) 
seine Stieftochter. D e r Staat erzw ingt gegen den W ille n  
des Ehepaares (und der K irch e ) die N ichtigkeitserklärung. 
Is t es n ich t grausam, daß er fe rner durch seine Strafnorm  
(§ 173 Abs. 2 S trG B.) die Fortsetzung der Lebensgemein­
schaft verh indert? D er 1. Strafs. des RG. e rklärt, daß 
a u ß e r d e m  ( r ü c k w i r k e n d )  K r i m i n a l s t r a f e  eintreten 
muß. In  der Begründung heißt es: „E rlangen die Ehe­
gatten erst nach der Eheschließung K enntn is von  der 
Tatsache des bestehenden Ehehindemisses, so is t der Ge­
schlechtsverkehr strafbar, soweit er nach E rlangung jener 
Kenntn is  vo llzogen w urde .“ H iernach so ll also n ich t der 
Beischlaf als solcher strafbar sein, sondern die G e s i n n u n g ,  
in  der er ausgeführt w urde : Solange diese Gesinnung des 
Ehepaars untadelig  w ar in fo lge  seines Irrtum s über die 
G ü ltigke it der Ehe, so ll dieser Ir r tu m  rechtlich bedeutungs­
v o ll sein. Das kann nu r heißen: D ie  Ehegatten dürfen 
sich darauf berufen, daß ihnen nu r ih r  Verwandtschafts­
verhältn is bekannt war, n ich t aber dessen Charakter als 
Ehehindem is. U nm itte lba r anschließend aber sagt der Senat, 
es genüge fü r  die Strafbarkeit der Ehegatten, daß sie „das 
Bestehen des Schwägerschaftsverhältnisses gekannt haben“ . 
Man begre ift n icht, weshalb der Senat e rklärt, es komme 
auf den Zeitpunkt an, in  dem „d ie  Ehegatten K enntn is  von 
dem Bestehen des Ehehindemisses erlangen“ . Diese U n ­
stim m igke it is t fü r  die W issenschaft w en iger pe in lich  als 
fü r  die beiden V eru rte ilten , die an der Schlüssigkeit des 
höchstrichterlichen Gedankenganges insow e it interessiert 
sind, als es sich um ih r  Lebensschicksal handelt.

Das V o lk  hat e in feines G efühl fü r  Gerechtigkeit. 
Mag der einzelne noch so sehr ir re n : D ie  Gesamtheit der 
Volksgenossen i r r t  in  Fragen, die gefühlsmäßig erfaßt 
werden können, niemals. W bnn  der Tatbestand eines 
strafrichterlichen U rte ils  so einfach is t w ie  vorliegend, dann 
kann quivis ex populo ih n  überb licken, und die Oeffent- 
lichke it is t in  der Lage, eine vo llg ü ltig e  K r it ik  zu üben. 
Diese K r it ik  würde, wenn der Strafprozeß das Interesse 
w eiterer K re ise fände, verm utlich  dem 1. Strafs. des RG. 
entgegenhalten, daß sein Rechtsstandpunkt dazu angetan 
ist, schuldlose Menschen zur Verzw e iflung  zu treiben.

Es g ib t S tra frich ter, die in  allen Volksschichten ve r­
ehrt werden, w e il ih ren  U rteilssprüchen menschliches V e r­
stehen eine m itschw ingende Beseelung g ib t —  be i a ller 
Strenge und U n e rb ittlich ke it: N ih il humani a me alienum. 
Das h ie r besprochene U rte il w ird  n ich t vom  Zuge des N o t­
wendigen getragen. E igenartig  berührt auch die A rt, 
w ie  der Senat die F ü lle  der kontrastierenden Argumente 
beiseite schiebt, sowie die fast e inhe llig  entgegenstehende 
Lehrm e inung: E b e r m a y e r ,  F r a n k ,  K o h l r a u s c h ,  L o b e ,
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M i t t e r m a i e r ,  O l s h a u s e n ,  S c h w a r t z .  In  JW . 1927, 
1210 e rk lärt M i t t e r m a i e r  zu obigem U rte il, die Gegen­
überstellung von  z iv ilrechtlichem  und strafrechtlichem Irrtu m  
sei „gekünste lt und n ich t ve rw ertbar“ . Siehe auch die 
dankenswerte E rörte rung  von A l s b e r g  in  JW . 1922, 1025 
betr. angebliche Rechtsbeugung eines R ichters (der zu 
einem Jahre Zuchthaus ve ru rte ilt worden ist, obwohl seine 
Entscheidung m it dem m a t e r i e l l e n  Recht im  E inklang 
stand).

D ie  Befugnis des Staates, K rim ina ls tra fe  anzudrohen, 
geht nu r so w e it, als sie durch sinngemäße Erwägungen 
gestützt w ird . Eine Strafnorm , die diese Grenze auffä llig  
überschreitet, is t v o r  a lle r V e rn u n ft geächtet. W enn 
m e h r e r e  In terpreta tionen des Strafgesetzes denkbar sind, 
von  denen nu r e i n e  zu Ergebnissen füh rt, die sich m it 
dem gesunden Rechtsgefühl vereinbaren lassen, dann hat 
der R ichter dieser Auslegung den V orzug  zu geben. D er 

f  obige F a ll zeigt, w ie  schwach die Garantien sind, die jeden 
von  uns davor bewahren sollen, grundlos in  das zermalmende 
Räderwerk eines Strafverfahrens zu geraten.

Rechtsanwalt D r. A l f r e d  R o s e n t h a l ,  B erlin .

Das italienische Arbeitsrecht. U nte r diesem T ite l 
veröffentlichte R A . D r. v o n  H o f m a n n s t h a l  S. 375, 1927, 
einige Bemerkungen zumeinem  Berichte (S.730, 1926 d. B l.), 
die n ich t unbeantwortet b le iben sollen.

Ohne auf E inzelheiten eingehen zu w o lle n , bemerke 
ich, daß, während ich die juristischen Grundlagen des 
ita lienischen Gesetzes klarlegte, D r. v o n  H o f m a n n s t h a l  
das Gesetz vom  ökonom isch-politischen Standpunkte aus 
kommentierte. H ie r  genügt es, zu erklären, daß seine E r ­
wägungen unzutreffend sind, w ie  es die Zukunft beweisen 
w ird . E ine analytische W ide rlegung  würde heute vie le 
Seiten erfordern. Im m erh in  steht fest, daß keine in te r­
nationale Rechtsnorm  vo rlieg t, die durch das neue italienische 
Gesetz verle tzt ist, w ie  es v o n  H o f m a n n s t h a l  annimmt, 
ohne diese zu erwähnen. Ebenso is t die Behauptung zu 
bestreiten, daß m ein B erich t e iner Ergänzung bedürfe, w e il 
die italienische Regierung keine freie K r it ik  gestatte. K r it ik  
ita lien ischer Gesetze in  der fremden Presse unternehme ich 
grundsätzlich n ic h t ; nichts anderes is t der Grund, weshalb 
m ein B erich t keine K r it ik  enthält. Dazu kom m t., daß ich 
m ich absichtlich in  diesem Falle auf juristische Grundlagen 
des Gesetzes beschränkt habe, w e il m ein  Gebiet Recht, aber 
n ich t P o lit ik  is t, und sodann, w e il die politischen Fragen, 
die h ie r in  Betracht kom m en, sich n ich t n u r durch einen 
kurzen B erich t e rörtern  lassen. D ie  juristischen Grundlagen 
des Gesetzes sind eben d iejenigen, die ich  erwähnt hatte.

Rechtsanwalt Professor D r. G h i r o n ,  Rom.

Die Stellung des Kommissionärs und Agenten Im  
Steuerrecht. Im  Schrifttum  und in  der Rechtsprechung 
des Steuerrechts t r i t t  im m er m ehr die Tendenz hervor, das 
Steuerrecht als selbständige Rechtsmaterie von  z iv ilrech t­
lichen B egriffen  und Gedankengängen loszulösen. Ich  ve r­
weise hierzu auf den Berich t von  SenPräs. D r. B e c k e r  
anläßlich des 33. Juristentages über die E n tw ick lung  des 
Steuerrechts durch die Rechtsprechung in  „Steuer 
und W irtsch a ft“  (N r. 9 S. 13, 58). D a es an einem in  
sich geschlossenen System des Steuerrechts noch feh lt, is t 
es, w ie Becker betont, Aufgabe der Rechtsprechung, das 
Steuerrecht aus sich selbst heraus zu entw ickeln unter dem 
Leitgedanken der Selbständigkeit desselben und der grund­
sätzlichen Verschiedenheit zwischen z iv ilrech tlicher und 
steuerrechtlicher Anschauungsweise, D ieser Grundsatz der 
Selbständigkeit des Steuerrechts gegenüber dem Z iv ilre ch t 
is t auch b isher durch zahlreiche Entsch. des R F H . praktisch 
angewandt und fo rten tw icke lt worden.

E in  Beispie l is t die von der hergebrachten des H G B. 
abweichende Abgrenzung des Begriffs  Kom m issionär oder 
A gent vom  B e g riff E igenhändler, die der R F H . in  mehreren 
Entsch. fü r  das Steuerrecht aufgestellt hat. (Z . B. R F H . 
v. 7. M ai 1926 Bd. 19 S. 82). Kom m issions- bzw. A gen tu r­
vertrag  sind nach dem Handelsrecht in  ih ren  Merkmalen 
festumrissene Vertragstypen, und als Kom m issionär oder 
Agent im  Rechtssinne is t jeder zu betrachten, dessen Stel­

lung  sich in  den Rahmen des bestimmten Typs einordnen 
läßt. F ü r die steuerrechtliche Beurteilung is t aber nach 
Auffassung des R FH . n ich t diese rechtswissenschaftliche 
E inordnung, sondern die nu r die praktische Gestaltung der 
D inge berücksichtigende Verkehrsauffassung maßgebend. 
Nach der Verkehrsauffassung aber is t n ich t das Innen­
verhältn is eines Kaufmanns zu demjenigen, in  dessen 
Namen oder fü r  dessen Rechnung er handelt, dafür ent­
scheidend, ob er als Eigenhändler, Kom m issionär oder 
Agent anzusehen ist, sondern das A uftre ten des Kaufmanns 
nach außen seiner Kundschaft gegenüber. In  dem Falle, 
der dem U rt. Bd. 19 S. 82 zugrunde lag, handelte es sich 
darum, ob ein Bäckermeister, der neben eigenen Erzeug­
nissen in  seinem Laden auch von einer B ro tfabrik , bei der 
er noch zudem als Backmeister angestellt war, bezogenes 
B ro t verkaufte, als umsatzsteuerpflichtig fü r  alle Einnahmen 
anzusehen sei oder m it Rücksicht darauf, daß ein T e il der 
Geschäfte handelsrechtlich sich als Agenturgeschäfte dar­
stellte, von einem T e il der Einnahmen n u r die P rovis ion 
zu versteuern habe. D e r R FH . hat als das Entscheidende 
fü r  die steuerrechtliche Beurteilung h ingestellt, daß in  den 
Augen der Kunden die geschäftlichen Beziehungen des 
Bäckermeisters zu ihnen beim  V erkauf des von  der F abrik  
bezogenen Brotes die gleichen w ie beim  Verkau f der eigenen 
Erzeugnisse sind und die Kunden n ich t daran denken, zu 
dem h in te r dem Ladeninhaber stehenden L ie fe re r in  un­
m ittelbare Rechtsbeziehungen zu treten, selbst wenn im  
Laden ein Schild hängt, daß die Bäckerei fü r  denV erkau f 
von B ro t die Verkaufsstelle einer bestimmten L ie fe rfirm a  
ist. Solche H inweise auf den L ieferanten, am Laden eines 
K le inhändlers angebrachte F irm enschilder der liefernden 
F abrik  bzw. Großhändlers, sind —  w ie der R F H . bereits 
im  U rt. v. 4. Dez. 1925, V  A  289/25, ausgesprochen hatte —  
nach der Verkehrsauffassung nu r als Herkunftsbezeichnung 
der W aren zu betrachten und praktisch fü r die Frage, welche 
Rechtsbeziehungen zwischen Kundschaft und Ladeninhaber 
entstehen, bedeutungslos. Ebenso is t fü r  die steuerliche 
Beurte ilung unwesentlich, daß die L ie fe rfirm a  bei den 
öffentlichen Anpreisungen ih re r W are die einzelnen V e r­
kaufsstellen namhaft macht und die Kundschaft hieraus 
schließen kann, daß die von  der Verkaufsstelle bezogenen 
W aren fü r  fremde Rechnung umgesetzt werden, da auch 
hieraus nach A nsicht des R F H . n ich t geschlossen werden 
darf, daß Kundschaft und Erzeuger in  unm ittelbare recht­
liche Beziehungen treten wollen.

Auch in  der Abgrenzung des Kom m issions- vom  
Agenturgeschäft geht die Steuerrechtsprechung eigeneW ege. 
W ährend nach dem z iv ilrechtlichen B e g riff des A gentu r­
verhältnisses der A gent stets von  vornhere in  im  Namen 
des Geschäftsherm handelt, is t es steuerrechtlich zur A n ­
nahme eines Agenturgeschäftes n ich t erforderlich , daß der 
A gent den Namen des Geschäftsherrn dem anderen V e r­
tragste il so fort bekannt g ib t und das Geschäft von  vo rn ­
herein in  dessen Namen m it dem Vertragsgegner abschließt. 
Es genügt, daß der Vertragsgegner überhaupt weiß, daß 
der Geschäftsabschluß fü r einen D ritte n  e rfo lg t, wenn er 
auch dessen Namen n ich t kennt, so daß also nach steuer­
rech tlicher Auffassung ein Agenturgeschäft auch vo rlieg t, 
wenn die Parteien, zwischen denen das Geschäft ab­
geschlossen w ird , einander gar n ich t kennen (R FH - 
v . 7. M ai 1926, V  A  84/26.) D ies is t insbes. be i der U m ­
satzsteuer w ich tig , da der Agent nu r seine P rovis ion , del 
Kom m issionär die gesamten Einnahmen, auch die fü r  fremde 
Rechnung, als Eigeneinnahmen versteuern muß. Anderer­
seits stim m t die steuerrechtliche Beurte ilung m it der z iv il­
rechtlichen darin  überein, daß ein Geschäft, das ursprüng­
lic h  zweifellos als Kom missionsgeschäft abgeschlossen ist, 
n ich t später dadurch in  ein Agenturgeschäft umgewandel 
werden kann, daß der Kom m issionär nachträglich auf dei 
Rechnung den Namen seines Auftraggebers angibt, Ja sonS 
jeder Kom m issionär die Versteuerung der Gesamteinnahmen, 
zu der er als Kom m issionär verp flich te t ist, einfach dadurc 
umgehen könnte, daß er stets nachträglich den Namen 
seines Auftraggebers auf die Rechnung setzt (R F H . v. L  Juni 
1926. V  A  298/26).

Regierungsrat D r . F r i e s e c k e ,  Bremen.

A
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Reichsgericht.
1. Z iv i ls a c h e n .

M itgeteilt von Justizrat G e u te b rü c k , Rechtsanwalt b. RG., Leipzig.
S tillschw e igende  Z us iche rung  der E c h th e it eines 

m it echtem S ignum  versehenen Oelgemäldes ? § 459 BG B .
Ende März 1924 kaufte oder tauschte die K l.  von dem Bekl., 
Welcher gleichfalls Kunsthändler ist, ein m it „ X  Y “  (einem 
«ehr bekannten M aler der neuesten Ze it) signiertes Land­
schaftsbild, und zwar eine übermalte L ithograph ie  einer 
Zeichnung von X  Y , deren Ueberm alung er selbst s ign iert 
hat (w ie je tzt feststeht). V o n  wem die Ueberm alung her- 
Jhhrt, is t stre itig . K l.  hat das B ild  sofort gutgläubig als 
Oelgemälde von  X  Y  an einen Kunsthändler weiterverkauft, 
mußte es aber zurücknehmen und den Kaufpreis zurück­
zahlen, nachdem von der Nationalgalerie in  B e rlin  festge­
ste llt war, daß es sich anscheinend um eine von  frem der 
Hand in  Oel übermalte und m it gefälschtem Signum ve r­
sehene L ithograph ie  handele. Nunm ehr stellte K l.  dem Bekl. 
das B ild  zur V erfügung und verlangte Schadensersatz, 
wahrend der Bekl. sich fü r  den F a ll des Nachweises der 
Fälschung bere it erklärte, den von  ihm  behaupteten Tausch 
rückgängig zu machen. A u f eine Anfrage bei dem Künstle r 
e rh ie lt die K l.  von dessen Schwester die Auskunft, daß 
das M o tiv  des B ildes zwar von  ih rem  B ruder stamme, daß 
er es aber n ich t gemalt habe. D ie  auf Schadensersatz 
Wegen Fehlens einer stillschweigend zugesicherten E igen­
schaft (echtes Oelgemälde von  X  Y )  und wegen arg lis tiger 
Täuschung (Verschweigung der dem Bekl. bekannten E igen­
schaft als übermalte L ithog raph ie ) gestützte K lage wurde 

L G . auf den ersten K lagegrund zugesprochen, von  
O LG . dagegen abgewiesen. RG. bestätigte. D ie  Echtheit 
der M alerei stelle eine Eigenschaft i .  S. des § 459 Abs. 2 
BGB. dar. Entscheidend sei a lle in  fü r  die Frage der 
Echtheit des Bildes, von wem die Malerei stamme. O LG . 
habe aber festgestellt, daß sie n ich t von  X  Y  geschaffen 
sei, dieser v ie lm ehr n u r sein Signum (vo llen  Namen) auf 
die von  einem anderen hergestellte Ueberm alung der nach 
einer X  Yschen Zeichnung hergestellten L ithograph ie  gesetzt 
habe. D ie  Eigenschaft der E chthe it des Bildes sei aber 
v °m  Bekl. n ich t zugesichert worden. K l.  selbst behaupte 
f lu r eine stillschweigende Zusicherung. Möchten nun s till­
schweigende Zusicherungen auch n ich t schlechthin ausge­
schlossen sein, so könnten sie nu r in  seltenen Fällen als 
vorhanden angenommen werden. Das ergebe sich un­
m itte lbar aus Abs. 1 des § 459 BG B., der im  Unterschied 
F °n i dem zugesicherter Eigenschaften von  den
v ehlern der Sache handele und auch fü r  diese auf den 
L?ach dem V ertrage“  vorausgesetzten Gebrauch abhebe, 

ertragsmäßig vorausgesetzte Eigenschaften seien also 
lebt im m er auch zugesichert. Vo llends im  Kunsthandel 
erde der Käufer, der die Gefahr der U nechtheit eines 
emaldes n ich t laufen w olle , sich stets eine ausdrückliche 

fah CherUng der Echtheit erteden lassen müssen, w id rigen - 
l i t f  6 r’ werm ü b e rim ip t ein Recht, so nu r die gewöhn- 
u h ?  . Gewährschaftsrechte des § 462 BGB. (W andlung 

a.d M inderung) geltend machen könne. Etwas anderes 
B V f UCh n ich t aus dem Hmstand zu entnehmen, daß der 

' das B ild  m it der S ignatur des X  Y  verkauft habe. 
^  .treffe der Standpunkt, daß das S ignum  des Künstlers 

M l  6111 .H errühren  aus seiner Schule bedeute, fü r  moderne
Echtü rdcht m e llr ZU' 1111 eis elies Signum bedeute die 

ntheit der m it ihm  versehenen B ilde r. D ie  vorliegende
s ic t T ? * “ ® des X  Y  Ton dieser Hegel habe auf der A b - 
f  1 beruht, gefälligkeitshalber der B itte  des ih m  be-
s “ deten^ Besitzers des B ildes um S ignierung zu ent-
Hand i n , der Heberzeugung, daß das B ild  n ich t in  den 
dam i kommen werde. M öglicherweise habe auch der 
das M  '?ere t̂s hochbetagte X  Y  W e rt darauf gelegt, daß
ü M o tiv  des B ildes von  ihm  stamme, da er die zugrunde­
s e i n ^ H b u u n g  hergeste llt hatte und die Tatsache, daß 
rualun I^ num  au5 die von frem der Hand herrührende U eber- 

der L ithograph ie  bezogen werden müsse, n ich t

m ehr k lar genug erkannt. Ungeachtet dieser Besonderheit 
des tatsächlichen Herganges bleibe es indes dabei, daß der 
Verkauf des B ildes m it der Signatur des Malers noch keine 
Zusicherung der Echtheit enthalte. Nach der Feststellung 
des O LG . hätte die S ignatur im  vorliegenden F a ll die 
W irku n g  gehabt, daß weder K äufer noch Verkäufer an der 
Echtheit des B ildes zweifelten. Gerade deshalb aber habe 
der V ertre te r der K l.  keine Zusicherung der Echtheit ge­
fo rde rt und der Bekl. keine solche erte ilt. Beiderseits als 
vorhanden vorausgesetzte Eigenschaften seien im  Sinne des 
§ 459 Abs. 2 BGB. n ich t zugesichert. —  D ie  K l.  habe, da 
sie n ich t einmal hilfsweise den Anspruch auf W andlung 
geltend gemacht habe, es sich selbst zuzuschreiben, daß 
n ich t wenigstens auf V e ru rte ilung  des Bekl. zur W andlung 
durch gegenseitige Rückgabe der beiden in  Frage kommenden 
B ilde r erkannt werden könne. Daran, daß die Voraus­
setzungen fü r eine solche gegeben wären, könne kein 
Z w eife l bestehen. Denn wenn es sich n ich t um ein W e rk  
aus einem früheren Jahrhundert handele, wo die Feststellung 
der Urheberschaft o ft schw ierig sei und der V erkauf spekula­
tiven  Charakter trage, sei ein als W e rk  eines bestimmten 
Meisters verkauftes B ild  im  Falle der Unechtheit m it einem 
F eh le r i.  S. des § 459 Abs. 1 BGB. behaftet, und es seien 
die Gewährleistungsansprüche des § 462 BGB. (W andlung 
oder M inderung) gegeben. (U rt. I I .  496/25 v. 6. Ju li 1926.)

P r iv a ts c h rift lic h e s  Testam ent. F o rm he ilen d e r N ach ­
tra g . U n s c h ä d lic h k e it d oppe lte r Zeitangabe. § 2231 
Z iff.  2 B G B . D e r Fabrikant X  in  Y  hinterließ  ein p riva t­
schriftliches Testament, welches er auf einem Geschäfts­
b rie fb la tt errichtet hatte. A u f diesem war rechts oben in  
üb licher W eise der O rt und ein T e il des Datums 
(„den  . . . . 19 . . .“ ) vorgedruckt. A lles andere war 
handschriftlich  geschrieben, beginnend m it der U eberschrift 
und endigend m it vo lle r Namensunterschrift. Diese N ieder­
schrift fü llte  anderthalb Seiten des Blattes. U nm itte lbar 
dahinter fo lg te  ein „N achtrag“ , welcher am Ende m it einer 
handschriftlich hergestellten vo llen  (jüngeren) Datumsangabe 
und nochm aliger vo lle r  U n te rsch rift versehen war. In h a lt­
lich  enth ie lt die erste N iederschrift die Erbeneinsetzung sowie 
Vermächtnisse, während der Nachtrag abändemde Be­
stimmungen fü r  den (n ich t eingetretenen) F a ll enthielt, daß der 
Schwiegersohn des Testators in  die F ab rik  als sein Nach­
fo lg e r eintreten sollte. K l.  ve rlang t E rfü llu n g  eines ih r  in  
der ersten N iederschrift ausgesetzten Vermächtnisses. LG . 
und O LG . wiesen wegen Form ungü ltigke it des ersten 
Testamentes ab ; R G . hob auf und verw ies zurück. Zw ar 
genüge das erste Testament als solches den gesetzlichen 
Form erfordem issen n icht, w e il die Ortsangabe n ich t von  
der Hand des Erblassers herrühre und aus dem T ex t selbst 
über den O rt der E rrich tung  nichts zu entnehmen sei. 
A ber § 2231 N r. 2 BGB. erfordere keine E inhe it der E r­
rich tungshandlung; m ith in  brauche die E rk lä rung  auch nicht 
von vom ehere in  m it der Absich t geschrieben zu sein, ein 
Testament und gerade das vorliegende Testament zu er­
richten. Auch ein Schriftstück, das der Erblasser frühe r 
zu einem anderen Zwecke oder (w ie  h ie r) als ein früheres 
Testament niedergeschrieben habe, könne von ihm  dazu 
benutzt werden, um es durch eigenhändige Zusätze er­
gänzenden oder berichtigenden Inhaltes m it neuer O rts­
und Zeitangabe und neuer U n te rsch rift so zu vollenden, 
daß es sein nunm ehr gewolltes Testament werde. Dabei 
mache es keinen Unterschied, ob das frühere Testament 
gü ltig  oder wegen damaliger Testierunfähigkeit des E rb ­
lassers oder wegen eines Formverstoßes n ich tig  gewesen 
sei. Deshalb könne auch einem irr ig e n  Glauben des E rb ­
lassers an die G ü ltigke it des früheren Testaments keine 
entscheidende Bedeutung zukommen. A lle rd ings müsse 
sich aus der U rkunde selbst ergeben, daß beide N ieder­
schriften zusammen das nunmehr geltende Testament sein 
sollten. Im  vorliegenden Falle habe die Zusammenfassung 
der beiden, zeitlich nu r 4 Tage auseinander liegenden 
N iederschriften zu einem Testamente n ich t nu r dadurch 
ih ren  Ausdruck gefunden, daß der Erblasser die ihm
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erforderlich  erschienene Ergänzung auf dasselbe B la tt un­
m itte lba r h in te r die erste N iederschrift gesetzt habe, sondern 
auch dadurch, daß er durch die Bezeichnung der neuen N ieder­
schrift als „N achtrag“ auf die früheren Anordnungen h in ­
gewiesen habe. W erde  einer schriftlichen W illenserk lä rung  
ein Nachtrag hinzugefügt, so werde damit nach dem ge­
w öhnlichen S inn  des W ortes eine Bezugnahme auf die 
frühere E rk lä rung  ausgesprochen, die durch den Nach­
trag ergänzt oder geändert werde. D er vorliegende Nach­
trag  habe (allerd ings n u r unter einer n ich t eingetretenen 
Bedingung) die vom  Erblasser gewollte  erbrechtliche 
Stellung der beiden Hauptbete ilig ten (Frau und Tochter) 
erheblich beeinflußt. D afür, daß dieser Nachtrag n ich t jene 
zurückbezügliche, sondern eine andere, davon abweichende 
Bedeutung hätte haben sollen, bestehe kein A nhalt. Daher 
sei es die nächstliegende und darum gebotene Auffassung, 
daß der Erblasser, als er den Nachtrag m it der früheren 
N iederschrift in  solche unm itte lbare räum liche V erb indung 
brachte, daß die neue formgerechte Datierung und die 
neue U n te rsch rift das ganze äußerlich deckten, damit zum 
Ausdruck gebracht habe, die so zusammengefaßten E r­
klärungen seien sein nunm ehr bestehender le tzter W ille . —  
D ieser Auffassung gemäß stelle sich das vorliegende 
Testament als ein solches m it zwei Zeitangaben dar, von 
denen die eine im  Eingang, die andere am Schlüsse stehe. 
Das sei unschädlich ; das jüngere, am Schlüsse stehende 
D atum  bezeichne die Z e it des endgültigen Abschlusses 
und damit die Ze it der Testamentserrichtung in  dem 
gesetzlichen Sinne. (U rt. IV .  520/26 v. 13. Dez. 1926).

V ö llig e  N ic h ta u fw e rtu n g  be i la n d e s re ch tlich e r E n t­
e ignung . A r t .  153 R e ic h s -V e r f . ;  § 549 Abs. 1 ZP O . 
K ra ft ih r  verliehenen Enteignungsrechtes wurde zugunsten 
der bekl. Stadtgemeinde ein Grundstück, das zu einem der 
V erw a ltung  des klagenden Testamentsvollstreckers unter­
liegenden Nachlaß gehört, enteignet. Das Entschädigungs­
feststellungsverfahren begann auf A n trag  der Enteigneten 
1916. D er W e rt des Grundstückes wurde 1920 von  der 
Verwaltungsbehörde auf 11 282 M . (auf das Jahr 1916 
bezogen) festgesetzt. Diese Summe wurde am l . D e z .  1920 
in  Papiermark zum Nennw ert an den K l.  ausbezahlt und 
vorbehaltlos angenommen. A p r il 1926 erhob K l.  K lage 
auf Nachzahlung m it der Begründung, daß in fo lge  der Geld­
entwertung von  1916— 1920 die Zahlung nu r eine T e il­
zahlung dargestellt habe. L G . ve ru rte ilte ; O LG . wies auf 
B erufung der Bekl. ab, indem  es im  Anschluß an das 
U r te il des 2. Z ivilsenats des Reichsgerichts vom  30. A p r il 
1926, R G Z. 113 S. 136, annahm, daß die Papierm ark erst 
M itte  1922 aufgehört habe, W ertmesser zu sein und ältere 
Zahlungen deshalb auch je tzt noch als v o llw e rtig  behandelt 
werden müßten. RG. bestätigte. A u f Verle tzung  des 
Braunschweigischen Enteignungsgesetzes dürfte  die Rev. 
n ich t gegründet werden. D ie  von  O LG . angewendeten 
allgemeinen Grundsätze über A u fw ertung  seien n u r als 
T e il des irrev is ib len  Landesrechts zu betrachten. D ie  Rev. 
könne auch n ich t darauf gestützt werden, daß bei der A n ­
wendung des irrev is ib len  Rechtes dem O LG . W idersprüche 
unterlaufen seien. —  Auch A rt. 153 Abs. 2 Satz 2 R V erf. 
sei n ich t verletzt. Solche Verle tzung  w ürde n u r dann v o r­
liegen, w enn das maßgebende landesrechtliche Enteignungs­
gesetz den Grundsatz, daß eine E nte ignung n u r gegen 
angemessene Entschädigung erfo lgen dürfe, n ich t enthielte. 
H ie r  sei aber das Gegenteil der F a ll (§  1 Braunschweig. 
Gesetzes vom  13. Sept. 1867). W ürde  be i Anwendung des 
Landesgesetzes der Tatrich te r zu einer Entschädigungsfest­
setzung gelangen, die als angemessen n ich t gelten könnte, 
so würde das n ich t eine Verletzung des A rt. 153 R V erf., 
sondern nu r des Landesrechts darstellen. Letzteres sei v o r­
liegend aber n ich t revis ibe l. (U rt. V I .  3/27 v. 1. A p r il 1927.)

D e r U m stan d , daß der G runds tü ckse rw e rb e r die 
H y p o th e k  in  A n re ch n u n g  a u f den K a u fp re is  ü b e r­
nom m en un d  v o r  S te llu n g  seines A n trages a u f E in ­
tra g u n g  seines E igen tum s im  G rundbuch  selbst z u rü c k ­
gezah lt ha t, s teh t der A n w e n d u n g  des § 20 A bs . 2 
A u fw G es. n ic h t entgegen. K l.  hatte 1912 und 1914 ab­
tretungsweise zwei auf dem gleichen Grundstück eingetragene 
H ypotheken erworben. Das Grundstück g ing 1921/22 durch 
, Angebot, Annahme und Auflassung von  dem früheren E igen­

tüm er A  auf B  über. B  übernahm die Hypotheken in  
Anrechnung auf den Kaufpreis. In  der Ze it zwischen der 
no tarie llen  Auflassung und dem E ingang des E intragungs­
antrages beim  Grundbuchamt zahlte B  am 2. M ai 1923 die 
Hypotheken zum Nennw ert in  Papiermark zurück und e rh ie lt 
löschungsfähige Q u ittung ; dagegen wurde die Löschung 
der H ypothek von  B  erst e inige Monate nach seiner am 
29. Aug. 1924 erfo lgten E in tragung als E igentüm er im  
Grundbuch beantragt (11. Febr. 1925). A m  14. J u li 1925 
wurde das Grundstück von  B  an Bekl. verkauft und auf­
gelassen. D er A n trag  auf Eigentumseintragung g ing  dem 
Grundbuchamt nach dem 14. Ju li 1925 zu. Ih m  w urde 
am 24. Ju li 1925 stattgegeben. K l.  beantragt, festzustellen, 
daß die beiden eingetragen gewesenen Hypotheken der 
A u fw ertung  unterliegen. LG . erkannte nach diesem Anträge 
m it der Begründung, der gute Glauben der Bekl. selbst 
werde durch die in  § 22 Abs. 2 AufwGes. bestimmte Z e it­
grenze ausgeschlossen; ih rem  Rechtsvorgänger B  aber 
müsse die Berufung auf den öffentlichen Glauben des 
Grundbuches versagt werden, w e il er die Hypotheken 
selbstschuldnerisch in  Anrechnung auf den K aufpre is  
übernommen, auch selbst ih re  Bezahlung und die E rte ilu n g  
der Löschungsbew illigung veranlaßt habe. D ie  Sprung­
rev is ion  der Bekl. hatte E rfo lg . In  § 20 Abs. 2 AufwGes. 
sei die entsprechende Anwendung der V o rsch riften  über 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs led ig lich  davon 
abhängig gemacht, daß in  dem in  § 892 Abs. 2 BGB. be­
stimmten Zeitpunkte (S te llung des Antrages auf E in tragung 
des Eigentumswechsels, n ich t auf Löschung der H ypotheken) 
Löschungsbew illigung oder löschungsfähige Q u ittung  e rte ilt 
sei oder werde. Insow e it handle es sich led ig lich  um die 
Gestaltung der d inglichen Rechtslage, näm lich um den auf 
re in  form ale Voraussetzungen gestützten Grundsatz des 
öffentlichen Glaubens des Grundbuchs, be i dem irgend­
welche schuldrechtlichen Umstände außer Betracht zu ble iben 
hätten, insbes. die schuldrechtlichen Abreden über die 
Hypothekenübemahme. Zw ar könnten im  E inze lfa ll solche 
Vereinbarungen unter Umständen dazu führen, die Annahme 
des guten Glaubens des Erwerbers auszuschließen, aber 
ein derartiger a llgemeiner Rechtsgrundsatz sei n ich t anzu­
erkennen. Auch die Entstehungsgeschichte des § 20 Abs. 2 
ergebe, daß der E rw erbe r des Grundstückes, der m it eigenen 
M itte ln  die H ypothek zurückzahle, die W o h lta t des ö ffent­
lichen Glaubens des Grundbuches genießen solle, gleich 
den Grundkreditanstalten, welche Löschungspapiere dadurch 
erlangten, daß sie m it eigenen M itte ln  die V orhypotheken 
auszahlten und auf diese W eise den Zustand schüfen, daß 
ih re  zweite H ypothek, w ie  von  Anfang an geplant, an erste 
Stelle rücke. D e r im  Schrifttum  zuungunsten des v o r 
seiner E in tragung die H ypothek fü r  eigene Rechnung zurück­
zahlenden Erwerbers erhobene Einwand, daß er n ich t stärker 
zu schützen sei, als wenn er das gleiche nach seiner E in ­
tragung als E igentüm er tue, gehe fe h l; er verkenne, daß 
solcher E rw erbe r den A n trag  auf E igentum sübertragung 
erst dann und n u r dann stellen w o lle , wenn er zuvor eine 
grundbuchmäßige Lage geschaffen habe, die ih m  die Be­
ru fung  auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs nach 
den V orsch riften  des Grundbuchrechts sichere. Im  übrigen 
komme es led ig lich  darauf an, ob B , als er be im  G rund­
buchamt die E in tragung seines Eigentum s beantragte, erkannt 
habe n ich t nur, daß die Zahlung des Hypothekenbetrages 
an den K l.  eine unzureichende Zahlung war, sondern auch, 
daß die über die Zahlung ausgestellte löschungsfähige 
Q u ittung  keine ausreichende Unterlage fü r  die demnächstige 
Löschung bot, v ie lm ehr die H ypo thek auch nach Löschung 
in fo lge  der unzureichenden Zahlung in  Höhe des ungetilgten 
Aufwertungsbetrages fortbestehen werde. (U rt. V . 463/26 
v. 30. A p r il 1927.)

2. S t r a f s a c h e n .
M itgete ilt von Reichs gerichtsrat a. D. C o n ra d /L e ip z ig .
§§ 246, 242 S trG B . U n te rsch la g u n g  im  Gegensatz 

zum  D iebs tah l. D ie  R evis ion des wegen Unterschlagung 
veru rte ilten  Angekl. K . is t ve rw orfen  w orden. Aus den 
G ründen: (Das sog. H .’er Lager stand seit N ov. 1924 im  
E igentum  einer Aktiengesellschaft. Letztere ließ das Lager 
durch eine Speditionsfirm a verw alten. Im  Jan. 1925 über-
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t>ahm die Gesellschaft das Lager in  eigene Verwaltung. 
In  diesem Lager stand auch eine Lokom otive , die von  der 
Speditionsfirm a n ich t fü r die Gesellschaft in  Besitz ge­
nommen worden war. Zu der Zeit, als die Speditionsfirm a 
das Lager durch ih re  Angestellten verwalten ließ, bestand 
weder Besitz noch M itbesitz noch Gewahrsam oder M it­
gewahrsam an der Lokom otive . D e r Angekl. K ., Ange­
ste llter der Speditionsfirm a und L e ite r der Lagerverwaltung, 
hat in  Gemeinschaft m it einem gewissen S. den Gewahrsam 
nn der Lokom otive  „ e r g r i f f e n “ , indem  beide sich „d ie  
Verfügungsgewalt über die Maschine a n m a ß te n “ . D er 
Angekl. K . und S. boten die Lokom otive  zum Preise von 
- • . dem Zeugen X  zum Kaufe an. (Später verkaufte S. 
'— . . .  jedenfalls im  Einverständnis m it K . —  die Maschine 
■Mi den M itangekl. Y .)  D ie  Strafk. hat m it Recht fest­
gestellt, daß die Lokom otive  fü r  den Angekl. K . eine 
I r e m d e  bewegliche Sache war. D ie  Lokom otive  stand 

E ig e n tu m  eines U n b e k a n n te n .  W eder K . noch S. 
hatten durch die E rlangung des Gewahrsams noch durch 
Zueignung das E igentum  an ih r  erworben. D ie  Aneignung 
War rechtsw idrig , da sie das Aneignungsrecht des E igen­
tümers verletzte (§ 958 Abs. 2 BG B., vg l. auch §§ 929, 
^35.) Eine rechtsw idrige Zueignung der Lokom otive  durch 
K . und S. is t schon in  dem Verkaufsangebot zu finden, 
has beide dem Zeugen X  gemacht haben. Z u r E rfü llu n g  
des Merkmals der Zueignung i. S. des § 246 StrGB. ge­
nügen alle W illensäußerungen, die eine Zueignungsabsicht 
offenbaren und betätigen. RG. i. Strafs. Bd. 55 S. 146; 
Bd. 58 S. 230. Es bedurfte daher der weiteren Fest­
stellung n icht, daß der gemeinschaftliche Aneignungsw ille  
v °n  K . und S. auch bei den V e r h a n d lu n g e n  m it Y  
kundgetan und betätig t worden sei. Aus dem angefochtenen 
U rte il is t a llerdings n ich t ersichtlich, ob K . und S. den 
Gewahrsam der Lokom otive  v o r  ih re r Ane ignung erlangt 
haben oder ob beide A kte  zusammengefallen sind. E iner 
näheren A u fk lä rung  dieses Punktes bedarf es indessen 
nicht. W ie  das RG. bereits Bd. 49 S. 198 ausgeführt hat, 
kommt es n ich t darauf an, zu welcher Z e it der Angekl. den 
Besitz oder Gewahrsam der angeblich unterschlagenen Sache 
erlangt hat. V ie lm ehr is t entscheidend, daß die Besitz­
erlangung n ich t durch E n tz ie h u n g  des G e g e n s t a n d e s  
aus d e m  G e w a h r s a m  e in e s  a n d e r e n  e rfo lg t ist. V g l. 
Ueipz. Kom m . 3. A u fl. § 246 Note 3 a. In  der Begründung 
zu § 300 und 301 des amtl. Entw . eines n e u e n  StrGB. is t 
ebenfalls gesagt: „D e r Unterschied (sc. der Veruntreuung und 
Unterschlagung) vom  D iebstahl besteht, w ie im  geltenden 
Hecht, darin, daß die Sache n ich t durch Bruch des Gewahr- 

eines anderen erlangt w ird , sondern sich bereits im  
Gewahrsam des Täters oder in  niemandes Gewahrsam be­
endet.“ (U rt. I .  811/26 v. 7. Jan. 1927 g. K .)

Reichsfinanzhof.
^Btgeteilt vom Senatspräsidenten beim RFH. Dr. K lo ß ,  München.

=  U m satzsteuer. B e tä tig u n g  eines A us länders  im  
Rolande d u rch  einen se lbständ igen  V e rtre te r . D ie  Be­
schwerde!. hat ih ren  Sitz in  der Schweiz. V o n  dort aus 
versendet sie Garne nach Deutschland und läßt sie h ie r durch 
eine W ebere i im  Lohne zu Stoffen verarbeiten. Diese 

toffe werden nach einem besonderen Verfahren bemustert 
Vwoschiert) und von  der in ländischen W eberei im  Namen 

er Schweizer F irm a m it deren Fakturen im  In land  abgesetzt. 
ur  diese L ie ferungen der W ebere i i.  J. 1923 is t die 
chweizer F irm a  m it Recht als um satzsteuerpflichtig nach 

oera vo llen  Betrage der von  den in ländischen Abnehmern 
S tä h lte n  Entgelte angesehen worden. Nach § 1 N r. 1 

msStGes. unterliegen der UmsSteuer L ie fe rungen , die 
Jemand innerhalb der von  ihm  selbständig ausgeübten 
gewerblichen oder beru flichen T ä tigke it im  In land  gegen 
h i h ^  ausi^ h r t.  Das Gesetz e rfo rdert also im  In land  

ent die Ausübung der gewerblichen oder beruflichen 
a^ er die A usführung der L ie fe rung  des Steuer- 

n ic h t ig e n . Diese lie g t noch n ich t vo r, wenn jemand, der 
aus seine gewerbliche T ä tigke it ausübt, die W are
neh deia ^•uslaucl nach dem In land  an seine hiesigen A b - 

DJer versendet. D ie  L ie fe rung  im  In land  is t aber an- 
In l e",men’ wenn der Ausländer die W are selbst nach dem 

and ve rb rin g t und h ie r dem Abnehm er überg ib t oder

sie aus dem Ausland ins In land  an einen Angestellten, 
insbes. eine Organgesellschaft, oder an sein eigenes in ­
ländisches Lager versendet und durch den Angestellten 
oder von  seinem Lager aus an die Abnehmer lie fe rt, so 
daß derartige L ie ferungen steuerpflichtig  sind, sofern n ich t 
besondere Ausnahmevorschriften, z. B. § 2 N r. lb ,  Platz 
greifen. Dagegen t r i f f t  § 1 N r. 1 n ich t ohne weiteres den 
Fall, wo die W are des Ausländers sich im  In land  in  dem 
Lager eines D ritte n  befindet und von  da aus gelie fert w ird . 
D ieser F a ll lie g t h ie r vo r. H ie r  w ird  n ich t der Ausländer, 
sei es selbst, sei es durch einen Angeste llten als W erkzeug 
des Ausländers tätig, sondern sein gew erb lich  selbständiger 
V e rtre te r im  In land. D e r V organg  is t indes nu r rechtlich 
von der L ie fe rung  durch den inländischen Angestellten 
des Ausländers verschieden, w irtschaftlich  dagegen v ö llig  
g le ichartig. Daher is t eine steuerlich verschiedene Be­
handlung ungerechtfertigt. D e r Senat is t nach § 4 R AbgO . 
verp flich te t, bei Auslegung des Steuergesetz.es seinen Zweck, 
seine w irtschaftliche Bedeutung und die E n tw ick lung  der 
Verhältnisse zu berücksichtigen, und hat auch Lücken des 
Gesetzes im  W ege der fre ien F o rtb ildung  des Rechtes aus­
zufüllen, also im  vo rl. Falle der L ie fe rung  durch den 
inländischen Angestellten oder vom  inländischen eigenen 
Lager des Ausländers die L ie fe rung  durch seinen in ­
ländischen Agenten von  dessen Lager aus gleichzustellen. 
(U rt. V A . 818/26 v. 11. Jan. 1927.)

=  N a ch p rü fu n g  v o n  W ille n sa u s le g u n g  in  der 
R ech tsbeschw erde instanz. Jub iläum sgaben an A nge ­
ste llte  un te rliegen  n ic h t dem Lohnsteuerabzuge und  
n ic h t der E inkom m ensteue r. D ie  Beschwerdeführerin hat 
anläßlich des 50 jährigen Bestehens ih re r F ab rik  den A nge­
stellten und A rbe ite rn  Jubiläumsgaben gewährt. Das Finanz­
gericht kam zu einer Bejahung der S teuerpflicht auf Grund 
der Auslegung der den Zuwendungen zugrunde liegenden 
W illenserk lä rungen der Bete ilig ten. Is t  eine solche Aus­
legung ohne Verstoß gegen gesetzliche Auslegungsregeln 
und ohne erkennbaren R echtsirrtum  gewonnen, so is t sie 
im  allg. fü r die Rechtsbeschwerde unangreifbar, da es sich 
insow eit um  tatsächliche Feststellungen des V orderrich ters 
handelt (R FH . 14, 350). E ine andere Auffassung hat aber 
in  ständiger Rechtsprechung das RG. (81, 117; 83, 319; 
103, 410) vertreten, sobald es sich um die Auslegung 
t y p i s c h e r  Verträge handelte. F ü r diese Fälle erschien dem 
RG. im  Interesse der Rechtsgleichheit und Rechtssicherheit 
eine B indung der RevGerichte an die von  verschiedenen 
Berufungsgerichten dem gleichen V ertragstyp unter U m ­
ständen gegebene verschiedenartige Auslegung n ich t tragbar, 
es bejahte daher die M öglichke it, die Auslegung der einzelnen 
Verträge auch in  der Revlnstanz nachzuprüfen und dadurch 
ih re  gleichmäßige Anw endung zu gewährleisten. D iesen 
vom  RG. im  Interesse der B ete ilig ten an der gleichmäßigen 
v e r t r a g s m ä ß i g e n  W irk u n g  typ ischer Verträge einge­
nommenen Standpunkt glaubt aber der erkennende Senat 
ebenso fü r  die Rechtsbeschwerde v o r  dem R F H . vertreten 
zu müssen, wenn die vo n  den Bete ilig ten  zu tragenden 
s t e u e r r e c h t l i c h e n  W irkungen  typ ischer Verträge oder 
W illenserklärungen in  Frage stehen. D er Senat is t daher 
bei Zuwendungen anläßlich des Geschäftsjubiläums eines 
Arbeitgebers oder Arbeitnehm ers, da es sich dabei regel­
mäßig um typische Vorgänge handelt, die je nach der Aus­
legung der zugrunde liegenden W illenserk lärungen eine 
verschiedene steuerliche W irk u n g  auslösen, in  der Lage, die 
ihnen von den V orbehörden im  W ege der Auslegung be i­
gelegte Bedeutung nachzuprüfen. D ie  Vorentsch. hat dem 
Um stand besonderes Gewicht beigelegt, daß die Empfänger 
der Zuwendungen in  einem D ienst- oder ArbeitsVerhältnisse 
zu der Beschwerdeführerin standen. Dem  kann aber keine 
große Bedeutung zugemessen werden, da es sich bei 
Jubiläumsgaben regelmäßig um Zuwendungen an A rb e it­
nehmer handelt, die im m er ih ren  B e w e g g r u n d  in  dem 
Dienstverhältn isse haben, ohne daß daraus ein Schluß auf 
ih ren  R e c h t s g r u n d  als nachträgliche Vergütungen fü r  die 
geleisteten D ienste gezogen werden kann. Nach § 6 Abs. 2 
E inkStGes. 1925 bestimm t sich in  Erm angelung einer be­
sonderen gesetzlichen Regelung nach der V e r k e h r s a u f ­
f a s s u n g ,  welche E inkünfte  den einzelnen in  § 6 Abs. 1 
aufgeführten Einkommensarten zuzurechnen sind, und nach
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ih r  w ird  auch in  erster L in ie  zu entscheiden sein, welche 
einmaligen Vermögensanfälle nach § 6 Abs. 3 der Besteue­
rung  des Einkommens n i c h t  unterliegen. In  noch höherem 
Maße müssen aber bei Auslegung typischer Verträge und 
W illenserklärungen die konkreten Umstände des E inzelfalls 
zurücktreten h in te r der Auffassung, die der V erkehr diesen 
Rechtsvorgängen beilegt. Danach werden die Jubiläums­
gaben, die n ich t bei verhältnismäßig häufig  und regelmäßig 
wiederkehrenden Gelegenheiten, w ie z. B. die W eihnachts­
und Abschlußgratifikationen, sondern n u r in  vereinzelten 
Fällen aus besonderem Anlaß gewährt werden, grundsätzlich 
als fre iw illig e  Zuwendungen, als Gelegenheitsgeschenke im  
Sinne des Erbschaftsteuergesetzes anzusehen sein, die weder 
nach dem W ille n  des Arbeitgebers noch des Arbeitnehmers 
eine nachträgliche Vergü tung  fü r  geleistete Dienste daxstellen 
sollen. D ie  Beschwerdeführerin mußte daher von  der L o h n ­
steuer bez. der Jubiläumsgaben fre igeste llt werden. (U rt. 
V I .  A  504/26 v. 16. Febr. 1927).

Reichswirtschaftsgericht.
M itgete ilt vom Senatspräsidenten des RWG. Dr. K o p p e l ,  Berlin.

W iede rau fleben  d u rch  F ris tve rsä u m n is  erloschener 
A n sp rüche  nach  § 15 Abs. 4 U nruhschG es. Das in  § 15
Abs. 4 vorgesehene W iederaufleben des durch A b lau f der 
Ausschlußfrist ve rw irk ten  Anspruchs, und zwar gegenüber 
dem Reich, w ird  n ich t dadurch gehindert, daß der Anspruch 
schon einmal auf G rund des preuß. Tumultschadensgesetzes 
geltend gemacht und rechtskrä ftig  abgewiesen ist. D ie  A b ­
weisung is t gegenüber dem früheren Schuldner, der Stadt­
gemeinde, und überdies n ich t aus sachlichen Gründen, 
sondern nu r wegen Fristablaufs erfo lgt, der gerade nach 
dem Gesetz den Geschädigten n ich t zum Nachteil gereichen 
soll. Auch m it dem W o rtlau t des Ges. is t seine Anwendung 
auf diesen F a ll vereinbar. D ie  V o rsch rift, daß rechtskräftig  
festgestellte Ansprüche unberührt bleiben, auf die R ichter, 
K o m m , zu Reichsunruheschadensges. Anm . 8 zu § 15 Abs. 4 
hinweist, hat n ich t ih re  S tellung im  Abs. 4 oder am Schluß 
des § 15 in  einem besonderen Abs., sondern b ilde t den 
2. Satz des Abs. 1, der ausspricht, daß nach dem Reichs­
unruheschadensges. der Ersatz m itte lbaren Schadens und 
entgangenen Gewinns sowie der Ersatz fü r  Luxusgegen­
stände n ich t beansprucht werden kann. W enn  dann gesagt 
w ird , daß rechtskrä ftig  festgestellte Ansprüche unberührt 
ble iben, so so ll damit nu r gesagt sein, daß der Geschädigte, 
dem ein Ersatz in  einem größeren U m fang zuerkannt ist, 
als ih n  das neue Gesetz zuläßt, durch dessen einschränkende 
Best, seines weitergehenden, rechtskrä ftig  festgestellten 
Anspruchs n ich t ve rlus tig  gehen soll. (U rt. 1. S. X V I I .  
286/26 v. 20. A p r il 1927.)

Kammergericht.
1. Z i v i l s a c h e n .

A. M itgete ilt von Kammergerichtsrat Dr. K o e i in e ,  Berlin.
§§ 5, 6 G BO ., §§ 890 A bs. 2, 1131 B G B ., § 7 A u fw .-  

Ges. Z usch re ibung  eines G runds tücks  als B es tand te il 
be i V o rhandense in  au fgew erte te r Rechte. W enn ein m it 
aufgewerteten Rechten belastetes Grundstück einem andern, 
g le ichfa lls m it aufgewerteten Rechten belastetem Grundstück 
zugeschrieben ist, so is t m it Rücksicht auf die sich aus 
§ 1131 Satz 2 BGB. ergebenden verschiedenen Rang­
ordnungen v o r der E intragung einer Rangbefugnis der zu­
geschriebene Bestandteil von Am ts wegen von  dem G rund­
stück w ieder abzuschreiben und als selbständiges Grundstück 
einzutragen. (Beschl. 1 X . 25/27 v. 3. März 1927.)

§ 4 G m bHGes. E n tle h n u n g  de r S ach firm a der 
G m bH , vo m  G egenstände des U nte rnehm ens ohne K e n n t­
lich m a ch u n g  dieses Gegenstandes. 1. D e r Senat verb le ib t 
bei dem in  IF G . 2 S. 246 ausgesprochenen Grundsätze, daß 
die Sachfirma der Gm bH, dem Erfordernisse der Entlehnung 
vom  Gegenstand des Unternehmens auch dann genügen 
kann, wenn der Gegenstand aus der F irm a n ich t erkenn­
bar erhellt.

2. E ine Entlehnung lie g t aber n ich t vo r, wenn die 
F irm a  led ig lich  abstrakte B egriffe  enthält, die n ich ts ih rem  
Unternehm en Eigentümliches andeuten, sondern allgemein 
fü r jedes Unternehm en zutreffen. (Beschl. lb  X . 8 4 19/27 
v. 10. März 1927.)

§§ 2246, 2277 B G B . E in s ic h ts re c h t in  V e rfügungen  
v o n  Todes wegen, die s ich  in  besonderer a m tliche r

V e rw a h ru n g  befinden. W e r eine Verfügung von Todes 
wegen errichtet hat, kann die Einsichtnahme und E rte ilung  
einer A bsch rift auch dann verlangen, wenn die Urkunde 
in  die besondere amtliche Verw ahrung des Gerichts ge­
bracht ist. B e i gemeinschaftlichen Testamenten und E rb ­
verträgen is t die Ausübung dieser Befugnis von  dem E in ­
verständnis b e i d e r  Bete ilig ten n ich t abhängig. (Beschl. lb .  
X . 6 8 17/27 v. 28. März 1927.)

A r t .  2 c des S chw eizer G o ld h yp o th e ke n A b k . vom  
6. Dez. 1920, A r t.  1 des Z usA b k . v . 25. M ä rz  1923, § 1 
2. D u rc h fV O . z. Z u sA b k . v . 9 .N o v . 1923, §§164, 167 B G B . 
B ew e ise rle ich te ru n g  gemäß A r t.  1 Abs. 3 Z usA b k ., 
§ 1 2 .  D u rc h fV O . D ie  in  A rt. 1 Abs. 3 ZusAbk., § 1 
2. D urchfV O . fü r  den Nachweis der U eberm ittlung der 
E rk lä rung  gemäß A rt. 2 c HauptAbk. zugelassene Beweis­
erleichterung erstreckt sich auch auf die Frage, ob ein D ritte r, 
der die E rk lä rung  fü r  den Schuldner erhalten hat, Vertre tungs­
befugnis hatte. (Beschl. 1 X . 185/27 v . 31. März 1927.)

2. S t r a f s a c h e n .
M itgeteilt von Kamm ergo richtsrat Dr. S im o n , Berlin.

M o d e n v o rfü h ru n g e n  im  Schaufenster können von 
den polize ilichen Aufsichtsbeamten untersagt werden, wenn 
die Ansam mlung Schaulustiger auf der Straße den V erkehr 
behindert. D ie  N ichtbefolgung einer solchen A nordnung 
fä llt  unter die die N ich tbe fo lgung von  Verkehrsanordnungen 
unter Strafe stellenden Polizeiverordnungen (K ö ln , 17. Okt. 
1909, §§ 72, 77). _ (U rt. 1 S. 45/27 v. 2. März 1927.)

V erbo tene  V ie h e in fu h r, a) Verbotene E in fu h r lieg t 
auch vo r, wenn ein ausländischer Fuhrmann, der die Ge­
nehm igung hat, ein P fe rd  im  Grenzverkehr zu verwenden, 
dies entgegen einem bestehenden viehseuchenpolizeilichen 
V e rbo t in  der Absich t über die Grenze b ring t, es dauernd 
h ie r zu belassen. Neben der Strafe aus § 74 3 Viehseuchen- 
ges. is t auf die aus § 134 Vereins-Zollges. zu erkennen. 
(U rt. 1 S. 101/27 v. 18. März 1927.) b ) D ie  Verle tzung  
eines E infuhrverbotes ste llt sich nu r als Konterbande (§ 134), 
n ich t auch als Defraude (§ 135 V Z G .) dar. Verstößt die 
T a t zugleich gegen die E in -  und A usfuhrV O . v. 16. Jan. 
1917/13. Febr. 1924 (R G B l. S. 41/72), so hat das H aupt­
zollam t nach § 432 R AbgO . ohne weiteres die Rechte eines 
Nebenklägers, dagegen finde t § 433 R AbgO . keine Anwendung. 
A u f G rund des Ges. v. 7. A p r il 1869 betr. Maßregeln gegen 
die R inderpest kann auch die E in fu h r anderer Haustiere 
verboten werden. D ie  E in fu h r dieser is t aber n ich t nach 
dem Ges. v. 21. M ai 1878, sondern nach § 328 StrGB. 
zu bestrafen. (U rt. 1 S. 96/27 v. 18. März 1927.)

S tra fb a rk e it von  L o tsen  w egen n a u tische r V ersehen. 
D ie  Lotsen auf dem K a iser-W ilhe lm -K ana l bedürfen be­
sonderer Genehmigung der Kanalpolizeibehörde (§ 34 Abs. 3 
RGewO., Z. 42 AusfAnw . z. RGewO., § 1 der LotsenO . v. 
5. M ai 1924 (Am tsbl. Schleswig S. 225). Sie sind nach 
§ 7 LotsO . Berater des Kapitäns und haben alles anzu­
wenden, um Schiff und Ladung sicher an den Bestimmungs­
o rt zu bringen. Verletzen sie diese Berufspflicht, so sind 
sie nach § 36610 StrGB. strafbar. (U rt. 1 S. 117/27 v . 
18. März 1927.)

V e rk a u f ausw ärts  gesch lachte ten F le isches. D urch 
Gemeindebeschl. kann Schlächtern und F leischhändlem  
verboten werden, innerhalb des Gemeindebezirks das F leisch 
von Schlachtvieh fe ilzubieten, das sie im  öffentl. Schlacht­
hause einer anderen Gemeinde geschlachtet haben (§§ 2 6, 14 
P r. Schlachthausges.). (U rt. 1 S. 94/27 v. 18. März 1927.)

H ausie ren  m it e ingerahm ten  B ild e rn  un terlieg t tro tz  
§ 44 Abs. 3 S. 2 RG O . der Hausiersteuer, wenn der W e r t 
von  Glas und Rahmen im  V erhä ltn is  zum Gesamtwert n ich t 
ganz gering füg ig  is t (s. a. RG. Bd. 41 S. 412). (U rt. 1 
S. 121/27 v. 23. März 1927.)

Preußisches Oberverwaltungsgericht.
Mitgeteüt von Oberverwaltungsgerichtsrat Dr. L in d e n a n ,  Berlin.

B erechnung  der S p e rrfr is t des § 57b der G ew O , 
be i B e w illig u n g  v o n  B e w ä h ru n g s fr is t. Nach § 57 b Z iff. 2 
RGewO. darf der W andergewerbeschein versagt werden,, 
wenn der Nachsuchende wegen gewisser strafbarer Hand­
lungen zu einer Freiheitsstrafe von  mindestens einer W oche 
ve ru rte ilt is t und seit Verbüßung der Strafe 5 Jahre noch 
n ich t verflossen sind. Im  Falle des Erlasses der Strafe 
beg innt die S perrfris t vom  Tage des Erlasses zu laufen.
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(OVG. 75, 428). Im  Falle einer gerichtlich bew illig ten 
ewährungsfrist kann sie n ich t beginnen, solange die 

Bewährungsfrist läuft, w e il der Erlaß der Strafe noch fehlt, 
■JLr  v ie lm ehr fü r  den A b lau f der Bewährungsfrist nach 

»ohl verhalten Vorbehalten ist. A lle rd ings entstehen fü r 
en, dem wegen guter Führung eine Bewährungsfrist be- 

ist, durch spätere Erlangung des W andergewerbe­
scheins Nachteile gegenüber dem, der seine Strafe sofort 
zusammenhängend verbüßt und durch Mangel an W o h l­
verhalten sich der Begnadigung n icht w ü rd ig  erwiesen hat.

les# entspricht aber der Rechtslage und w ird  dadurch aus­
geglichen, daß die Z ub illigung  einer Bewährungsfrist eine 
Wohltat bedeutet, w e il der V erurte ilte  in  F re ihe it seiner 
lä tig k e it nachgehen kann. D ie  in  den §§ 57, 57 b v o r­
gesehene S perrfris t bezweckt, Personen, die durch gewisse 

tcaftaten die öffentliche O rdnung gestört haben, zum 
Wandergewerbe, das zur Begehung dieser Straftaten be­

sondere Gelegenheit bietet, erst w ieder zuzulassen, wenn 
sie während m ehrjähriger Probezeit sich einwandfrei geführt 
haben, so daß angenommen werden kann, sie würden sich 
uueh kün ftig  straffre i halten. Ebenso so ll während der 
Bewährungsfrist die einwandfreie Führung  erp rob t werden. 
JJaß die Folge der günstig beendeten Probezeit auf gewerbe- 
rechtlichem Gebiet eine andere is t als auf strafrechtlichem, 
ändert nichts an der inneren G leichheit beider Maßnahmen, 
hfat daher während der Bewährungsfrist der Bedachte sich 
makellos geführt, insbes. von  Straftaten femgehalten, so 

damit die Absicht der gewerberechtlichen Sperrfrist 
erfü llt, diese also im  Um fange der Bewährungsfrist abge- 
uufen. Es würde der E in füh rung  einer zweiten S perrfris t 

gleichkommen und deshalb gegen die in  den §§ 57, 57 b 
estgelegten Sperrfristen verstoßen, wenn man die gewerbe­

rechtliche Sperrfrist erst m it A b lau f der Bewährungsfrist 
beginnen ließe. V ie lm ehr zw ingt die G leichheit des Zweckes 
beider F ris ten dazu, daß die in  den §§ 57, 57 b gen. V e r- 
üfjung der Strafe, welcher der endgültige Erlaß der Strafe 

? eicBsteht, im  Falle eines solchen späteren Erlasses m it 
em Anfänge der Bewährungsfrist eingetreten ist. (U rt. 

Btt. C. 39/26 v. 2. Dez. 1926.)

ayerisches Oberstes Landesgericht München.
1. Z i v i l s a c h e n .

M itgete ilt von M inisterialrat Dr. B le y e r ,  München. 
N ic h tig k e it  geschäftsm äßig abgeschlossener V e r ­

ta g e  über A nnahm e an K indes  S ta tt. F re ihe rr v. W . in  
au icr nahm durch notarieIlen V ertrag  den Bankbeamten H. 
V T  Lunchen  an K indes Statt an. Das AG . Ch. hat den 
1923 bestätigt. Nach § 26 PersStGes. wurde am 31. März 
Ra a lm  Geburtsregister des Standesamts München IH  ein 

m dverm erk angebracht, daß H . fortan nu r den Namen 
» reihen- v . W . “ ohne H inzufügung seines früheren Fam ilien- 
w T o  ZU iüh ren  habe- D e r  Preuß. M in . d. I .  regte im  
Rahn 1926 die ttm ie itu n g  eines Berichtigungsverf. bez. des 

Vermerks an. Aus seinen M itte ilungen  is t zu ent-

som 6n’ daß F rh r ’ V’ W ' VOn 1919 bis 1925 sieben Per" 
Statf m  A lte r  zwischen 19 und 34 Jahren an Kindes 
Aasi / “ genom m en hat. D e r preuß. M in is te r v e rtr it t  die 
nicht n  daß aUe Annahmeverträge n ich tig  sind, w e il sie 
Verh UK?- Begründung eines kindes- und fam ilienrechtlichen 
des A SeS| sondern nu r die U ebertragung des Namens 
Münch ehmendei1 ZUm Gegenstande hatten. Das AG . 
rjchti t ordnete an, daß die Geburtsurkunde dahin be- 
des A  ’T erde’ daß der R andverm erk wegen N ich tigke it 
Vertra evertrags Z“  löschen is t> w e il der Annahme-
guten gc-?ls Scbeinvertrag gelten müsse und gegen die 
Das « r  verstoße. D ie  Rechtsm ittel b lieben erfo lg los, 
schlieft U hat einw andfre i festgestellt, daß die V ertrag - 
Verhanenden n ich t Beabsichtigten, ein E lte rn - und K indes- 
niehr v  K1'. S' der §§ 1741 f f - BGB- herzustellen, v ie l­
hatten p 61 nu r die Uebertragung des Namens im  Auge 
gestellt FS ,konnte allerdings im  vo rl. Falle n ich t fest­
teile e v T ' 1611-’ daß F rh ‘ W ' Besondere m aterie lle V o r ­
deren u ’ -Wie es nach seinen eigenen Angaben bei an- 
ScBluß doPB°nen der F a ll war. E r hat aber den A b ­
rieben  V<T? Arm allIneverträgen nahezu geschäftsmäßig be- 
des Recht n solcBes Gebaren ste llt aber einen M ißbrauch 
s°lcher lWmI1StltutS .der Abnahme an Kindes Statt dar. E in  

i brauch lie g t auch auf Seite des angenommenen H .

vor, dem es nach den gerichtlichen Feststellungen nu r 
darum zu tun war, den adeligen Namen zu erhalten. Es 
kann dahingestellt bleiben, ob der Annahmevertrag als 
Scheinvertrag zu erachten is t; jedenfalls verstößt er, und 
zwar auf Seite der beiden Vertragste ile , gegen die guten 
Sitten und is t nach § 138 BGB. n ichtig . D ie  N ich tigke it 
des Vertrags kann durch gerichtl. Bestätigung n ich t geheilt 
werden. (O bLG . ZivSen. Beschl. I I I .  19/27 v. 25.Febr. 1927.)

2. S t r a fs a c h e n .
M itgeteilt von Oberstlandesgerichtsrat K e id e l ,  München.
S tra fschutz  des R e ichsw appens. § 360 N r. 7 RStrGB. 

bedroht in  seiner damaligen Fassung den unbefugten Ge­
brauch der A bb ildung  des kaiserlichen Wappens m it Strafe. 
Das kais. W appen is t nebst der kais. Standarte durch Erlaß 
des Kaisers v. 3. Aug. 1871 e ingeführt und in  der Folge 
vom  Bundesrat, Reichstag, von  Reichsbehörden gebraucht 
und auf den Reichsmünzen angebracht worden. D ie  V e r­
wendung durch andere Organe und Behörden des Reichs 
zw ingt n ich t zu dem Schlüsse, daß das W appen S innb ild  
der Staatsgewalt des Reichs w a r; sie konnten es ebenso 
gut als W appen des Kaisers als des obersten Organs der 
Reichsgewalt führen, bes., da Reichsbehörden nach dem 
Erlasse v. 3. Aug. 1871 die Bezeichnung als kaiserliche 
führten. Jedenfalls beweist die W andlung, welche die 
V o rsch rift durch das Ges. v. 26. Febr. 1876 erfahren hat, 
n icht, daß ein Sym bol der Staatsgewalt des Reiches ge­
schützt werden sollte. W ährend b isher nu r die W appen 
der Landesfürsten geschützt waren, wurde damals daneben 
der Schutz der Landeswappen, der Symbole der Staats­
gewalt der Bundesstaaten, eingeführt. W enn g leichzeitig 
das kais. W appen in  den Strafschutz einbezogen wurde, 
so lag es bei der dem Erlaß v. 3. Aug. 1871 entsprechenden 
Fassung nahe, den Schutz auf das A ttr ib u t des Kaisers, 
des Vertre ters des Reichs, zu beziehen. Sicher war die 
g le ichzeitig m it dem W appen geschaffene kais. Standarte 
nn r kais. Ehrenrecht. Das weist auf die gleiche Be­
deutung und die gleiche Eigenschaft des kais. W appens 
h in . D urch die V erf. von 1871 war kein Kaiserreich ge­
schaffen, es war nu r dem Inhaber der obersten Reichsgewalt 
der T ite l Deutscher Kaiser beigelegt. W appen und Stan­
darte^ sind als W ahrzeichen der kais. W ürde  geschaffen. 
Das is t auch der Standpunkt der früheren Staatsrechtslehre 
( L a b a n d ,  5. A u fl. I  226; M e y e r ,  Lehrbuch des d. StR. 
4. A u fl. S. 386; R ö n n e  StR. 2. A u fl. I  S. 45, 226; S e y d e l ,  
R V erf. 2. A u fl. S. 158, und fü r  das Strafrecht O ls h a u s e n  
10. A u fl. Anm . d zu § 360 N r. 7). Das i. J. 1919 als 
W ahrzeichen des Reiches neugeschaffene Reichswappen m it 
dem Reichsadler is t etwas anderes als das frühere kais. 
W appen i. S. des § 360 N r. 7, auch wenn dieses n icht 
nu r vom  Kaiser, sondern auch von  anderen Organen und 
Behörden des Reichs geführt wurde. D e r Gebrauch des 
jetzigen Reichswappens kann deshalb n ich t nach § 360 
N r. 7 in  seiner jetzigen Fassung gestraft werden. Dem  
steht § 2 Abs. 1 StrGB. entgegen. E ine entsprechende 
Anw endung eines Strafgesetzes auf einen verwandten T a t­
bestand is t ausgeschlossen. (U rt. RevReu I I  587/26 v  
v. 7. Febr. 1927.)

Oberlandesgericht Königsberg.
.  M itg e te ilt von Oberlandesgerichtsrat E r m e l ,  Königsberg.

E in e  Beschw erde über die H a ft - O rdnungsstra fe  
w ir d  du rch  deren V o lls tre c k u n g  n ic h t gegenstandslos.
§ 181  GVG . läßt die Beschwerde im  Falle des § 178 ohne 
Einschränkung zu, obw ohl ih r  keine aufschiebende W irku n g  
beigelegt ist. A lle rd ings kann sie im  Falle der Verbüßung 
nie .einen vo llen  E rfo lg  haben, denn die Verbüßung der 
Strafe läßt sich n ich t ungeschehen machen. Indessen kann 
der V eru rte ilte  trotzdem  erheblich an der Feststellung 
interessiert sein, daß die Festsetzung der Ordnungsstrafe 
überhaupt und die Haftstrafe im  besonderen zu U nrecht 
e rfo lg t ist. W enn der Gesetzgeber diese Nachprüfung dem 
BeschwGer. in fo lge  Verbüßung hätte entziehen wollen, so 
hätte er das bestimmen müssen, um so mehr, als die sofortige 
Bezahlung der sofortvo llstreckbaren Haftstrafe die E in legung 
der Beschwerde n ich t ausschließt, es sei denn, daß in  der 
Bezahlung ein schlüssiger Verzicht auf die Beschwerde zu 
erblicken ist. (Beschl. 6 W . 497/26 v. 16. Dez. 1926.)
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Literatur-Beilage zur d j z . 32. Jabrg. (1H7)HrttU
Bürgerliches Recht. Recht der Schuldverhältnisse.

V o n  P ro f. D r. H e i n r i c h  T i t z e .  2., verbesserte A n fl. 
(Enzyklopädie d.R echts-u . Staatswissenschaft. Abt.R echts- 
wissenschaft. Bd. 8.) 1926. B e rlin , Springer 6,90 M.

W enn man auch gegen Grundrisse über unsere w ich­
tigsten Rechtsgebiete Bedenken haben kann, is t doch diese 
A rb e it als eine w ertvo lle  Bereicherung unserer L ite ra tu r und 
hervorragende dogmatische Le is tung  anzuerkennen. Gut ge­
schrieben, durch Beispiele belebt, b rin g t das Buch eine v o r­
tre ffliche  Darste llung des Gesetzesinhalts, berücksichtigt auch 
die geschichtliche E ntw ick lung  sowie die F o rtb ildung  des 
Rechts durch Praxis und Wissenschaft und zeichnet sich durch 
eigenartige Behandlung mancher Probleme, insbes. seine von 
Gesetz und wissenschaftlicher U ebung unabhängige Syste­
m atik aus. D ie  2. A u fl. berücksichtigt n ich t nu r die weitere 
R echtsentw icklung; sie zeigt auch sonst die verbessernde 
Hand. Besonders zu begrüßen is t die Aufnahme der 
w ich tigs tenL ite ra tu r—  ab und zu auch ausländischesRecht — , 
der ho ffen tlich  in  der nächsten A u fl. der V erm erk  grund­
legender Entscheidungen fo lg t. W ünschenswert wären Aus­
führungen über das Schuldverhältnis als Organismus und 
über das A kk re d itiv . D e r „Z im m eranschlag“  (S. 106) ist 
heute n ich t m ehr praktisch, die Gastwirte haben in  der „V e r­
zichtserklärung“ ein -wirksameres M itte l gefunden. U n te r­
lassungsklage und K onkurrenz zwischen Vertrags- und 
Deliktsansprüchen (S. 138) kommen in  der Enzyklopädie z. Zt. 
zu kurz, da die Bemerkung v. T u h r s  (Bd. V I I  § 12) n ich t aus­
reicht. F ü r den akademischen U n te rrich t wünsche ich, daß 
Titzes Buch keine Gefahr fü r  die großen Lehrbücher werde, 
aber als Grundlage der V orlesung sich vie le Freunde ge­
w innen möge.

Professor D r. S t o l l ,  F re iburg .

Handkom m entar zum Einkom m ensteuergesetze v.
10. Aug. 1925 in dessen neuester Fassung. V on
SenPräs. des R F H . i.  R . A l f o n s  M r o z e k .  1926. K ö ln ,
D r. Otto Schmidt. Geb. 14 M.

Das ausgezeichnete, vom  V erlag  dieser seiner Q ualität 
gemäß ausgestattete Buch hält, w ie es seiner Bezeich­
nung als Handkomm entar entspricht, die rich tige  M itte  
zwischen den erläuterten Textausgaben und den ganz 
großen Kom m entaren, die durchgängige V o lls tänd igke it an­
streben und be i jeder Frage ih re  Stellungnahme eingehend 
zu begründen suchen. K la re  und übersichtliche G liederung 
des reichen Stoffes und geschickte und zuverlässige V e r­
weisungen machen das A rbe iten  m it dem Buch besonders 
angenehm. Seine persönliche Note erhält es durch die 
weitgehende V erarbe itung  der Ergebnisse der preuß. E in - 
kommensteuerrechtsprechung, zu deren besten Kennern 
der V e rf. in  seiner Eigenschaft als frühe re r Senatspräsident 
am preuß. OVG . und V e rf. des bekannten Kommentars 
zum preuß. EinkStGes. gehört. D arüber is t aber die 
H eranziehung und V erarbe itung der M ateria lien des neuen 
Reichsrechts und der Rechtsprechung des R F H . keineswegs 
zu kurz gekommen. Das Buch w ird  seinen im  V o rw o rt 
gekennzeichneten Zweck: „Jedermann in  allen Fragen der 
E inkom m ensteuer über das geltende Recht, w ie  es. im  
EinkStGes. in  seiner neuen Fassung, in  den Anweisungen 
des F inanzm inisters und der Rechtsprechung seinen 
Ausdruck finde t, schnell zu unterrich ten“ , ebenso v o rtre ff­
lich  e rfü llen , w ie  es der Handkomm entar des V e rf. zum 
preuß. E inkStGes. seinerzeit getan hat.

Reichsfinanzrat E v e r s ,  München.

Das A ktienstim m recht der Banken. (Depotaktie und 
Leg itim ationsübertragung.) V  on Prof. D r . P a u l G i e s e k e .  
1926. B e rlin , Heymann. 3 M.

D e r V e rf. unterscheidet zutreffend die depotrechtliche, 
d ie technische aktienrechtliche und die materielle aktien­
rechtliche Seite des P roblem s; unter jedem dieser Gesichts­
punkte steht er den auf eine gesetzgeberische R eform  h in ­
zielenden Vorschlägen sowohl bez. der N otw endigkeit als 
bez. der D urchführbarke it im  wesentlichen zurückhaltend 
und kritisch gegenüber. M it Recht hä lt V e rf. die Gefahr,

daß die Banken die Interessen des Unternehmers zugunsten 
ih re r eigenen vernachlässigen, fü r  geringer als bei anderen 
Beherrschern von Aktienuntem ehm ungen; schon die Prestige­
frage verbiete ihnen Handlungen zu ih ren  Gunsten, die 
den w irtschaftlichen E rfo lg  des beherrschten Unternehmens 
schädigen. In  rechtstatsächlicher H ins ich t erscheint die A n ­
nahme des V e rf. S. 3 n ich t zutreffend, daß der Depotkunde, 
wenn er überhaupt zu der Bank in  Geschäftsverbindung 
treten w olle , die in  den Geschäftsbedingungen enthaltene 
Stimmrechtsermächtigung erteilen m ü s s e ;  ebenso w ie der 
Kunde die Erm ächtigung im  Einzelfa lle ausschließen kann, 
kann er sie auch von  vornhere in  streichen. N ich t zuzustimmen 
is t dem- V erf. fe rner darin, daß die Ausle ihung von D epot­
aktien  an andere Banken in  jedem Falle einen Mißbrauch 
darstelle. Stim m t das Interesse des Leihnehm ers m it dem 
vermutlichen. Interesse des Depotkunden überein, so is t eine 
fo rm e ll statthafte Uebertragung der Leg itim ation  zur V e r­
tretung der A ktien  auf den Leihnehm er, abgesehen vom  
F a ll des § 318 H G B., auch m aterie ll n ich t ungerechtfertigt.

Rechtsanwalt O t t o  B e r n s t e i n ,  B erlin .

Die Betriebsräte in Deutschland. V o n  M a r c e l  
B e r t h e l o t .  Uebersetzt von  O t t o  B a c h .  1926. 
Mannheim, Bensheimer. 6 M.

D er W e rt dieser soziologischen Untersuchung, deren 
französisches O rig ina l als V e rö ffen tlichung des In t. A rb .- 
Amtes in  Genf erschien, fü r  den deutschen Leser beruht, w ie 
Clemens N ö r p e l  im  V o rw o rt m it Recht sagt, darauf, 
daß er die heim ischen Zustände m it den Augen des Aus­
länders betrachten und so eine das B ild  klärende Distanz 
zu ihnen gewinnen kann. Berthelot behandelt gründlich 
die Vorgeschichte und Entstehung des deutschen BRG-, 
die E n tw ick lung  der BR . seit dessen Inkra fttre ten  und die 
Hauptfragen, die sich bei Anw endung des Gesetzes ergeben 
haben. Sein U r te il über die BR., die „m it  der vom  re ­
vo lu tionären V ollzugsra t beabsichtigten Organisation nichts 
gemeinsam haben als den Namen“ , is t günstig. E r ste llt 
fest, daß sie dank dem Einflüsse der Gewerkschaften sich 
in  den ihnen vom  Gesetz vorgezeichneten Rahmen im  allg- 
e ingefügt und ein gewisses Vertrauen der Arbeitgeber 
gewonnen haben.

Professor D r. K r  e i l  e r ,  Münster.

Funkrecht. V o n  M inR at D r. E b e r h a r d  N e u g e b a u e r .
2., v ö llig  umgearbeitete A u fl. 1926. B e rlin , Stilke. Geb. 7 M- 

Daß das Buch so rasch neu erscheinen konnte, zeugt 
dafür, w ie  verb re ite t das Interesse an dem Stoff, aber auch 
dafür, w ie  gut die A rb e it ist. D ie  2. A u fl. bezeichnet sich 
als „v ö ll ig  umgearbeitet“ . Das is t be i einem Rechtsgebiet, 
auf dem alles so sehr in  der Bewegung ist, kein W under. 
E tw a 50 Seiten sind hinzugekommen. D urch Verwendung 
besseren Papiers is t der äußere U m fang jedoch verkle inert. 
D ie  Anlage is t dieselbe geblieben. A u f eine glänzend ge­
schriebene E in le itung  fo lg t auf 36 S. die sorgfältige E r­
läuterung der FunkverkehrsVO . W as besonders verdienstlich 
scheint, is t die scharfe Herausarbeitung der Zusammenhänge 
der V O . m it dem TelegrGes., ohne deren K enntn is die 
Tragw eite der V O . n ich t zu verstehen ist. Es fo lgen ein­
gehende Erörterungen von Rechtsfragen, die das Funkwesen 
auf anderen Rechtsgebieten hat auftauchen lassen, z. B- 
Antennenrecht, Funkurheberrecht. Zum  Schluß sind alle 
einschlägigen V o rsch riften  abgedruckt. Das W e rk  kann als 
auf seinem Gebiete m ustergültig, ja  vo llkom m en bezeichne 
werden.

Oberstaatsanwalt D r. S c h n e i d e w i n .  Le ipzig .

Formularbuch der streitigen G erichtsbarkeit. Ein
Handbuch der Rechtsanwaltspraxis I .  A . des W irtschaftlich® 1 
Verbandes Deutscher Rechtsanwälte verfaßt von  RA- 
D r .  L e o n  R o t h k u g e l .  3., neubearb. A u fl. 1926. Berlin- 
Heymann. Geb. 5 M . .,

F ü r ein Form ularbuch der stre itigen Gerichtsbarkei 
besteht e in dringendes Bedürfn is. W e r es untern im m t, ein 
solches zu verfassen, kann des Dankes w e ite r Kreise siche 
sein. A ber er muß sich bewußt sein, daß gerade diese
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•Aufgabe ein hohes Gefühl der Verantw ortung, besonders 
“ orgfältige A rb e it selbst in  den kleinsten E inzelheiten ve r- 

ngt- In  dieser H ins ich t läßt das W e rk  manches zu wünschen 
»g-. Besonders die E inarbeitung der neuen V orschriften 

( r - V ^ 6 erf ° r(le rliche Sorgfalt vermissen. Z. B. S. 76, 134 
f ü h r e n  in  Arm ensachen); S. 78, 131, 133 (F ris t zur E in - 
a.. ung, statt zum Nachweis, nach § 519 V I ,  „g le ichze itig  

a der Term insbestim m ung“ !) ; S. 79, 132 (Berufungsbe- 
^rundung is t einzureichen, n ich t zuzustellen); S. 52 (R u he n ); 
j j ’ (H inw e is auf § 519 fe h lt); S. 75 (Beschwerde gegen 

Ostenfestsetzungsbeschluß is t ohne Rücksicht auf Be- 
p " ’ordesumme zulässig); S. 58 (nach § 697 sind beide 

ärteien antragsberechtigt) ; S. 132 (nach § 272 a is t Antrag 
j /  0r<le rlich ). In  N r. 35 müßte die eidesstattliche Versiche- 
j  ag fehlen, N r. 185 müßte e indring licher auf die Gefahren 
jj^ ^ is tv e rs ä u m u n g  hinweisen. N r. 68 Anm . übersieht, daß 

Zustellung aus mehreren Akten besteht, die an verschiede- 
eo Tagen stattfinden können. W en ig  W e rt scheint der 

■ darauf gelegt zu haben, seine Entw ürfe sprachlich 
■ ^ '^ad fre i zu gestalten: Ueberflüssige F rem dw örte r finden 

Schi ^  ® ö!le  und Fülle , das Geschlechtswort is t häufig  unter- 
j 5?en’ D ruckfeh ler sind zah lre ich ; manches M al is t man 
Sn ^ We f̂el> ob ein D ruckfeh le r oder Verstoß gegen die 
lio iaCil~ 0ĉ er Satzzeichenlehre vo rlieg t. U m  so bedauer- 

er. als das Buch doch hauptsächlich von  Angestellten 
Hutzt werden soll, die z. T . n ich t einmal die höhere Schule 
sucht haben. So nützlich das Buch an sich ist, so darf es 
cn nur m it großer V ors ich t benutzt werden.

Rechtsanwalt T h e o d o r  S o n n e n ,  B erlin .

Förderin?! D er Roman eines Verte id igers von W a l t e r  
lo e m .  2. A u fl. 7.— 9. Tausend. Schattenbilder des 

Bebens. 1926. B e rlin , L iebm ann. Geb. 5 M. 
t  E in interessanter, außerordentlich spannender K rim in a l- 
sti a0’ dessen einzige Unwahrschein lichkeit —  die Be- 
. zum Selbstmord durch hypnotischen Zwang —
" ’i a r^*u  so ‘bubt an den Bereich des M öglichen gerückt 
sm ’ auch der gebildete Leser sich diese Voraus- 
j)  der gut erfundenen und m it der ganzen erprobten 
gef.ŝ ebungskunst des bekannten Rom anschriftstellers durch­
i r r t e n  Babel gefallen lassen darf. Das Strafverf. is t 
Eah 1Scken tie fgre ifend geändert worden, so daß der äußere 
ist ^ r611 ^ es von B loem  gezeichneten B ildes z. T . veraltet 
gen r111 heutigen Schwurgericht, wo die Geschworenen 
v jel einsan i m it den B erufsrich tem  beraten, dürfte es dem 
QgJE^uudten Justizrat Bogdanski w o h l n ich t gelingen, den 
haus Morenei1 die Freisprechung der Susanne M engers- 
¿ 0tten abzirlisten. A b e r das ändert nichts an dem W e rt des 
LeSeanS’ . ^ er in  meisterhafter, fesselnder D arste llung den 
Bfecht ^  interessanten Problemen des Strafrechts bekannt 
den -,-Juid ihm  an dem Beispiel der Susanne Mengershausen 
Ita n d h n 4 und die N otw endigkeit e iner starken, zielsicheren 
Ben. „ ung des Strafrechts besonders e indring lich  zum 

"  ußtsein b ring t.
Landgerich tsd irektor S c h r o e d e r ,  Koblenz.

Ka -----------------
S t!la IV e rk e h rs s te u e rg e s e tz  uebst VO .en nach dem 
g  de v. 15, Okt. 1926. M it Erläuterungen von  RegRat 

• K a e m m e l .  1927. München, Beck. Geb. 4,80 M. 
Ulnfas Ine dem jetzigen Stand entsprechende, alle Neuerungen 
geset2Sentie. handliche Ausgabe des Kapita lverkehrsteuer- 
Besonj S * * * .  Erläuterungen, E in le itung  und Sachregister. 
Der * ê -s die Rechtsprechung des R F H . is t berücksichtigt. 
A— Anhang enthält die V O . über Gesellschaftsteuer bei'W i
Hebst AUn -̂ V° n Goldbilanzen und bei s tillen  Gesellschaften 
und a, u®zdgen aus dem Gesetz über Steuerm ilderungen 

s der D urch fV O . zum AufwGesetz.

l! i tget. Vl Literaturüb ersieht.
om Geb. Reg.-Rat Prof. Dr. H a n s  P a a lz o w , D irektor 

an der Preuß. Staatsbibliothek a. D., Berlin.
A. Z e its c h rifte n .

JU|,is*ische uj . Allgemeines.
D i t t e r u  Chenschp.if*. 56. Jg. H. 24: Bernhard Schwering f  
leben. Tr i,r  ̂  e r  ’ Rechtsanwaltschaft im Wirtschafts- u. Rechts-
®e;nifuDo-Q- 4V* ^ ° d e n b e r g ,  Zu der P flicht des Anwalts dei 

g Instanz, die Akten alsbald zu bearbeiten. G ü lla n d

Kann in der Justizverwaltung die Zwischeninstanz des Land­
gerichtspräsidenten entbehrt werden ? — H. 25: O pp  e rm a n n ,' 
Grundsätze des Arbeitsgerichtsverfahrens. B aum , Der Ueber- 
gang d. Gerichtsbarkeit auf die Arbeitsgerichte. W illy  F ra n k e , 
Die Organisation d. Arbeitsgerichtsbehörden.

Deutsche Richterztg. 19. Jg. H. 6 : W ie ru s z o w s k i,  Der heutige 
Stand der Lehre vom Persönlichkeitsrecht. B o d e , Ueber die 
Rechnungslegung des Vormunds. K ie s e l ,  Das Güteverfahren 
als A rt einer sozialen zivilistischen Gerichtshilfe. K re b s ,  
Räumungsklage gegen haushaltlose Untermieter. (Erwiderung). 
W a c h in g e r ,  Das bayer. Zigeuner- u. Arbeitsscheuengesetz. 
B e r in g e r ,  Bedeutung des § 152 Ziff. 1 der Dienst- u. Vollzugs- 
Ordnung f. d. Gefangenenanstalten d. Justizverwaltg. in Preußen 
v. 1. Aug. 1923 gegenüber dem § 116 StrPO. RGRat S c h u ltz , 
Das Ges. z. Bewahrung d. Jugend vor Schund- u. Schmutzschriften 
u. d. Strafrichter. B lo c k ,  D ie Anfechtung v. Zwischenentschei­
dungen im Aufwertungsverfahren. M ü n s te r ,  Der Richter auf d. 
Lande. Berth. H e rz , Rechtskrise, nicht Justizkrise.

Leipziger Ztschr. f. deutsches Recht.^ 21. Jg. Nr. 12: K rü c k m a n n , 
Klageantrag u. U rte il bei d. Kondiktion einer kausalen Ver­
pflichtung. A lfr. R o s e n th a l,  Das Erfolgshonorar. B a r in g ,  
Nochmals der Femsprechbeitrag.

Die Justiz. 2. Bd. H. 5: K rü c k e ,  Zur Justizreform. Emst Fuchs, 
Karlsruhe, Der neue Rechtsgeist u. die kommende Rechtskunst. 
Gustav W e iß , Wolfenbüttel, Erzieherischer Strafvollzug. Ge­
danken zum Amtlichen Entw. e. Strafvollzugsgesetzes. W e in -  
m ann , Abstellbare Mängel in d. Ausbildung u. Prüfung der 
Juristen. P o t th o f f ,  D ie Durchsetzung des Kollektivgedankens 
im Arbeitsrechte. Emil R o th , Berlin, Zum Thema: D ie Rechts­
beugung im  künftigen deutschen Strafrecht.

Juristische Rundschau. 3. Jg. Nr. 12: W e in k a u f f ,  D. Vorbereitung 
zum Hochverrat im künftigen deutschen Strafrecht. O p p e n b e rg , 
Zur Anwendung des § 6  Abs. 2 AufwG. L a s k e r ,  Die Verjährung 
des Aufwertungsanspruchs.

Recht U. Handel. 2. Jg. Nr. 6 : B aum , Rechtsanwaltschaft u. W irt­
schaft. F e u c h tw a n g e r , Jedermann sein eigener Anwalt? 
F in g e r ,  Urkundenunterdrückung durch den Rechtsanwalt. 
H e n n ig s e n , Der Aufsichtsrat im  Aktienrecht. Ein Beitrag 
zur Reform des deutsch. Aktienrechts. O p p e n h e im e r , Crossing- 
scheck u. Verrechnungsscheck im  Weltscheckrecht. B e c k e r , 
Cleve, Allgemeine Geschäfts-(Lieferungs-) Bedingungen. K ro m ­
b a ch , D ie ungünstige Behandlung der von Kauneuten abge­
schlossenen Aufwertgsvergleiche n. d. Aufwertungsgesetz. Theod. 
C o h n , D ie Zweigniederlassung und ih r Eintragungszwang in d. 
Handelsregister. F re y m u th ,  D ie Uebertragung d. Geschäfts­
anteile der GmbH. Joh. F u ch s , Mantelkauf u. GmbH.-Noveile. 
S i lb e r g le i t ,  D ie Einmanngesellschaft m .b.H. und ih r Uebergang 
in eine Einzelfirma. P e tz  a l l ,  Zum Entw. e. Lebensmittelgesetzes.

Zeitschr. f. Rechtspflege in Bayern. 23. Jg. Nr. 11: Zwei Vorschläge 
zur legislativen Behandlung d. Abtreibung. M e s s e re r , Die 
strafrechtliche Behandlung v. Schulversäumnissen. E g  e r , Recht­
liche Besonderheiten beim Eisenbahn-Transport in  Fässern. 
H o l le r e r ,  Jugendgericht u. Arzt. — Nr. 12: K r ie n e r ,  Rang­
änderungen im Grundbuch u. deren Wirkungen auf d. Ver­
steigerungserlös. L e n tn e r ,  D ie Pfändung v. Postsendungen. 

Blätter f. Rechtspflege im Bez. d. Kammergerichts. 37. Jg. Nr. 6 : 
A le x a n d e r - K a tz ,  D ie Benachrichtigung v. d. Freigabe der 
Pfandstücke im  Interventionsprozeß.

Eisenbahn- u. verkehrsrechtl. Entscheidungen u. Abhandlungen. 45. Bd. 
H. 1: B o e th k e , Was sind selbständige Verkehrsanlagen im 
Sinne des Finanzausgleichsgesetzes (§ 13)? Go H e rm a n n , Grund­
regeln d. AufwG. m. bes. Berücks. des Verkehrsrechts. N o th -  
m ann , D ie Reform d. Untersuchungshaft. G e rs te l,  Das Arbeits­
gerichtsgesetz (Schluß). J o s e f, Aufwertungsansprüche d. Tele­
phonteilnehmer.

Der junge Rechtsgelehrte. 3. Jg. Nr. 12: W e in m a n n , Ausbildungs­
ämter f. Referendare. M. W a g n e r, Namensrecht u. Annahme 
an Kindesstatt. (Forts.)

Zeitschr. f. Ostrecht. 1. Jg. H. 2: K rü c k m a n n ,  Inländische Ge­
richtsbarkeit üb. ausländische Staaten. W. W o l f f ,  Moskau, D ie 
neueste Entwicklung d. Handelsgesetzgebung d. Sowjetunion im 
Zusammenhang m. d. gegenwärt. Richtung d. Handelspolitik. 
L o e b e r ,  Bericht üb. d. Gesetzgebung Lettlands i. J. 1926. 
E is n e r ,  Das Aufwertgsproblem in der Gesetzgebung u. Recht­
sprechungjugoslawiens. M u d ro v c ic ,  Dasselbe. v .B o s s o w s k i,  
Polnische VO. v. 26. März 1927  ̂ betr. die Normalisierung des 
Rechtes in den ostpolnischen Wojwodschaften. L a n d k o f ,  Das 
Dekret über die Firma in der Ukraine. M e lc h io r ,  Feststellung 
des maßgebl. Rechts bei intemat. Geschäften. Behandlung v. 
Ausländem b. d. Aufwertung, v. F re y  m a nn , Das Adelsprädikat 
als Namensbestandteil bei russischen Edelleuten. K u n z , Kon­
fiskation (des Vermögens eines deutschen Staatsangehörigen m. 
Wohnsitz in der Bukowina).

Rundschau f. GmbH. 18. Jg. Nr. 6 : W e t te r ,  Das Unterbilanzprivileg 
n. d. Körperschaftsteuerges. M ro z e k , Der Gewinn aus d. Be- 
teiligung an e. GmbH, gewerbliches Hinkommen n. d. Doppel­
besteuerungsvertrage m. Oesterreich. Rechtsanw. B e c k e r , Cleve, 
Unterliegt d. Firmenwert (goodwill) einer GmbH, der Besteuerung? 
K lu c k h o h n ,  Gesellschaftssteuerpflicht b. d. Umwandlung e. 
Aktiengesellschaft in eine GmbH. u. in  ähnlichen Fällen. B e c k e r , 
Cleve, D ie Haftung des Staates f. Amtshandlungen, insbes. Aus­
künfte d. Beamten des Handelsregisters. F u ld ,  D ie Haftung d. 
GmbH. f. unlautere Wettbewerbshandlungen des Geschäftsführers.

Bank-Archiv. 26. Jg. Nr. 17: Steuerabzug vom Kapitalertrag (Ein­
gabe v. Organisationen des Handels u. d. Industrie an d. Reichs­
finanzminister). S ip p e l,  Zur Auslegung v. Anleiheschuldver­
schreibungen. Heinr. R ic h te r ,  D ie Auslegung internationaler 
Schuldverschreibungen. (Dreineuerefranzös.Urteile). K o e p p e l,  
Gesellschaftssteuer b. Convertiblen Bonds. H o e n ig e r ,  Zur 
Sanierung d. Sichergsübereignung (Schlußwort).
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Mitteilungen d. Industrie- u. Handelskammer zu Berlin. 25. Jg. Nr. 12:
D o v e , Revision d. Gesetzgebung üb. gewerblichen Rechtsschutz. 
B a l l ,  Konkurse u. Finanzämter.

Das Recht des Kraftfahrers. 2. Jg. Nr. 13: D u b e lm a n , W ie stellt 
sich d. Versicherungsgesellschaft zu d. Freizeichnung d. Garagen­
besitzers v. d. Schadenshaftung? W it tu s ,  D ie Haftung d. Staates 
bei Unfällen v. Kraftfahrzeugen. K lo  d t,  B ildet § 17 Abs. 1 Satz 1 
der VO. über Kraftfahrzeugverkehr eine selbständige Strafnorm ?

Gerichts-Ztg. 78. Jg. Nr. 12: S w o b o d a , D ie Bestreitung des Auf­
wandes beim Leihvertrag. C z e rn y , Einige Rechtsfragen d. An- 
gestelltenversicherg. R ie d e r ,  D ie gesetzl. Bigamie. K  r  a e m e r , 
D ie Frage des Zeitpunktes f. d. wirksamen Anschluß der Privat- 
beteiligten an das Strafverfahren nach unserer StrafprozeßO.

Juristische Blätter. 56. Jg. Nr. 12: O h m e y e r, D ie Schriftform d. 
Bürgschaftserklärung. K la n g ,  D ie Rechtsprechung d. Obersten 
Gerichtshofes in Zivilsachen. 8 . Bd. H. 2. Z im b le r ,  D ie akzesso­
rische Natur des Schutzes d. Auslandsmarke.

Svensk Jurlsttidning. 12. Ârg. H. 4: K a l le n b e r g ,  Om grunderaa 
fö r en processreform. A l te n ,  Nogen bemerkninger t i l i  process- 
kommissionens betänkande. W re d e , Förhör med part under 
straffansvar. C a r l son , Reflexioner angäende den ifrägasatta 
inskränkningen i  den tilltalades rä tt t i l i  klagan i  högsta instansen. 
H  a s s 1 e r , Stiaffprocessens reform. Nagra anmärkningar t i l i  process- 
kommissionens betänkande. E n g s trö m e r ,  Om Oeverexekutors- 
göromälens överflyttning. S o le m , Den norske rettergangs- 
reformen.

American Bar Association Journal. Vol.r 13. No. 5: F e h r , Y(oung) 
M(en) C(hristian) A(ssociation) held part of war time m ilitary 
establishment. — Proposed suppléments to canons of Professional 
ethics. Ja c o b s , Suits in  federal courts fo r recovery of money 
preferences. M i l l e r ,  Oral argument before appellate courts. 
C o o k , Legal research.

California Law Review. Vol. 15 No. 4: M c  A l  l i s  te r ,  Ex post facto 
laws in the Supreme Court of the U. S. G a n g % Commercial 
arbitration in California. H o o k e r ,  Nature of wife s interest in 
community property in California.

The Canadian Bar Review. Vol. 5 No. 5: Horace E. R e a d , Canada 
as a treaty-maker. I I I .  Fred R e a d , Negotiability as ît affects 
„lien notes.“

Bürgerliches Recht.
Deutsches Wohnungsarchiv. 2. Jg. H .6 : F r ie d r ic h s ,  DieBedeutung 

des Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten  ̂t. d. 
Wohnungswesen. E r  m an, D ie „Bestimmtheit“ d. Erbbauzinses. 
B a a k , Zur preuß. VO. über d. Bewirtschaftung d. Wohnraumes 
f. Beamte. G e n th  e , Sind Richtlinien gemäß § 52 Abs. 3 RMSchG. 
angebracht? S c h u lz , Schönberg i. Meckl., D ie Anordnung der 
beschleunigten Zuweisung eines Ersatzraumes nach § 36 MSchG. 
B e r g to ld ,  Zum Begriff der „durch Umbauten neugeschaffenen 
Räume.“

Die Grundstückswarte. 2. Jg. Nr. 23: A s k e n a s y  Die Aufhebung 
d. Mieteinigungsämter. K e r s t in g ,  Neugeschaffene Räume i. b. 
d. Mietgesetzgebung. W a sse rm a n n , Unbefugte Untervermietung 
als Mietau&ebungsgrund. — Nr. 24: L i l i e n t h a l ,  Werkmiet­
wohnungen n. Werkwohnungen. — Nr. 25: K e r s t in g ,  Schutz d. 
Grundeigentümers gegen sog. Immissionen. H o c h e , Genießt d. 
Vormerkungsberechtigte den Schutz des öffentl. Glaubens nach 
§ 20 ff. AufwGes.?

Zeitschrift für Selbstverwaltung. 10. Jg. Nr. 6 : L u x e m b u rg e r ,  
Nichtige Jagdpachtverträge. Begriffe der Weiterverpachtung.

Sparkasse. 47. Jg. Nr. 12: S e id e l,  Wirtschaftl. u. rechtliche Fragen 
des Reichshypothekenbankgesetzes. S t r ic k s t r a c k ,  D ie Ablösung 
v.Markanleihen öffentl.-rechtlicherKörperschaftenohneKommunal- 
verbandscharakter.

Zeitschr. f. Standesamtswesen. 7. Jg. Nr. 12: K ü s tn e r ,  D ie Rück­
verweisung, insbes. im Eheschließungsrecht. E p p le ,  D ie Ehe­
schließung d. Ausländer in Württemberg.

Danziger Juristische Monatsschrift. 6 . Jg. Nr. 6 : GeHt. W a g n e r, 
Danzig, D ie Beweiskraft d. Blutuntersuchung f. d. Erm ittlung d. 
Vaterschaft. LGR. M e y e r ,  Danzig, Aufrechnung u. rechtskräftig 
festgestellter Kostenanspruch.

Schweiz. Juristen-Ztg. 23. Jg. H. 24: B a d e r, Einige Betrachtungen 
üb. d.Gesamthypothek n. d. Schweiz. Zivilgesetzbuch. E n g lä n d e r ,  
D ie Grundzüge des neuen russischen Obligationenrechts.

II Diritto aeronáutico. Anno 4. No. 3: R ip e r t ,  La responsabilité 
dans les centres d’entrainement des pilotes.

Pasicrisie belge. 114. Ann. No. 4: R o u s s e a u , De la transcription 
des baux en droit luxembourgeois.

Le Droit d’auteur. 40. Ann. No. 6 : La saisie du dro it d’auteur.
l. Em. A d le r ,  Lettre d’Autriche.

Handelsrecht usw.
Zentralblatt f. Handelsrecht. 2. Jg. Nr. 5/6: B e c h e r, Der Handel

m. Aktienmänteln u. GmbH.-Mänteln. B e c k e r ,  Wiesbaden, D ie 
Stellung d. Großbankfilialen im Scheckverkehr. B o e s e b e c k , 
Ausländsanleihen u. Gnmdbuch. B o n d i,  Kann e. Kaufmann an 
einem Orte mehrere Niederlassungen unter verschiedenen Firmen 
haben? D ie tz ,  Kann in d. Satzungen e. Aktiengesellschaft rechts­
wirksam vorgeschrieben werden, daß die Aktionäre M itglieder 
eines Vereins sein und bleiben müssen, bei Verlust ihrer Aktionärs­
rechte ? F i  c k , Z. Begriff d. wohlerworbenen Rechte im  Schweiz. 
Aktienrecht (Schluß folgt). Joh. F u ch s , Zur Auslegung des §11 
der Geschäftsauf sich tsVO. H e i lb r u n n ,  Das Recht der Wandel­
obligation im Sanierungsfalle, v. K a rg e r ,  Zur Auslegung des 
§ 75 Abs. 2 HGB. N o rd , Zum Streit um das Mehrstimmrecht. 
P in n  e r, Sind im  Besitz einer Tochtergesellschaft befindliche 
Vorratsaktien einer andern Gesellschaft in Betreff des Stimmrechts 
als eigene Aktien dieser Muttergesellschaft anzusehen? P I um , 
Zum Aufwertgsanspruch des ausgeschiedenen Gesellschafters. 
Heinr. R ic h te r ,  Wo ble ib t der Gläubigerschutz (in d. Vergleichs­
ordnung zur Abwendung d. Konkurses)? R o s e n d o r f f ,  Stimm-

rechtsfragen bei d. Fusion. S a e n g e r, Frankfurt a. M., Kann ein 
Aktionär m it d. Gesamtheit seiner Aktien nur einheitlich stimmen-
W e rn e b u rg , Zur Strafbarkeit der Aktiengesellschaftsorgan •
W e s th o f f ,  Das Wirtschaftsrecht, seine philosophischen Gruna 
lagen u. s. Bedeutung als Lehrfach. W in c k le r ,  Bezugsrecüt u. 
Aktiennießbrauch. Z e d e rm a n n , Streitfragen zur Depotgese^ 
novelle. _  , T . _:n

Hanseatische Rechts-Zeltschr. 10. Jg. Nr. 12: E h le rs ,  n t
Schwimmkran ein Schiff? S ie v e k in g ,  D ie York-Antwerp-Rege»
1924 (Stockholm Rnles) in deutscher Uebersetzung m it kurze* 
Anmerkungen. T?j,ir:n

Markenschutz u. Wettbewerb. 26. Jg. Nr. 9: W a sse rm a n n , E
Katz f. E p h ra im , D ie Ausbildung auf d. Gebiete des gewer • 
Rechtsschutzes. R e im e r ,  Rechts vergleichende Betrachtungen - 
deutschen u. englischen Warenzeichenrecht. C I ad, Ist die Ei 
ladung einzelner Kunden, sich vor Beginn des Inventurausverkauf 
an bestimmten Vorzugstagen zu Inventurausverkaufspreisen emzu 
decken, zulässig? E ls te r ,  Zur Frage des Titelschutzes.

Journal des sociétés. 48. Ann. No. 6 : W a h l,  Les comptes annuc 
dans les sociétés à responsabilité limitée. e

University of Pennsylvania Law Review. Vol. 75. No. 8 : C la rk ,  i  
assignment of uneamed book accounts. D o d d , Dissentmg sto

Juristische
b e r, D ie Y ork-Antwerpener Kegein v. i ^ v .  n u m . _

Was ist eine erhebliche Erkrankung bzw. ein erheblicher Untai 
i. S. des § 121 VVG.? B lu m h a rd t ,  Abtretung und Verpfandung 
in der Lebensversicherg. J o s e f, Ersatzpflicht als Hausbesitze 
u. Ersatzpflicht aus Verletzung d. Berufsptlicht bei d. Haftptlum 1 

Versicherung.
Zeitschr. f. Yersichergswissensch. 27. Bd. H. 3: F r e u d lin g ,  ^  

Einheitsversicherg., insbes. die Veredelungsversicherg.m rechtlic 
Betrachtung. R e c k z e h , Das Gesetz z. Bekämpfung d. Geschlechts­
krankheiten in s.Bedeutungf.Privat-u.Sozialversicherg. S om m er- 
A n d e rs e n , Altersversicherg. in Dänemark.

Neumanns Zeitschr. f. Versichergswesen. 50. Jg. Nr. 24: E h re n ­
b e rg , Kürzung d. Versicherungsleistung um d. Betrag d. nicn 
gezahlten Prämie. — Nr. 25: K lu c k h o h n ,  Steuerfreiheit vo 
Versichergsgesellschaften wegen Gemeinnützigkeit. E g g e r ’ 
D ie Versicherungssteuerpflicht der sog. „Unterstützungsvereine •

-  ■■ ■ - ■ "  -  Nr. 24: E h re n z w e ig ,  Di?Versicherung u. Geldwirtschaft.
Frist zur Ausübung d. Kündigungsremiies u<tu v( 
der privaten Feuerversicherung (Schluß in Nr. 25). H a u sch D  ’ 
Ueber d. Leistungspflicht der Versichergsgesellschaft im  Falle 
8  39 VVG. bei alleinigem Rückstand v. Zinsen u. Kosten (Schmm* 
— Nr. 25: E h re n b e rg ,  Renten-Rückversicherg. bei Wahrung­
verschiedenheit (Schluß in Nr. 26). G o t ts c h a lk ,  Ungeschrie 
Recht im Versiehergsverkehr. 1Q 97

Der Versichergsvertreter. Beil, zu „Versicherg. u. Geldwirtsch. y “ 
Nr. 6 : J o s e f,  Der Versichergsagent als „Briefkasten“ des ve* 
sicherers ?

Zivilprozeß usw.
Zeitschr. f. Deutsch. Zivilprozeß. 52. Bd. H. 4/5: v. !S ta f f , Is t e ij^  

öffentliche Zustellung d. Aufforderung aus § 1029 ZPO. mogljc 
T  r  o p s , Grenzen der Privatgerichtsbarkeit. Ein Beitr. z. Schic 
gerichtsfrage. P o t th o f f ,  Zuständigkeit der Arbeitsgerichte m 
leitende Angestellte.

Strafrecht usw.
Gesetz u. Recht. 28. Jg. H. 12: L o e n in g ,  Gleiches Strafrecht 

Oesterreich u. Deutschland. ,
Zeitschrift für Sexualwissenschaft. 14. Bd. H. 2: v. L i l i e n t n *  » 

Sexualität u. Strafrecht.
Monatsschr. f. Kriminalpsychologie u. Strafrechtsreform. 1». Jg.

F o l t in ,  Bedeutung u. Anwendungsgebiet d. Schutzaufsicht 
über Erwachsenen. E d l in .  Rechtlich-psychiatrische GrenzfrageP'
(M. Bemerkungen v. Hans W. M a ie r.)  . . .

Archiv f. Strafrecht u. Strafprozeß. 71. Bd. H. 3, Lief. 2: F r ie d r ic h  » 
Polizeiliche Strafverfügungen im  Lichte des allgemeinen Recn ' 

Rivista penale Vol. 105 Fase. 5: L u c c h in i ,  L ’avvenire del Proc:ene. 
penale. R a n i e r i ,  G li aspetti del reato: i l  reato come azio
M a r i ,  Amnistia diserzione : nota di giurispruden
B io n d o l i l l o ,  Ordine di cattura e prescrizione di condan^ 
penale. P e n so , Ancora sul concorso della provocazione con 
premeditazione. . r a

Revue de droit pénal et de criminologie. 7. Ann. No. 5 : _ F e r r i ,  
personnalité de V io let Gibson qui le  27 avril 1926 tira un c 
de revolver contre Benito Mussolini. . . -y.

Journal of the American Institute of criminal law and crimmoioHi 
Vol. 18 No. 1: John L. W h itm a n  — dreamer and doer. R i d e ' s  
W illiam  Penn and Witchcraft. R id d e l l ,  W hy not g iv e *  0f 
Oates a chance? W itm e r ,  The history, theory and resul i  
parole. H a y n e s , The individual delinquent. H e in z e n  J  
R y p in s ,  Crime in San Francisco. C ass, Legislation m 
R o b in s o n , The revolt of the jury.

Staats- und Verwaltungsrecht. .
Bayer. Verwaltungsblätter. 75. Jg. H. 11: y. Jan , Präventivpoli*® 

Jos. M a y e r ,  Ein Beitrag z. Frage des Widerrufs v. Verwaltung 
akten. (Schluß folgt.) _ u  6 ‘-

Württemberg. Zeitschr. f. Rechtspflege u. Verwaltg. 20. Jg- 
H o fa c k e r ,  Verwaltgsweg u. Rechtsbeschwerde.

Staats- u. Selbstverwaltg. 8 . Jg. Nr. 12: S to rc k ,  Gedanken ) 
Ausgestaltg. des Verwaltungsbeschlußverfahrens. (Schluß 
Rob. S c h u lz e , D ie rechtliche Stellung des sächsischen 
meisters. (Schluß folgt.) „  . . v.

Beamten-Jahrbuch. 14. Jg. H. 6 : F. M ö l le r ,  D ie Verfolg 8  
Schadensersatzansprüchen d. Beamten im Rechtsweg. rg,

Zeltsohr. f. badische Verwaltg. u. Verwaltungsrechtspflege. o * A e. 
Nr. 6 : C a h n -G a rn ie r ,  Gedanken zur badischen Oemo 
Ordnung. (Schluß folgt.)

A
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20. Jg. Nr. 18: D e l iu s ,  Rechtsverhältnisse 
n. F r ie

reuB- Gemeinde-Ztg. . . .
£er Gemeindebeamten. ^ F r ie d r ic h s ,  Der Amtmann oder Land- 

A r r k i rgermeister als Urkundsbeamter.
Cłl,v für soziale Hygiene und Demographie. 2. Bd. H. 4:

L °e w e n s te in ,  K rit. Bemerkungen zum Bewahrungsproblem 
vom ärztl. u. jurist. Standpunkt. M e r re s , Bemerkungen zum 
^irkungsbereich des neuen Lebensmittelgesetzes. R oesch m an n , 
Das Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten in seiner 
Auswirkung. L e h m a n n , Liegnitz, Neue sozialpolitische Maß­
nahmen f. Erwerbslose. Lucy L ie fm a n n , Der gegenwärtige 
^dand der Gefährdetenfürsorge. H e sse , D ie Regelung des 
Hebammenwesens in den Ländern des Deutschen Reiches. 
L o e w e n s te in , Formulierung des Kreises asozialer Personen 

Entwürfen, in deutschen u. ausländischen Gesetzen. K a p lu n ,  
Arbeiterschutz u. Gewerbehygiene in d. Union d. Sozialistischen 

0 wjetrepubliken.
■»Schrift für Agrar* und Wasserrecht. 8 . Bd. H. 4: W e s th o f f ,  

Aenderungen von Guts-, Gemeinde- u. Stadtbezirks-, von Kreis- 
Provinzgrenzen in einem Umlegungsverfahren in Westfalen. 

H e m p e l, Der rechtl. Charakter d. Verfügungsbeschränkung aus 
§35 AusfGes. z. RSiedlGes. S ch u p p e , Ist zum Ortstermin ge- 
Eiäß § 5  UmlegungsO. eine besond. Ladung d. Beteiligten not- 
Wendig oder genügt die Bekanntmachung des Termins gemäß § 5 
Abs. 2 und § 6  des Gesetzes?

■»schritt für Kommunalwirtschaft. 17. Jg. Nr. 12: Z ie g e r ,  Ent­
wicklung des thüringischen Verfassungs- und Verwaltungsrechts 
5nt* bes. Berücks. des kommunalen Rechts. Carl B e c k e r ,  Weimar, 
^taat u. Selbstverwaltung in Thüringen. G u v e t, Staat u. kom- 
^nnale Polizei in Thüringen. G e rh a rd , Zella-Mehlis, Die 
uuiring. Städte und ihre Beamten.Willeu.Weg. 3. Jg. Nr. 6 : 
v erwaltungsreform.

R a u c h b e rg , D ie tschechoslowakische

Arbeitsrecht.
'e Arbeit. 4. Jg. H. 6 : N ö r p e l ,  Wissenschaft, Gewerkschaften u. 

Ijj» Arbeitsrecht.
epJ*at- Rundschau der Arbeit. 5. Jg. H. 6 : F e is , D ie internat. 

Arbeitsgesetzgebung im Lichte Volkswirtschaft!. Theorien.
U® internat, du travail. Vol. 15. No. 6 : B o t ta i ,  L ’organisation 
syndicale italienne d’après la lo i et le réglement sur les rapports 
c°llectifs du travail. S ie fa r t ,  L ’application du dro it du travail 
?n Allemagne envisagée spécialement du point de vue de la 

Ûa ^ id ic t io n  du travail et de la conciliation. II.
rChlichtungswesen. 9. Jg. Nr. 6  : W i s s e 1, Schlichtungsverfahren 
ln alter Zeit. E r d e l,  Zur Auslegung des § 6 a d. neuen Arbeits- 
2eitVO. D e n e c k e , Ist die Zustimmung der Hauptfürsorgestelle 
° der der Betriebsvertretung erforderlich, wenn die Entlassung 
ei?es Schwerbeschädigten oder eines Betriebsratsmitgliedes wegen 
wichtigen Grundes nicht fristlos, sondern m it einer Frist, insbes. 
der Kündigungsfrist erfolgt? G o e r r ig ,  Keine Klageansprüche 

8 q2: Verbände wegen Verletzung des Art. 159 der RVerf.
* ,e Praxis. 36. Jg. Nr. 23: Joach. F is c h e r ,  D ie gesetzl. Regelung 

Betriebsstillegungen in Deutschland. L e d e re r ,  D ie Reform 
Reirher deutsch-österreichischen Arbeiterversicherung.

nsarbejtsblatt. 7. Jg. Nr. 18: L e d e re r .  Reform u. Ausbau der 
sterreichischen Sozialversicherung.

S,eu.er-Archiv.
Steuerrecht.

^ A rc h iv .  30. Jg. Nr. 6 : K r a tz ,  D ie steuerfreie Abdeckung v. 
^dterbilanzen nach § 15 Abs. 3 des Körperschaftsteuergesetzes, 

em ke, Schuldzinsen, Renten, Dauerlasten als Ausgaben n. d. 
dikommensteuerges. v. 1925. B e c k e r ,  Hanau, D ie Nac 
• Umsatzsteuer b. d. Aerzten. 

geuerblatt. B e c k e r ,  Hanau,
M a e d e l,

S e n f, Reichsfinanzhof u. Reichs- 
„  —w.*uAait. D e c k e r , nanau, D ie Einwirkung des Todes des 
~ euerpflichtigen auf d. Vermögenssteuer 1925/26.
^duerbescheid u. Rechtsmitteifrist. S e ile ,  Steuerermäßigung f.’ 
• ewdrbetreibende bei Haus verkaufen.

•-Ztg. 16. Jg. Nr. 6 : B e u c k , D ie diesjährige Ver-S Ä » ,..- —. -
. genscrklärung. P iß  e l,  Zukunftssicherungen bei leitenden 

hs ^ ŝ eBten u. ihre steuerliche Behandlung. M ir r e ,  Zur Be- 
£ah Ung v* Rückstellungen. B a l l ,  Abzugsfähige Betriebsaus- 

B e u c k , Steuerlich erleichterte Zusammenschlüsse nur 
j> .bls zum 30. Sept. 1927. K ro m b a c h , Sind Zuweisungen auf 

sionsfondskonto abzugsfähig? H o e re s , Spekulationsgeschäfte 
Deut ' f^kommensteuer.

Ä S  Steuerblatt. 10. Jg. Nr. 5: S ch w e d e , Gedanken zum 
q  cnsraumengesetze f. d. Gewerbesteuer u. Grundsteuer. B e c k e r , 
stürT?’ Steuerbeitreibung in sicherungsübereignete Vermögens- 

c W e t te r ,  Das Anwendungsgebiet des §56 EStG. — 
\ y ‘ S c h m id t, Friedberg, Der Rechtsschutz in Steuersachen. 
¿u rF  Gr’ Zurücknahme _ v. Steuerstrafbescheiden. S c h m a lz , 

.. ra:?e d. Steuerhinterziehung in den Fällen der Nichtabführung 
°£dlich bereits festgesetzter fä lliger Steuern. K lu c k h o h n ,  

des N f^pH m g d. Urkunde f. d. Gesellschaftssteuer nach Te il I  B 
Sterne v aPitalverkehrsteuer^esetzes- Z e tz s e h e , D ie gewerbe- 
ües §96 AOe^ an^1Un̂  ^ ankzaP^stel ên* A r l t ,  Zur Auslegung

Finanzfranen. 8 . Jg. H. 6 : L e w in ,  Inländische 
VoranDSStatte’ ständiger Vertreter, inländ. Betriebsvermögen als 
steUe Srf-tzJinSen d. beschränkten Einkommen- u. Vermögens- 

aus üiländ. Gewerbebetrieb. L a d e m a n n , Danzig, 
Bech+c8 ^ 10!118^ ^ 611 d- Reichsfinanzverwaltg. W ie t f e ld ,  Die 
erwerKPr ecllun^. des Reichsfinanzhofs zu d. Frage der Grund- 
d. In<?tSt®9-erPBicht bei Schwarzverkäufen. Sen s t, Der Einfluß 

■» Reiche^ i a t̂unSs~ Instandsetzungskosten auf d. Gewinn n. d. 
2ei*schr » ?-..°mmensteuergesetz 1925.

Kann 6  u‘ Verbrauchssteuern. 7. Jg. Nr. 12: W olfg. H e in e , 
W'erfnr.« .11 we&en Geisteskrankheit Entmündigter gü ltig  eine Unter- ni . i XIUn£ unter q+„___ ___________ -> b 0 83ka w e r t n n o -  u u u u u u u j

^ ecklenb y * J1Iuler- eine Steuerstrafe erklären?
Schu lt i hPTf- Rechtspflege, Rechtswiss., Yerwaltg. 43. Jg. H . (.

> Besteuerung eines außerh. des Stadtgebietes liegenden

Grundstückes durch e. städtische Steuerbehörde. Versäumung d. 
Rechtsmittelfrist gegen die Veranlagung. Oeffentlich-rechtl. Be­
reicherung u. Rückforderung des irrtüm lich Gezahlten.

Völkerrecht usw.
Völkerbundfragen. 1927. Nr. 5: J u n c k e r s to r f f , Das Recht des 

freien Bekenntnisses d. Nationalität.
Preuß. Jahrbücher. 208. Bd. H. 3: R o o m s , Belgische Rechtspraxis 

(gegen die Flamen und die Amnestieklausel des Vertrages von 
Versailles).

Revue de droit internat, privé. 22. Ann. No. 2: D o n n e d ie u  
de V a b re s , Le régime nouveau de l ’extradition d’après la lo i 
du 10 mars 1927. D e lc h e l le ,  Conséquences juridiques de la 
reconnaissance du Gouvernement des Soviets par la France. 

Weltwirtschaft. 15. Jg. Nr. 6 : L e n z , D ie Bedeutung des internat.
Handelsschiedsgerichtsbarkeit f. d. Industrie.

Revue jurid. internat, de la locomotion aérienne. 1927. A vril/Ju in: 
K a f ta l ,  Quelques réflexions au sujet d’une Convention internat, 
concernant le transport par aéronefs des personnes, des bagages 
et des marchandises. L o r ts c h ,  La politique aérienne allemande 
depuis le traité de Versailles.

B. B ûcher.
Allgemeines.

F ra u e n d ie n s t,  Werner. Christian W olff als Staatsdenker. (Histor.
Studien H. 171.) Berlin, Ebering. (195 S.) M. 7,50.

D a h l,  Frantz. Anders Sandoe 0rsted som retslärd. Kobenhavn, 
Aschehoug. (45 S. m. Titelbildnis.)

M e y e r ,  Joh. Jak. Ueber das Wesen d. altindischen Rechtsschriften 
u. ih r Verhältnis zueinander u. zuKautilya. Leipzig, Harrassowitz. 
(440 S.) M. 20.

F e s ts c h r i f t  der Leipziger Juristenfakultät f. V ik tor Ehrenberg zum 
30. März 1926. (Leipziger rechtswiss. Studien H. 21.) Leipzig, 
Weicher. (396 S.) M. 18.

Bürgerliches Recht.
P e s ta lo z z i,  Hans A. Die indirekte Stellvertretung. Zürcher Diss. 

Zürich, Orell Füssli. (120 S.)
K re ß ,  Jos. D ie Aufwertung a) nach allgem. Vorschriften u. b) der 

Hypotheken, Schiffs- u. Bahn-Pfandrechte, Grund-, Rentenschulden
u. Reallasten. Grundriß m. Erlaut. 3. Bearb. München, Schweitzer. 
(120 S.) M. 4,50.

A p t ,  Max. Zur Reform der Anleihe-Ablösung. Berlin, Heymann. 
(32 S.) M. 2.

D e rh a r ,  Hans (d. i. Hans F ü rs te n b e rg ) . Das Ungesetz. (Roman 
gegen das Aufwertungsgesetz.) Berlin, B. Staar. (199 S.) Lw. M. 3, 
wohlfeile Ausg. M. 2.

H e r te l ,  Franz. Erläuterungen zum Reichsmietengesetz, der preuß. 
Ausführgsbestimmungen u. zu d. Vorschriften üb. d. Hauszinssteuer 
im Reiche u. in Preußen, nebst Bekanntm. üb. Mietzinsregelung 
f. Berlin v. 26. 11. 1926. (Hertel, Gesetzl. Miete u. Hauszins­
steuer Te il 2.) Oppeln, Blücherstr. 1, Selbstverl. (280 S.) Lw. 
M. 7.50.

E n tw u r f  e. Ges. z. Aenderang d. Pachtschutzordnung. (Entwürfe 
M  ? i0 tSCh’ Reichstags 1 9 2 7  N r* 25-) Berlin, Heymann. (1 S.)

K o r in te n b e r g ,  Werner. Der Mängelbeseitigungsanspruch u. d. 
Anspruch auf Neuherstellung beim Werkvertrag. Kölner Diss. 
Köln, Kölner Verlags-Anst. (42 S.)

H e n ie ,  Rud. Erleichterung der Ehescheidung? (Sonderabdr. aus d.
Meckl. Zeitschr. f. Rechtspflege.) Rostock, H instorff. M. 1.

H  e n s e 1, Werner. Begrenzung des Rechts an technischen Schöpfungen. 
Berlin, Heymann. (56 S.) M. 3.

M o ra w e tz ,  V. An essay on the éléments of a contract. London, 
Oxford Press. Sh. 10/6.

T o p h a m , A. E. Topham’s New Law of property. 3. ed. London, 
Butterworth. (492 p.) Sh. 15.

Handelsrecht usw.
Ne ave , F. K . George. A  handbook of commercial law. 3. ed.

London, Effingham Wilson. (308 p.) Sh. 8 .
N o rd , Walther. Das Recht d. Aktionäre auf Mitverwaltung. Berlin. 

Vahlen. (48 S.) M. 2.
K le p p a ,  Walther. Grundzüge d. Buchführung, besonders f. Juristen. 

(Posener, Grundriß des ges. deutsch. Reedites in Einzelausgaben 
Bd. 102.) Berlin, Fichtner. ( 8 8  S. m. Abb.) Pp.

M azeaud , Léon. D ie rechtliche Bedeutung der Untemehmenszusammen- 
fassungen in Frankreich. (Le régime jurid ique des unions d’entre­
prises en France.) M. e. Vorrede v. René G a rra u d . Uebers.
v. Rud. Is a y . (Kartell- u. Konzernrecht d. Auslandes H. 1.) 
Berlin, Heymann. (127 S.) Geb. M. 9.

Zivilprozeß usw.
S c h u ltz ,  Heinr. Zivilprozeßordnung u. Gerichtsverfassungsgesetz m. 

d. Einführgsgesetzen, der Bekanntmachung üb. d. Todeserklärung 
Kriegsverschollener, d. EntlastungsVO. usw. Textausg. m. Ver­
weisungen u. Sachverz. 17. Aufl. München, Beck. (657 S.) Lw. 
M. 4,50.

R e ic h h o ld ,  Walther. D ie Revision aus prozessualen Gründen. 
Landau, G. L. Lang. (61 S.)

B e r ic h t  des 13. Ausschusses (Rechtspflege) üb. d. Entw. e. Ges. üb. 
den Vergleich zur Abwendung des Konkurses (Vergleichs-Ordnung). 
(Berichte d. Deutsch. Reichstags 1927, Nr. 12.) Berlin, Heymann. 
(115 S.) M. 2,90.

B ra n d , A rtu r,u . Theod. M e y e r  zum  G o t te s b e rg e . D ie Register­
sachen. Handelsregister, Genossenschafts-, Vereins-, Güterrechts-, 
Muster-, Schiffs- u. Schiffsbauwerksreg. in d. gerichtl. Praxis. 
2., verb. u. bedeutend verm. Aufl. Berlin, Springer. (481 S.) Lw. 
M. 28.50.
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O s b o rn , A. S. The problem of proof, especially as exemplified in 
disputed document trials. 2. ed. London, Sweet & Maxwell. 
Sb. 25.

K e r r ,  W. W. Treatise on the law and practice of injunctions. 6 . ed. 
by M. P a te rs  on. London, Sweet & Maxwell. ¿£ 2/5.

H a rd y .  G. L. The Law and practice of bankmptcy. London, 
Effingham Wilson. (266 p.) Sh. 4.

R u s s e ll,  B. W. Office and practice of a notary of Canada. 2. ed. 
London, Sweet & Maxwell. Sh. 25.

Strafrecht usw.
D as F e m g e r ic h ts b i ld  des Soester Stadtarchivs.^ Hrsg. v. d. Stadt- 

verwaltg. Soest u. d. Verein f. d. Geschichte v. Soest u. der Börde 
m. e. Einl. v. K arl v. A m ira . Leipzig, Hiersemann. (15 S., 4 Taf.) 
Hperg. M. 16.

E n tw u r f  eines Allgem. Deutschen Strafgesetzbuchs (ohne Be­
gründung). (Drucks, des Reichstags Nr. 3390.) Berlin, Heymann. 
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